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Pino hält den Kanzlervorschlag 
„Trabantenstadt“ als Ad-hoc-
Lösung gegen die Wohnungs-
not für ungeeignet. Der Blick 
nach Frankreich zeige, dass das 
Experiment auch schiefgehen 
kann, Stichwort „Banlieue“. 
Bei uns hat die Kommunalpoli-
tik aus den Bausünden der Ver-
gangenheit lebenswerte Nach-
barschaften mit eigenem Flair 
gemacht.� Seite 11

1000 Schulen für unsere Welt:

Bundesweite Vorzeigeprojekte 
GZ-Herausgeber Landrat Stefan Rößle  

im Gespräch mit Bundesministerin Svenja Schulze 
Unter dem Dach der Initiative „1000 Schulen für unsere Welt“ 
sammeln Kommunen bundesweit gemeinsam mit ihren Bürge-
rinnen und Bürgern Spenden für Schulbauprojekte im Globalen 
Süden. Seit Gründung der Initiative im Jahr 2018 sind Hunderte 
neuer Schulen und Entwicklungsmaßnahmen entstanden. Da-
durch können viele Kinder nun regelmäßig zur Schule gehen. 

Die Idee für diese Initiative 
hatte GZ-Herausgeber Landrat 
Stefan Rößle. Nun wurde er von 
Bundesministerin Svenja Schulze 
zum Treffen der „Botschafter*in-
nen für kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit“ ins Bun-
desministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) eingeladen. Die 
Ministerin übernahm im August 
die Schirmherrschaft der vor 
fünf Jahren von den kommuna-
len Spitzenverbänden ins Leben  
gerufenen Gemeinschaftsinitia-
tive. Schulze verwies auf die nie-

derschwellige Einstiegsmöglichkeit für Städte, Landkreise und Ge-
meinden in die Entwicklungszusammenarbeit. Rößles Ansatz sei 
genau der richtige „um ein besseres Verständnis für globale Zu-
sammenhänge zu schaffen und um den Kommunen den Weg für 
weiteres entwicklungspolitisches Engagement zu ebnen“.

Stefan Rößle freut sich über die stetig steigende Anzahl an 
Schulbauprojekten. Zwar ist sein eigener Landkreis Donau-Ries im 
bundesweiten Vergleich mit 68 Schulbauprojekten weiterhin un-
geschlagener Spitzenreiter; doch kommen auch aus allen Bundes-
ländern weitere Schulen hinzu. Rößle hat den Eindruck, dass in-
zwischen ein Schneeballeffekt entstanden ist. Mit Bundesentwick-
lungsministerin Svenja Schulze als neuer Schirmherrin erhofft er 
sich wichtige Chancen, den bundesweiten Bekanntheitsgrad der 
Initiative weiter zu steigern und dadurch möglichst zahlreiche 
neue Schulen und andere Projekte im Globalen Süden zu schaffen.
1000 Schulen für unsere Welt: 
www.1000schulenfuerunserewelt.de . � r

Sondertreffen der Energie- und Wirtschaftsminister in Berlin:

Vorfahrt für Zukunftsinvestitionen
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Um-
schichtung von Geldern in den Klima- und Transformati-
onsfonds des Bundes (KTF) haben sich die Energie- und 
Wirtschaftsminister der Länder gemeinsam mit Bundes-
wirtschaftsminister Dr. Robert Habeck in einer Sondermi-
nisterkonferenz darauf verständigt, dass an den milliar-
denschweren KTF-Projekten festgehalten werden soll.

Wie der bayerische Vorsitzen-
de der Wirtschaftsministerkon-
ferenz, Hubert Aiwanger, be-
tonte, stünden zahlreiche wich-
tige wirtschafts- und energiepo-
litische Projekte auf der Kippe. 
„Wir fordern, dass diese Zu-
kunftsprojekte – von Geother-
mie bis Wasserstoff, von Mik-
roelektronik bis zur Strompreis-
bremse – realisiert werden. Die-
se Vorhaben sind unverzichtbar 
für die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft. Da-
her müssen jetzt Finanzierungs-
möglichkeiten ausgelotet und 
zeitnah vereinbart werden.“

Aiwanger:  
„Keine Denkverbote!“

Der Staatsminister forder-
te, dass Bundeskanzler Olaf  
Scholz zeitnah auf die Minister- 
präsidenten der Länder zugeht, 
um zu besprechen, wie die der-
zeit fehlenden Milliardensum-
men finanziert werden kön-
nen. Aiwanger: „Es geht dar-
um, dass der Wirtschaftsstand-
ort Deutschland auch zukünftig 
auf stabilen Beinen stehen kann 

und unser Wohlstand gesichert 
wird. Dabei darf es keine Denk-
verbote geben.“

Man werde über Notlage 
sprechen, über die Schulden-
bremse oder über Einsparungen 
in anderen Bereichen, so Bay-
erns Wirtschaftsminister. „Ich 
fordere, dabei auch über Einspa-
rungen beim Bürgergeld für Ar-
beitsfähige zu reden, die zumut-
bare Arbeit ohne triftigen Grund 
ablehnen. Zukunftsinvestitionen 
in Wirtschaft und damit Wohl-
stand müssen in Zeiten knap-
per Kassen Vorfahrt haben vor 
einer unkontrollierten Auswei-
tung der Sozialausgaben.“

Entlastungen nicht disponibel

„Wir halten alle Projekte für 
maßgeblich“, erklärte der Vorsit-
zende der Energieministerkon-
ferenz, Sachsen-Anhalts Ener- 
gieminister Prof. Dr. Armin Wil-
lingmann. „Auch geplante Ent-
lastungen der Bürgerinnen und 
Bürger, etwa bei den Netzent-
gelten, sind für uns nicht dispo-
nibel.“

Aus Willingmanns Sicht ist es 

zwingend notwendig, auch für 
das Haushaltsjahr 2024 Maß-
nahmen wie die Aussetzung der 
Schuldenbremse zu prüfen. Zu-
dem hält er es für geboten, dass 
die Schuldenbremse generell re-
formiert wird. Bund und Län-
der müssten sich jetzt gemein-
sam und parteiübergreifend um 
Lösungen bemühen, damit die 
Finanzierung der Vorhaben si-
chergestellt werden kann.

Habeck will  
Vertrauen schaffen

Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck erklärte, es müs-
se nun Vertrauen geschaffen 
werden, dass alle Projekte, die 
mit dem Klima- und Transforma-
tionsfonds erarbeitet worden 
seien, auch möglich gemacht 
werden sollten. „Es hat sich 
durch den Klimatransformati-
onsfonds in Deutschland ein 
Ökosystem des Aufbruchs eta-
bliert, eine Haltung in den Be-
trieben, in die Zukunft zu inves-
tieren.“ Nun gelte es, schnell ei-
ne Lösung zu finden, um die Mil-
liardenlücke zu kompensieren, 
unterstrich der Minister. Ver-
schiedene Vorschläge lägen da-
zu auf dem Tisch. Mit Blick auf 
die Union als größte Oppositi-
onspartei im Bundestag meinte 
Habeck, es wäre gut, wenn alle 
demokratischen Kräfte eine Lö-
sung finden würden. � DK

KPV-Bundeskongress in Kassel:

„Grundsätzlich 
kommunal“

Beim diesjährigen Kongress-kommunal der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CDU und CSU in Kassel legte die Bun-
des-KPV ihr Augenmerk auf das Superjahrwahl 2024 mit 
Europawahlen, drei Landtagswahlen und neun Kommunal-
wahlen, die die Weichen für die nächsten Jahre stellen wer-
den. Zudem stand die inhaltliche Debatte über das neue 
Grundsatzprogramm der CDU auf der Agenda des zweitägi-
gen Kongresses unter dem Motto „Grundsätzlich kommunal“.

Vor rund 500 Teilnehmern 
aus Politik, Kommunalwirtschaft 
und Verbänden verwies Chris-
tian Haase, KPV-Bundesvorsit-
zender und haushaltspolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, darauf, dass Infla-
tion, hohe Energiekosten, eine 
schwächelnde Wirtschaft und 
der Krieg in der Ukraine und im 
Nahen Osten die Menschen be-
lasteten und verunsicherten. 
Noch nie sei das Vertrauen in 
die staatlichen Institutionen so 
schwach gewesen. 70 Prozent 
der Menschen glaubten nicht, 
dass der Staat die anstehenden 
Herausforderungen bewältigen 
kann. Mit dem vernichtenden 
Haushaltsurteil aus Karlsruhe 
wachse die Unsicherheit weiter.

„Wir Kommunalen der Uni-
on unterstützen die EVP dabei, 
wieder stärkste Kraft im EU-Par-
lament zu werden und Motor 
zu sein für ein Europa der Men-
schen“, betonte Haase. „Wir 
müssen gemeinsam dafür Sor-
ge tragen, dass die nächste 
EU-Kommission, den Mitglieds-
staaten, ihren Regionen und ih-
ren Kommunen neuen Hand-
lungsspielraum verschafft und 
nur dort tätig wird, wo europä-
ische Regelungen wirklich not-
wendig und verhältnismäßig 
sind und dies stets nachvollzieh-
bar begründet.“

Klares Bekenntnis  
zu den Kommunen

Vom neuen Grundsatzpro-
gramm der CDU Deutschlands 
erwarten die Kommunalen in 
der Union ein klares Bekenntnis 
für starke kommunale Struktu-
ren und eine starke kommunale 
Selbstverwaltung. Denn immer 
mehr Gemeindevertreter sähen 

keinen Spielraum, um Politik vor 
Ort tatsächlich zu gestalten, weil 
ihnen schlicht das notwendige 
Geld dafür fehlt, stellte Haase 
fest: „Pflichtaufgaben, wie der 
Ausbau von Kita- und Hortplät-
zen, binden die Mittel. Erschwe-
rend hinzu kommen die unzähli-
gen Vorschriften und Prüfungen, 
die jegliche kreative Lösung ver-
hindern. Wo nur noch der Not-
stand verwaltet werden kann, 
findet sich auch niemand, der 
für ein kommunales Amt kandi-
dieren möchte. Das gefährdet 
unsere Demokratie.“

Gestaltungsspielraum 
erweitern

Statt eines immer engeren 
Korsetts müsse der Gestaltungs-
spielraum der Kommunen er-
weitert werden. Im Wettbewerb 
vor Ort entstünden die besseren 
Lösungen. Haase: „Die kommu-
nale Daseinsvorsorge ist unsere 
Visitenkarte. Die föderale Ord- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Plädoyer für  
Modernisierung

Die Mobilitätswende, die geplante EU-Luftqualitätsrichtlinie und 
die Kindergrundsicherung standen im Zentrum der jüngsten virtuel-
len Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags. Nach Ansicht des 
Kommunalverbands sollen Bund und Länder gemeinsam mit den 
Kommunen möglichst schnell den geplanten Ausbau- und Moder-
nisierungspakt für den ÖPNV zum Laufen bringen. Dafür brauche 
es dringend mehr finanzielle Mittel. Außerdem müsse die Finanzie-
rung des Deutschlandtickets schnell und dauerhaft geklärt werden.

„Die Mobilitätswende darf 
kein leeres Versprechen blei-
ben. Wir wollen mehr Menschen 
dafür gewinnen, auf Busse und 
Bahnen umzusteigen. Wir wollen 
Strecken ausbauen, den Takt ver-
bessern und mehr klimaneutrale 
Fahrzeuge einsetzen“, erläuterte 
der Vizepräsident des Deutschen 
Städtetags, Leipzigs Oberbürger-
meister Burkhard Jung. Je attrak-
tiver das Angebot des ÖPNV sei, 
desto mehr Menschen stiegen 
vom eigenen Auto um. 

Dies sorge für weniger Staus, 
bessere Luft und sei ein ele-
mentarer Beitrag zum Klima-
schutz. Bereits heute trügen 
die Kommunen über 4 Milliar-
den Euro pro Jahr zur Finanzie-
rung des ÖPNV bei – „ein großer 
Kraftakt“, wie Jung bemerkte.

Nötig wären 
massive ÖPNV-Investitionen

Um das aktuelle Angebot aus-
zubauen und attraktiver zu ge-
stalten, müsse massiv in den öf-
fentlichen Personennahverkehr 
investiert werden. Jedoch stock-
ten die Gespräche zwischen 
Bund und Ländern zum ange-
kündigten Ausbau- und Moder-
nisierungspakt für den ÖPNV 
seit Monaten. „Damit steht die 
Verkehrswende aktuell auf dem 
Abstellgleis“, machte der Städ-
tetagsvize deutlich.

Jung fordert mehr Tempo

Jung zufolge wollen sich die 
Landesverkehrsminister erst im 
kommenden Jahr weiter über 
die Finanzierung des ÖPNV un-
terhalten; zudem habe der Bund 
deutlich gemacht, dass er frü-
hestens ab 2025 weitere Fi-
nanzzusagen machen wird. Da-
mit sei schon jetzt klar, dass es 
bis zur nächsten Bundestags-
wahl keinen Ausbau des ÖPNV 
geben kann, der für die Bürger 
mehr Qualität und bessere Ver-
bindungen bringt. Denn selbst 

wenn die Städte morgen inves-
tieren könnten, dauerten allein 
Ausschreibungen für neue Stre-
cken oder Fahrzeuge mindes-
tens zwei Jahre. Vor diesem Hin-
tergrund forderte Jung „deut-
lich mehr Tempo“: Bund und 
Länder müssten sich schnell auf 
eine Finanzierungslösung für 
den ÖPNV-Ausbau einigen, die 
dann spätestens ab dem 1. Janu-
ar 2025 gilt.

Regionalisierungsmittel  
erhöhen

Darüber hinaus plädiert der 
Deutsche Städtetag unter ande-
rem, die Regionalisierungsmittel 
ab sofort jedes Jahr um 1,5 Mil-
liarden Euro gegenüber dem je-
weiligen Vorjahr zu erhöhen und  
� (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Herbert Volkamer 
97348 Einersheim  

am 8.12.

Bürgermeister Jürgen Zinnert 
95460 Bad Berneck  

am 20.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Schermer 

85072 Eichstätt  
am 8.12.

Bürgermeister Walter Gloßner 
91790 Nennslingen  

am 12.12.

Landrat Bernhard Kern  
83435 Bad Reichenhall  

am 12.12.

Bürgermeister Roman Berr 
92268 Etzelwang  

am 14.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Sandra Dietrich-Kast  
89364 Rettenbach  

am 9.12.

Bürgermeister Klaus Faatz  
96172 Mühlhausen  

am 15.12.

Bürgermeister Willi Fleckenstein 
63831 Wiesen  

am 18.12.

Bürgermeister Helmut Bauz 
91186 Büchenbach  

am 19.12.

Bürgermeister Karl Mair  
83071 Stephanskirchen  

am 20.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister a.D. 
Peter Wachler, MdL 
86865 Markt Wald  

am 8.12.

Bürgermeister Holger Bezold 
91077 Dormitz  

am 11.12.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ7. Dezember 2023

GZGZ
Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unser 
nächster Termin steht fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Akademie

Krisenprävention
12. Dezember 2023, 14:00 – 16:30 Uhr

Keine Kommune kommt ohne Krisen aus. Krisen müssen aber 
nicht in Katastrophen führen. Wie sind Krisen aufgebaut und was 
kann man im Vorfeld tun, um sich bestmöglich vorzubereiten? Das 
Seminar zeigt Modelle und Vorgehensweisen und lässt Lösungen 
aufscheinen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

Preise der Bayerischen Landesstiftung:

Engagierter Einsatz für das Gemeinwohl
„Gerade in Krisenzeiten muss außergewöhnliches Engagement 
für unsere Heimat besonders honoriert werden. Die jährliche Ver-
leihung der Preise der Bayerischen Landesstiftung für hervorra-
gende Leistungen ist daher im Jahr 2023 wichtiger denn je“, stell-
te Finanz- und Heimatminister Albert Füracker bei der Übergabe 
der Kultur-, Sozial- und Umweltpreise 2023 der Bayerischen Lan-
desstiftung in München fest. Die Preise der Bayerischen Landes-
stiftung – je Kategorie mit 30.000 Euro dotiert, verteilt auf jeweils 
drei Prämierte – seien nicht nur eine Bestätigung für das eigene 
Handeln der Preisträger, sondern auch eine Anerkennung der Öf-
fentlichkeit für die geleistete Arbeit.

Mit dem Sozialpreis wurden 
die Inklusionsgarde der Karne-
valgesellschaft Narragonia Re-
gensburg 1848 e.V., die Landes-
stelle für Glücksspielsucht in 
Bayern und die Straßenambu-
lanz St. Franziskus e.V. in Ingol-
stadt ausgezeichnet.

Inklusionsgarde fördert 
„Tanzen ohne Grenzen“

Die Narragonia Regensburg ist 
die älteste Faschingsgesellschaft 
Bayerns und bereits seit über 
zehn Jahren der erste Faschings- 
bzw. Karnevalsverein mit Men-
schen mit Behinderung in akti-
ver Faschingskultur im Freistaat. 
Die Inklusionsgarde fördert un-
ter dem Motto „Tanzen oh-
ne Grenzen“ auf sportliche so-
wie tänzerische Art und Weise 
das Selbstvertrauen der rund 26 
Kinder, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen. Ohne den Einsatz 
der ehrenamtlichen Trainer und 
Betreuer wäre ein derartiges 
Projekt nicht möglich.

Detektivgeschichte  
gegen Glücksspielsucht

Das kostenlose Kinderbuch 

„Mein Papa, die Unglücksspie-
le und ich“ der Landesstelle für 
Glücksspielsucht in Bayern er-
zählt eine Detektivgeschichte, 
in der eine Tochter erfährt, dass 
ihr Vater an Glücksspielsucht lei-
det. Dabei werden Fach- und Er-
fahrungswissen aus dem Sucht-
bereich kreativ umgesetzt und 
es wird kindgerecht erklärt, wie 
es zur Glücksspielsucht kommt 
und welche Hilfen es gibt. Das 
für Kinder ab acht Jahren geeig-
nete Buch leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur Präventi-
on und Gesundheitsförderung 
von belasteten Kindern und bie-
tet Hilfe für betroffene Spieler 
und deren Angehörige.

Straßenambulanz

Ziel der im Jahr 2005 von Bru-
der Martin Berni gegründeten 
Straßenambulanz St. Franziskus 
e.V. in Ingolstadt ist es, sozial be-
nachteiligte Menschen aus Ar-
mut und Sucht zurück in ein men-
schenwürdiges Leben zu führen. 
Nach dem Vorbild des heiligen 
Franziskus von Assisi sind die Tä-
tigkeiten hierfür vielseitig: von 
der kostengünstigen Vermietung 
möblierter Zimmer, Heranfüh-
rung von Langzeitarbeitslosen 
ohne berufliche Qualifikationen 
und jungen Erwachsenen ohne 
Schulabschluss an das Arbeitsle-
ben, therapeutischen Wohnge-
meinschaften für suchtabhängi-
ge Menschen bis hin zur medizi-
nischen Versorgung und vielen 
weiteren Angeboten. Die Ver-
einsarbeit und das vorbildliche 
Engagement der vielen Helferin-
nen und Helfer wird ausschließ-
lich durch Spenden und Partner-
schaften finanziert.

Umweltpreis

Über den Umweltpreis freu-
ten sich die TE Connectivity Ger-
many GmbH, der Bayerische 
Landesbund für Vogel- und Na-
turschutz e.V. (LBV) und der Bay-
erische Industrieverband Bau-
stoffe, Steine und Erden e.V. 
(BIV) sowie der Lifeguide Region 
Augsburg e.V.

Die Firma TE Connectivi-
ty Germany GmbH am Stand-
ort Sinbronn in Dinkelsbühl ist 
ein Musterbeispiel für umwelt-
schonende Produktionstech-
niken. Die Firma hat ein Recy-
clingkonzept für eine abwasser-
freie Produktion entwickelt und 
produziert bereits seit 2019 am 
Standort Dinkelsbühl vollstän-
dig abwasserfrei. Durch neue 
Techniken wird Spülwasser und 
damit die Abwassermenge re-
duziert, zusätzlich werden wert-
volle Rohstoffe zurückgewon-
nen und wiederverwendet. 
Auch das verbleibende Abwas-
ser wird entsalzt und ist im An-
schluss für die Produktion wie-
der einsetzbar.

Projekt „Natur auf Zeit“

Mit ihrem gemeinsamen Pro-
jekt „Natur auf Zeit“ machen 
sich die LBV und BIV gemeinsam 
mit der Industrie, den Natur-
schutzbehörden und dem Bay-
erischen Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz 
für den Erhalt von Amphibienar-
ten in Rohstoffgewinnungsstät-
ten stark. Durch Kooperations-
verträge und Umsiedlungsmaß-
nahmen gelingt es, zusammen 
mit örtlichen Unternehmen den 
Rohstoffabbau mit dem Erhalt 
des Lebensraums der Amphibi-

enpopulationen in Einklang zu 
bringen.

Seit mehr als sieben Jahren 
setzt sich der gemeinnützige 
Verein Lifeguide für nachhal-
tige Entwicklungen in und um 
Augsburg ein. 2018 wurde bei-
spielsweise der erste Stadtfüh-
rer mit Informationen und Tipps 
für nachhaltige Einkäufe und lo-
kale Initiativen herausgegeben. 
Der Verein bietet neben sei-
nem Internetportal auch vielfäl-
tige Aktivangebote an, zum Bei-
spiel Stadtrundgänge mit um-
weltfreundlichen Aspekten wie 
Architektur, Mobilität, grüne 
Stadtviertel und ökologische In-
itiativen.

Kulturpreis

Mit dem Kulturpreis wurden 
Rotraut Freifrau Stromer von 
Reichenbach-Baumbauer, das 
Theater Augenblick sowie Ha-
rald Rüschenbaum und die Jazz 
Juniors bedacht.

Als leuchtendes Vorbild der 
bayerischen Denkmal-Kultur-
pflege hat Freifrau Stromer von 
Reichenbach-Baumbauer ihr 
Leben dem Erhalt von Schloss 
Grünsberg gewidmet. Sie brach-
te das in Altdorf bei Nürnberg 
gelegene Schloss in die Stro- 
mer-Familienstiftung ein und 
unterstützte dessen Erhalt 
durch erhebliche persönliche fi- 
nanzielle Mittel. Schloss Grüns-
berg spiegelt die gesamtdeut- 
sche Kulturgeschichte wider 
und bietet unterhaltsame Be-
sichtigungen und Konzerte für 
Besucher an.

Das Theater Augenblick, be-
reits seit 25 Jahren ein eigen-
ständiger Fachbereich der 
Mainfränkischen Werkstätten 
in Würzburg, ist wahr geworde-
ne Inklusion und Integration. Es 
ist das erste und einzige Thea-
ter in Bayern, in dem Menschen 
mit Behinderung als Schauspie-
ler wirken und das Schauspie-
len als Beruf ausüben. Die Ak-
teure können hierbei ihre eige-
nen Ideen und Vorstellungen in-

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker: 

Heimatbericht 2022 
Ländlicher Raum in Bayern gewinnt weiter an Attraktivität
„Die Bayerische Staatsregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
gleichwertige Lebensverhältnisse und Arbeitsbedingungen in 
Stadt und Land zu schaffen und zu erhalten – diesem Ziel kom-
men wir kontinuierlich näher! Gemeinsam setzen wir uns da-
für ein, dass in allen Regionen des Freistaats gleichwertige Rah-
menbedingungen und Entwicklungsmöglichkeiten bestehen. 
Nicht nur die großen Städte, sondern vor allem auch die ländli-
chen Regionen Bayerns bieten attraktive Standorte zum Woh-
nen und Arbeiten! Unser aktueller Heimatbericht zeigt, Bayerns 
ländlicher Raum befindet sich im stetigen Wandel und gewinnt 
deutlich an Attraktivität. Insbesondere holt er im Bereich Wirt-
schaftskraft enorm auf und leistet damit einen wichtigen Bei-
trag für einen starken und zukunftssicheren Wirtschaftsstand-
ort Bayern“, verkündet Finanz- und Heimatminister Füracker 
anlässlich der Veröffentlichung des Heimatberichts 2022.

„Die demografische Entwicklung, der Klimawandel und die 
derzeitige geopolitische Lage sind aktuell herausfordernde The-
men. Wir gehen diese auch zukünftig tatkräftig und gemeinsam 
mit unseren Bürgerinnen und Bürgern an. Unser langfristiges Ziel 
ist es, unsere erfolgreiche und lebenswerte Heimat Bayern für 
künftige Generationen zu erhalten und fortzuentwickeln!“, be-
tont Füracker.

Der jährlich veröffentlichte Heimatbericht gibt einen Überblick 
über die Entwicklung des ländlichen Raumes sowie der Verdich-
tungsräume in Bayern und stellt Maßnahmen der Bayerischen 
Staatsregierung zur Aktivierung dieser Gebiete vor. Alleinstel-
lungsmerkmal des Berichts ist die Analyse nach den Gebietska-
tegorien „Ländlicher Raum“ und „Verdichtungsraum“. Besonders 
hervorzuheben in diesem Heimatbericht ist, dass die Bevölke-
rung 2022 erstmals in allen sieben Regierungsbezirken gewach-
sen ist. Die Zahl der Geburten hatte 2021 den höchsten Wert 
seit 1992 erreicht, sank jedoch 2022 wieder. Der Heimatbericht 
2022 zeigt, dass sich die Wirtschaftskraft des ländlichen Raumes 
und des Verdichtungsraumes immer weiter annähern. Vergli-
chen mit dem Jahr 2011 stieg das Bruttoinlandsprodukt 2021 im 
ländlichen Raum um 36,9 Prozent und im Verdichtungsraum um 
38,5 Prozent.
Heimatbericht 2022 im Internet:
https://www.stmfh.bayern.de/heimat . � r

tegrieren und gemeinsam mit 
dem Ensemble die Theaterstü-
cke erarbeiten. Dabei spielt ih-
re Behinderung in den Theater-
stücken keine Rolle. Seit 2022 
besitzt das Theater eine neue, 
dauerhafte Spielstätte im Kul-
turspeicher.

Der erfolgreiche Jazzmusiker 
und weltweit vernetzte Jazzpäd-
agoge Harald Rüschenbaum bil-
det als künstlerischer Leiter des 
Landes-Jugendjazzorchesters 
Bayern in Marktoberdorf den 
Fixpunkt des Workshops „Jazz 
Juniors“. Dieser ist seit mehr 
als 30 Jahren Teil des pädago-
gischen Konzepts der künstle-
rischen Nachwuchsförderung. 
Dabei spielen Kinder und Ju-
gendliche in kleinen Bands Mu-
sik ohne Noten, basierend nur 
auf Rhythmik, Stilistik und Ge-
hör. Harald Rüschenbaum und 
„Jazz Juniors“ sind damit ein Pa-
radebeispiel für erfolgreiche 
Nachwuchsarbeit im kulturellen 
Bereich.

13.400 Projekte

Staatsminister Füracker zu-
folge wurden seit der Stif-
tungsgründung 1972 Zuschüs-
se für mehr als 13.400 Projek-
te mit einer Gesamtsumme von 
über 715 Millionen Euro durch 
die Bayerische Landesstiftung 
zur Verfügung gestellt. Allein 
im Jahr 2022 hat der Stiftungs-
rat der Bayerischen Landesstif-
tung für Kultur- und Sozialpro-
jekte im Freistaat Zuschüsse von 
über 14 Millionen Euro bewil-
ligt. 2023 wurden beispielswei-
se 500.000 Euro zur Errichtung 
eines Museumsgebäudes für die 
Dauerausstellung und die Neu-
gestaltung der Außenanlagen 
des Deutsch-Deutschen Muse-
ums in Mödlareuth zur Verfü-
gung gestellt. In Bamberg wur-
de die Sanierung des Barockflü-
gels des Schlosses Geyerswörth 
mit 305.000 Euro gefördert. Zu-
dem wurde mit einem Zuschuss 
von 362.000 Euro der Bau des 
Nachsorgezentrums für ehema-
lige krebskranke Kinder im Wei-
ler Brennthal, Gemeinde Zeit-
larn (Landkreis Regensburg) un-
terstützt. � DK

Landtagsausschüsse:

CSU-Fraktion sichert sich 
wichtige Vorsitze

Die 14 Fachausschüsse des Bayerischen Landtags haben in ihren 
konstituierenden Sitzungen ihre Vorsitzenden und Stellvertreter 
gewählt. Durch die Änderung der Geschäftsordnung stellten CSU, 
Freie Wähler und SPD sicher, dass die AfD nicht den Vorsitz in ei-
nem der drei begehrten Ausschüsse Finanzen, Inneres und Recht 
beanspruchen kann. In einer emotional geführten Debatte sprach 
die AfD von einem Missbrauch der Geschäftsordnung und von 
einem „kleinen Ermächtigungsgesetz für die Regierungsfraktio-
nen“. Neben der AfD stimmten auch die Grünen gegen die Ände-
rung der Geschäftsordnung. Sie argumentierten, man hätte einen 
Vorsitz der AfD in den wichtigen Ausschüssen auch auf anderem 
Wege verhindern können.

Bislang galt das Verfahren 
nach Sainte-Laguë/Schepers. Da-
nach hätte sich die CSU als größte 
Fraktion zunächst nur einen Aus-
schussvorsitz aussuchen dürfen, 
anschließend die Freien Wäh-
ler und dann die AfD, nun dritt-
größte Fraktion und größte Op-
positionspartei. Das sogenannte 
D‘Hondt-Verfahren ersetzt jetzt 
diese Methode. Die Konsequenz: 
Die CSU-Fraktion durfte anfangs 
gleich zweimal wählen und so 
nutzte der CSU-Fraktionsvorsit-
zende Klaus Holetschek den Erst-
zugriff der Regierungsfraktionen, 
um den Vorsitz in den wichtigen 
Ausschüssen für „Staatshaushalt 
und Finanzfragen“ (Josef Zellmei-
er) sowie für „Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Integra-
tion“ (Petra Guttenberger) zu si-
chern. Der Vorsitz im Ausschuss 
für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport ging an Ro-
land Weigert (Freie Wähler).

„Um die Reihenfolge festzu-
legen, nach der die Fraktionen 
auf die Ausschüsse zugreifen 
dürfen, haben wir mit d´Hondt 
das Verfahren gewählt, das die 

Mehrheitsverhältnisse am bes-
ten abbildet und auch in an-
deren Landtagen zum Tragen 
kommt“, erläuterte Holetschek. 
„Ein positiver Nebeneffekt da-
von war, dass bei den staats-
politisch-relevanten Ausschüs-
sen der Erstzugriff bei uns lag. 
Diese Entscheidung war rich-
tig, was auch dadurch deutlich 
wird, dass die SPD hier mitge-
stimmt hat. Die Empörung der 
AfD ist vorgeschoben. Dass sie 
im Plenum mit dem nationalso-
zialistischen Ermächtigungsge-
setz von 1933 argumentiert, ist 
unsäglich und völlig deplatziert. 
Und dass die Grünen gemein-
sam mit der AfD gegen diese 
Verfahrensänderung gestimmt 
haben, wundert mich schon 
sehr.“ Auch die Federführung 
in den Ausschüssen für „Woh-
nen, Bau und Verkehr“ mit Jür-
gen Baumgärtner, „Gesundheit, 
Pflege und Prävention“ (Bern-
hard Seidenath), „Umwelt und 
Verbraucherschutz“ (Alexan-
der Flierl), „Bildung und Kultus“ 
(Dr. Ute Eiling-Hütig) und „Er-
nährung, Landwirtschaft, Fors-

ten und Tourismus“ (Petra Högl) 
liegt bei der CSU-Fraktion. Ho-
letschek zufolge sind das alles 
„zentrale Themen, bei denen 
sich die Fraktion als Denkfabrik 
sieht. Hier werden wir wichtige 
Impulse setzen.“ Bei den Wah-
len zu Vorsitzenden der Aus-
schüsse „Ernährung, Landwirt-
schaft, Forsten und Tourismus“ 
und „Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regiona-
le Beziehungen“ mussten die 
AfD-Kandidaten empfindliche 
Niederlagen hinnehmen. Holet-
schek bezeichnete dies als „ein 
wichtiges Zeichen und klares 
Statement unserer Abgeordne-
ten“. Die AfD stehe für Positio-
nen, die mit unserer Demokra-
tie nicht vereinbar sind. „Sie dul-
det widerspruchslos Personen 
unter Nazi-Verdacht in den eige-
nen Reihen und setzt demokra-
tische Entscheidungen mit dem 
Ermächtigungsgesetz der Nazis 
gleich. Die Fraktionsvorsitzende 
Ebner-Steiner schweigt dazu be-
harrlich. Sie muss endlich Stel-
lung beziehen. Die Bürger ha-
ben ein Recht darauf zu wissen, 
wo die AfD steht.“ � DK

Neuer Integrationsbeauftragter Karl Straub, MdL:

„Migration mit Herz und Verstand“
Zum neuen Integrationsbeauftragten der Staatsregierung ernann-
te Ministerpräsident Dr. Markus Söder Karl Straub, MdL. Ziel der 
Amtszeit des neuen Beauftragten ist die Etablierung eines ganz-
heitlichen Ansatzes, der alle Aspekte des Themenbereichs Asyl, 
Integration und Migration miteinander verbindet.

„Ich bin kein Schönwetterpo-
litiker und möchte daher in den 
kommenden fünf Jahren dahin, 
wo es wehtut: direkt ins Gesche-
hen, wo mich unschöne und for-

dernde Themen erwarten. Gu-
te Entscheidungen im Bereich 
Migration kann nur treffen, wer 
die missliche Lage der Men-
schen versteht, die sich auf den 
Weg machen. Daher werde ich 
mich direkt vor Ort mit den Men-
schen unterhalten und mir selbst 
ein Bild von den Bedingungen 
sowohl hier in Bayern, auf den 
Hauptfluchtrouten und in den 
Herkunftsländern machen. Ich 
möchte die Migrationspolitik hu-
manitärer gestalten, ohne Rah-
menbedingungen und Sachzwän-
ge aus den Augen zu verlieren.“

Handlungsbedarf

Zudem weist der Beauftrag-
te auf den akuten Handlungsbe-
darf in der Unterbringung und 
den Aufnahmestrukturen hin: 
„Wir müssen unsere Aufnahme-
strukturen entlasten und illegale 
Migration begrenzen. Wir haben 
die Grenze des Machbaren be-
reits überschritten. Die perma-
nente Überforderung unserer 
Strukturen stößt zunehmend auf 
Ablehnung in der Gesellschaft. 
Die Qualität der Integration des 
Einzelnen hängt auch davon ab, 
wie sich die Aufnahmebereit-
schaft der hier lebenden Bevöl-
kerung entwickelt. Zudem ist es 
von zentraler Bedeutung, die Le-
bensbedingungen in den Her-
kunftsländern zu verbessern.“ r

https://gemeindezeitung.webex.com/weblink/register/rf29dd374cdccd9f69cc685bc739b9688
https://www.stmfh.bayern.de/heimat/
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das Jahr 2023 neigt sich 
dem Ende zu und es ist wieder 
Zeit für einen kleinen Jahres-
rückblick aus Sicht der Kom-
munalpolitischen Vereinigung 
der CSU. 

2023 war das Jahr der 19. 
Bayerischen Landtags- und 
Bezirkstagswahl. So haben wir 
uns im Vorfeld der Wahl in-
tensiv mit den kommunalpo-
litischen Schwerpunktthemen 
für die Wahl am 8. Oktober 
beschäftigt und unsere Stand-
punkte in zahlreichen Gesprächen bei den baye- 
rischen Funktions- und Entscheidungsträgern 
positioniert und das mit Erfolg! Der neue Koa-
litionsvertrag, die Willensbekundung der Baye-
rischen Staatsregierung für die aktuelle Legisla-
turperiode, trägt eine klare kommunalpolitische 
Handschrift. Diese reicht u. a. von einer gesicher-

ten finanziellen Grundausstattung der Kommu-
nen über den stetigen Bürokratieabbau bis hin 
zur verstärkten Unterstützung von ländlichen 
Räumen, erneuerbaren Energien und der regio-
nalen Gesundheitsversorgung. Als KPV werden 
wir uns für eine kommunalfreundliche Umset-
zung des Koalitionsvertrags in den nächsten Jah-
ren einsetzen, denn ohne den Rückhalt und die 

Unterstützung des Freistaats 
sind die anstehenden Heraus-
forderungen für die Kommu-
nen kaum zu stemmen. 

Mit Stolz können wir als KPV 
auch sagen, dass 85 Prozent 
der CSU-Landtagsabgeordne-
ten aktive Kommunalpolitiker 
sind, was die kommunalpoli-
tische Verwurzelung unserer 
Fraktion im Bayerischen Land-
tag nochmals unterstreicht. 
Ebenso erfreulich ist, dass die 
CSU wieder alle Bezirkstags-
präsidenten stellt. Dies ist ein 
klares Signal für unsere starke 
Vertretung in den sieben baye-

rischen Regierungsbezirken. 
Im Jahr 2023 haben wir als KPV auch erst-

mals und sehr erfolgreich einen Kongress für al-
le CSU-Kommunalpolitikerinnen am Weltfrauen-
tag organisiert und mit der Bayerischen Staats-
ministerin Ulrike Scharf über aktuelle famili-
en- und bildungspolitische Themen gesprochen 
sowie mit dem Fraktions- und Parteivorsitzen-
den der Europäischen Volkspartei (EVP) Manfred 
Weber über die anstehenden Europawahlen im 
Jahr 2024 diskutiert. Das politische Jahr werden 
wir mit einer Sitzung mit dem neuen CSU-Frak-
tionsvorsitzenden im Bayerischen Landtag Klaus 
Holetschek sowie dem alljährlichen KPV-Vorge-
spräch zum Kommunalen Finanzausgleich ab-
schließen. 

2023 war ein Jahr voller alter und neuer Her- 
ausforderungen. Wir als KPV blicken optimis-
tisch in die Zukunft und werden auch in 2024 die 
Interessen aller kommunaler Ebenen weiterhin 
wirksam vertreten. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Ein Jahr im Zeichen 
der Wahlen und der 

Kommunalpolitik

Liebe Leserinnen
und Leser,

7. Dezember 2023

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

„Dem Auto vertraut man doch auch!“
Ethikratsvorsitzende fordert im Münchner Presse-Club blindes Vertrauen

„Ich setze mich ins Auto und vertraue darauf, dass es funktioniert.“ 
Und zwar ohne die Funktionsweise zu verstehen: „Ich würde auch 
nicht verstehen, wie meine Mikrowelle funktioniert, das interes-
siert mich auch nicht“, so begründete Alena Buyx, Vorsitzende des 
Deutschen Ethikrats, ihre Forderung danach, dass Bürgerinnen und 
Bürger ‚der Wissenschaft‘, wie sie sie versteht, unreflektiertes Ver-
trauen entgegenzubringen haben. Immerhin, so ergänzte sie im 
Münchner Presseclub, stünden sonst auch die Medien – insbeson-
dere die öffentlich-rechtlichen – schnell am Pranger.

„Zerbricht unsere Gesellschaft 
an Hass und Hetze?“, lautete 
der eigentliche Vortragstitel, zu 
dem PresseClub-Ehrenvorsit-
zender Peter Schmalz die Ethik- 
rats-Vorsitzende eingeladen 
hatte. Recherchen im Internet 
ließen ein interessiertes Pub-
likum auf ein breites Themen- 
spektrum der Veranstaltung 
hoffen. Buyx fand aber schnell 
das Thema, das ihr offenbar be-
sonders auf den Nägeln brann-
te: In Teilen der Bevölkerung 
macht sie die feste Überzeu-
gung aus, dass die Corona-Imp-
fungen nutzlos, mehr noch, so-
gar gefährlich seien. „Leider ha-
ben wir gerade Impfmüdigkeit“, 
bedauerte die Medizinethikerin, 
die in Corona-Hochzeiten „Jetzt 
impfen, was die Spritze hergibt“, 
forderte. Auf explizite Nachfra-
ge erzählt sie von ihrer bevor-
stehenden fünften C-Impfung 
und weiterer Antigenkontakte.

Zu jedem Problem sollte man 
beide Parteien hören, versicher-
te Buyx. „Was man jedoch von 
Seiten der Impfgegner zu hören 
bekomme, erklärte sie lapidar, 
„sei alles totaler Quatsch“. 

Kein Wunder, dass sich nach 
der Veranstaltung im Internet 
sehr schnell eine große Empö-
rungswelle Bahn brach. Dabei 
waren es keineswegs nur Impf- 
skeptiker, die sich über nicht ve-
rifizierbare Aussagen echauf-
fierten; vielmehr waren es Hun-
derte Kritiker, die sich über den 

Ton empörten, in dem sich die 
Wissenschaftlerin gegen jede 
und jeden wandte, der nicht ih-
re Auffassung teilt.

„Schwachsinn und Kokolores“

Immer wieder, so Buyx, er-
halte sie von diesen Leuten 
„Pamphlete“, die auf den ersten 
Blick sogar wie wissenschaftli-
che Paper aussähen: „Aber ge-
hen Sie da mal rein, es ist alles 
totaler Kokolores.“ Zwar wimm-
le es vor Quellen. Doch kom-
me man schnell auf Websei-
ten, wo einem jemand „irgend-
einen Schwachsinn verkaufen 
will“. Alena Buyx kann die um 
sich greifende Skepsis, was die 
Corona-Maßnahmen, die Coro-
na-Impfung, überhaupt die Po-
litik und die Wissenschaft anbe-
langt, nicht nachvollziehen. Sie 
fordert von den Bürgern, mehr 
zu vertrauen. In anderer Hin-
sicht vertraue man doch auch: 
Auto, Mikrowelle ... das wolle 
man doch auch nicht verstehen.

„Komplexitätsreduktion“

Als Vorsitzende des Ethikrats 
kümmern sie die Erfordernis-
se menschlichen Zusammenle-
bens, versicherte sie. Vertrau-
en sieht sie als eine Grundvor-
aussetzung für ein gelingendes 
Miteinander an. In einer kom-
plexen Welt sei es schwierig, ein 
gesellschaftliches Wir zu bewah-

ren, vermutet Buyx. Eben des-
halb sei Vertrauen so wichtig: 
„Das ist das Mittel für Komple-
xitätsreduktion“. Sie appellier-
te, mehr auf den Gesetzgeber 
zu vertrauen. Die breite Bevöl-
kerung müsse Gesetzentwürfe 
nicht verstehen. Ein derartiges 
Ansinnen wäre direkt „absurd“: 
Wörtlich meinte sie: „Mein An-
spruch als Bürger ist, dass das 
Gesetz so gemacht ist, dass es 
für uns alle die bestmögliche 
Version ist.“

Große Sorgen bereitet ihr, 
dass man inzwischen nicht mehr 
nur hier und da auf einen verirr-
ten Quertreiber trifft. Viele Men-
schen, findet sie, sind skeptisch 
und zweifeln. Vor kurzem erst 
habe sie etliche dieser Zweifler 
bei einem Untersuchungsaus-
schuss in Brandenburg getrof-
fen. „Das sollte ein Vehikel sein, 
um Misstrauen und Skepsis zu 
schüren“, so ihr Urteil. Was wä-
re denn die Quittung für einen 
lascheren Umgang mit dem Co-
rona-Virus gewesen? „Die zwei 
Wochen, die der zweite Lock-
down im Herbst 2020 verspätet 
kam, haben 50.000 Menschen 
das Leben gekostet“, behaup-
tete Buyx. Hierzu gäbe es ei-
nen „Sachstand, der sich erhär-
tet“. Die Impfung habe bisher 
mindestens 1,5 Millionen Men-
schenleben in Europa gerettet.

Doch kein Einfluss?

Eben diese Zahlen halten Kri-
tiker für völlig unkorrekt. Sie be-
rufen sich unter anderem auf ei-
ne Anfang 2022 veröffentlich-
te Meta-Studie von Forschern 
der Johns-Hopkins-Universität, 
nach welcher der harte Lock-
down während der ersten Co-
rona-Welle in den USA und Eu-

ropa so gut wie keine Leben 
rettete. „Wir finden keine Be-
weise dafür, dass Abriegelun-
gen, Schulschließungen, Grenz-
schließungen und die Einschrän-
kung von Versammlungen ei-
nen spürbaren Einfluss auf die 
Covid-19-Sterblichkeit hatten“, 
heißt es in dem Bericht.

Eine scharfe Trennung der 
einzelnen Corona-Maßnahmen 
hält Buyx für nicht möglich. Des-
halb, so ihre Behauptung, seien 
auch keine Effekte einzelner Ins-
trumente eruierbar. Sie behaup-
tet, dass es dem Zusammenspiel 
aller Maßnahmen zu verdanken 
sei, dass so viele Menschen ge-
rettet wurden. „Das, findet sie, 
„müsste offensiver kommuni-
ziert werden.“

Dass ihr TikTok-User und Twit-
terer in vielem heftig widerspre-
chen, ist der Ethikerin bekannt. 
Doch angesichts der nach ihrer 
Ansicht vielen geretteten Men-
schenleben sei es inakzeptabel, 
wie die Debatten in den sozialen 
Netzwerken laufen. „Man redet 
darüber, wie falsch alles war, 
wie zu stark, wie zu übergrif-
fig und wie zu schrecklich“, kon-
statierte sie: „Doch es ging um 
Menschenleben, das war keine 
Kleinigkeit.“

„Schlimmes Zeug“

Verrohung in den sozialen 
Medien bekomme Buyx am ei-
genen Leib zu spüren, beklagte 
sie: „Wenn Sie in die Tiefen des 
Internets gehen, zu Tichy, Reit-
schuster, da finden Sie wirklich 
schlimmes Zeug über mich, was 
ich angeblich gesagt oder ge-
macht habe.“ In der Tat gibt es 
Zitate von ihr, die ihr Kritiker bis 
heute nicht verzeihen. So wird 
Buyx Impfnötigung vorgewor-
fen. „Gibt es eine moralische 
Pflicht, sich impfen zu lassen? 
Ja!“, erklärte sie in einem „Spie-
gel“-Interview im Februar 2021.

Auch auf der umstrittenen 
Onlineplattform „Ich habe mit-
gemacht“ ist sie mit einem Zi-
tat vertreten. Demnach sprach 
sie sich im August 2021 zwar 
für das 3G-Modell aus, „weil 
es mehr Teilhabe bietet“. Soll-
te sich die Situation aber wei-
ter verschlechtern, sagte sie, sei 
„2G ethisch vertretbar“.

Besonders scharfzüngig geht 

Hoffnung für Kliniken:

Starke Rückendeckung aus Bayern
Krankenhäuser begrüßen die Entscheidungen im Bundesrat

Bayerns Krankenhäuser sehen in zwei Abstimmungsergebnissen 
im Bundesrat wichtige Weichenstellungen für die Existenzsiche-
rung und Versorgungsqualität in den Krankenhäusern. Einerseits 
hat der Bundesrat entschieden, zum Krankenhaustransparenzge-
setz den Vermittlungsausschuss anzurufen. Andererseits hat der 
Bundesrat mit breiter Mehrheit der Entschließung zur wirtschaft-
lichen Sicherung der Krankenhäuser in einer Bundesratsinitiati-
ve zugestimmt, für die sich auch Bayerns Gesundheitsministerin  
Judith Gerlach stark gemacht hatte.

„Es ist gut und richtig so, dass 
die Bundesländer bei der finan-
ziellen Absicherung der Kran-
kenhäuser über Parteigrenzen 
hinweg an einem Strang zie-
hen“, so die Vorsitzende der 
Bayerischen Krankenhausgesell-
schaft (BKG), Landrätin Tamara 
Bischof in ihrer Stellungnahme 
und ergänzt: „Es wurde mehr als 
deutlich, dass die Kritik an den 
Plänen von Bundesgesundheits-
minister Prof. Lauterbach bun-
desweit groß ist.“

Krankenhaustransparenz- 
gesetz unausgegorenen

Der Geschäftsführer der BKG, 
Roland Engehausen, erläutert: 
„Der Bund hatte versucht, der 
Finanzierungsfrage erneut aus 
dem Weg zu gehen, indem be-
stehende Ansprüche der Kran-
kenhäuser nur etwas früher 
ausbezahlt werden sollten und 
wollte sich dies auch noch mit 
einer Zustimmung zu einem un-
ausgegorenen Krankenhaus-
transparenzgesetz abkaufen las-
sen. Dies hätte weder den Pati-
entinnen und Patienten mehr 
Qualität noch den Kliniken mehr 
Existenzsicherheit gebracht.“

Insolvenzen vermeiden

Aus Sicht der BKG bietet die 
Bundesratsinitiative nun die 
Chance, wirksame Lösungen zur 
Vermeidung weiterer Kranken-
hausinsolvenzen und einer Sta-
bilisierung der Finanzierungs-

grundlage bis zur Wirkung ei-
ner Krankenhausreform ab 2027 
über ein Vorschaltgesetz zu fin-
den. Dabei geht es nach Ein-
schätzung der BKG darum, dass 
die Erlöse je Behandlungsfall im 
Krankenhaus sachgerecht er-
höht werden und der errechne-
te Nachholeffekt von mindes-
tens 4 Prozent verlässlich in den 
Erlösen berücksichtigt wird. Die 
BKG widerspricht den Behaup-
tungen einiger Krankenkassen, 
dass dafür kein Geld da wäre. Im 
Gegenteil sind die Erlöse je Be-
handlungsfall in Deutschland im 
internationalen Vergleich sehr 
niedrig und die Kostensteige-
rungen durch die Inflation wur-
de seit 2022 nicht im sogenann-
ten Landesbasisfallwert ausge-
glichen, weil ein Bundesgesetz 
dies derzeit verhindert. Außer-
dem sind die stationären Be-
handlungszahlen zwischen 2019 
und 2023 bereits um etwa 13 
Prozent zurückgegangen, wo-
durch die Krankenkassen erheb-
liche Gelder sparen und bei akti-
ver Förderung der Ambulantisie-
rung noch mehr sparen können.

Auskömmliche Finanzierung 
unabdingbar

Die Krankenhäuser benöti-
gen aber unbedingt eine aus-
kömmliche Finanzierung der Be-
handlungen, die stationär er-
forderlich sind. „Wir brauchen 
nun zwingend ein Vorschaltge-
setz zur Änderung Landesba-
sisfallwertes, damit endlich die 

immensen Kostensteigerun-
gen mit sachgerechten Erlös-
steigerungen ausgeglichen wer-
den können.“ wiederholt der  
BKG-Geschäftsführer eindring-
lich die Forderung, um einen 
kalten Strukturwandel vermei-
den zu können.

Hoffen auf den 
Vermittlungsausschuss

Mit Blick auf das Krankenhaus-
transparenzgesetz hat die BKG 
die Hoffnung, dass im Vermitt-
lungsausschuss dafür gesorgt 
wird, dass einerseits nicht durch 
eine Vorab-Darstellung theore-
tisch möglicher Leistungsgrup-
penzuteilungen an Krankenhäu-
sern in einem Transparenzregis-
ter die Patienten und Patienten 
verwirrt werden, weil diese Dar-
stellung weder der Landeskran-
kenhausplanung noch der Ver-
sorgungsrealität in einem Kran-
kenhaus entspricht.

Außerdem erwartet die BKG, 
dass die gewonnene Zeit da-
für genutzt wird, die sinnvollen 
Empfehlungen der 7. Stellung-
nahme der Krankenhaus-Regie-
rungskommission zur Weiter-
entwicklung der Qualitätssiche-
rung in die laufende Gesetzge-
bung Berücksichtigung finden, 
um wichtige Aspekte der Pro-
zess- und Ergebnisqualität für 
die Patientinnen und Patienten 
nicht unter den Tisch fallen zu 
lassen.

„Es wäre für die Patientinnen 
und Patienten kein Fortschritt, 
die bereits bekannten Struktur-
merkmale eines Krankenhau-
ses lediglich dafür zu nutzen, die 
Krankenhäuser in drei Größen-
klassen einzuteilen, wie es der 
bisherige Gesetzesentwurf im 
Wesentlichen vorgesehen hät-
te“, erläutert Engehausen ab-
schließend.� r

Boris Reitschuster mit der Vor-
sitzenden des Deutschen Ethik-
rats um. In einem Bericht vom 
September 2021 warf er Buyx 
mit Blick auf ihre Impfforde-
rungen vor, einen „vollkommen 
desolaten Moralkompass“ zu 
haben. Reitschuster verwies in 
seinem Artikel auf die Sicher-
heitsberichte des PEI, die da-
mals schon von schwerwie-
genden Impf-Nebenwirkungen 
sprachen. Er bezog sich wei-
ter auf die europäische Daten-
bank für Arzneimittelnebenwir-
kungen, wo Ende August 2021 
schon rund eine Million „serious 
cases“ gelistet waren.

Gut gestaltete Aufarbeitung

Man muss beiden Seiten ge-
recht werden, sagte die Referen-
tin. Darum sei sie auch für Auf-
arbeitung: „Doch das muss wirk-
lich gut gestaltet sein.“ Alena 
Buyx räumt ein, dass in der Maß-
nahmenzeit keineswegs alles ta-
delsfrei gelaufen ist. Doch nach 
ihrer Auffassung habe man es 

nicht besser wissen können. Die 
vehemente Suche nach Schuldi-
gen macht sie auf jeden Fall be-
sorgt. Diese Schuldigen, erklär-
te sie den anwesenden Presse-
vertretern, würden im Übrigen 
nicht nur in der Politik und in der 
Wissenschaft, sondern auch bei 
den Medien gesucht.

In der Tat gibt es in weiten Tei-
len der Bevölkerung ebenso wie 
bei bei Medizinern, Epidemiolo-
gen, Virologen, Juristen, Journa-
listen und Politikern viel Empö-
rung darüber, dass ein Großteil 
der Presse während der Hochzeit 
der Krise in der Berichterstat-
tung gegenüber Ungeimpften 
und als „Querdenker“ gefram- 
ten Bürgern äußerst einseitig 
berichtete. Wegen dieser Miss-
stimmung, so schlägt Buyx in 
deutlich drohendem Unterton 
vor, sollten gerade auch Journa-
listen an einer „gut gemachten“ 
Aufarbeitung interessiert sein: 
„Sie wären nicht außen vor, das 
wissen Sie ganz genau.“ Auch in 
punkto Medien würden massiv 
Zweifel gesät. � aha

Gleiche Rechte für  
alle Katastrophen-Helfer

Fast zwei Drittel der Menschen in Deutschland sprechen sich dafür 
aus, dass Ehrenamtliche im Katastrophenschutz bei nicht-öffent-
lichen Hilfsorganisationen die gleichen Rechte bekommen sollen 
wie Ehrenamtliche bei der Feuerwehr und dem Technischen Hilfs-
werk (THW). Das geht aus dem aktuellen Ehrenamtsmonitor im 
Auftrag der Malteser hervor. Bislang haben oftmals nur Ehrenamt-
liche der Feuerwehr und des THW uneingeschränkt Anspruch dar-
auf, bei einem Einsatz in der Gefahrenabwehr auch unterhalb der 
Katastrophenschwelle vom Arbeitgeber weiterbezahlt zu werden.

Sie sind das Rückgrat des Ka-
tastrophenschutzes in Deutsch-
land: die Helfer, die gerufen wer-
den, wenn die staatlichen Ein-
satzkräfte nicht mehr ausrei-
chen. Ehrenamtliche, die die 
Feuerwehr, Polizei und Rettungs-
dienste unterstützen. Doch hel-
fen bedeutet in den Augen des 
Gesetzgebers nicht gleich hel-
fen. Insbesondere, wenn es um 
die Absicherung der Einsatzkräf-
te geht, gibt es gravierende Un-
terschiede. „Während Ehren-
amtliche bei den Feuerwehren 
oder dem THW im Einsatz An-
spruch darauf haben, vom Ar-
beitgeber weiter bezahlt zu wer-
den, trifft das oftmals auf die Eh-
renamtlichen der nicht-staatli-

chen Hilfsorganisationen nicht 
zu“, erklärt Markus Bensmann, 
Leiter der Notfallvorsorge bei 
den Maltesern. Das gilt vor allem 
bei Einsätzen, bei denen nicht 
der Katastrophenfall ausgerufen 
wurde. Zum Tag des Ehrenamtes 
am 5. Dezember fordern Malte-
ser, Johanniter, Arbeiter-Sama-
riterbund, Deutsche Lebensret-
tungsgesellschaft und das Rote 
Kreuz deshalb gemeinsam dazu 
auf, diese und andere Nachteile 
zu korrigieren.

Das hält auch die Mehrheit der 
Bevölkerung für richtig: Im aktu-
ellen Ehrenamtsmonitor, einer 
repräsentativen YouGov-Umfra-
ge der Malteser*, sprechen sich 
� (Fortsetzung auf Seite 4)
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nung und das Subsidiaritätsprin-
zip wurden in den letzten Jahren 
immer mehr aufgeweicht. Die-
ser Entwicklung müssen wir ent-
schieden entgegentreten. Jedes 
neue Gesetz muss einen ‚Subsi-
diaritätscheck‘ durchlaufen. Bei 
Gesetzesvorhaben, die die Kom-
munen betreffen, sind kommu-
nale Vertreter von Beginn an zu 
beteiligen, damit die Auswirkun-
gen vor Ort frühzeitig Berück-
sichtigung finden. Wir müssen 
Kommunalpolitik wieder attrak-
tiv machen. Wenn wir die kom-
munale Basis verlieren, verlie-
ren wir das Gesicht unserer De-
mokratie.“

Kommunen brauchen mehr 
Geld für die Flüchtlingskrise

Auch auf dem Kongress-kom-
munal wurde offensichtlich, 
dass die Bewältigung der Flücht-
lingskrise die größte Heraus-
forderung für die Gemeinden 
bleibt. Die jüngsten Beschlüsse 
der Ministerpräsidentenkonfe-
renz seien allenfalls ein Tropfen 
auf den heißen Stein, hieß es. 
Haase zufolge „ist es gut, dass 
die Bundesregierung nun wie-
der eine Pauschale pro Flücht-
ling an die Länder zahlen möch-
te. Da die Kommunen keinen 
Einfluss darauf haben, wie vie-
le Menschen bei ihnen Schutz 
suchen, brauche es dieses „at-
mende System“. Die 7.500 Eu-
ro, die der Bund pro neu an-
kommenden Flüchtling zahlen 
möchte, seien jedoch zu wenig, 
hier müssten die Länder den 
Kommunen die Differenz aus-
gleichen.

Problematisch sei auch, dass 
es keine gesonderten Zahlungen 
für minderjährige Flüchtlinge 
geben soll. Schwerwiegender je-
doch sei, dass die Bundesregie-
rung keine Bereitschaft erken-
nen lasse, die illegale Migration 
tatsächlich zurückzudrängen. 
Mit den beschlossenen Trippel-
schritten könne es keine spürba-
re Entlastung in den Kommunen 
geben. Nach Haases Worten ist 

es richtig, wie von der Union 
gefordert, die Asyl-Leistungen 
zu kürzen. Auch die Bezahlkar-
te sei ein sinnvolles Instrument. 
Für eine spürbare Entlastung 
würden aber zwingend die von 
der Union geforderten Asylver-
fahren in Drittstaaten benötigt. 
Hierzu sei lediglich ein Prüfauf-
trag vereinbart worden.

Auch die geplante Intensivie-
rung von Migrations- und Rück-
führungsabkommen sei rich-
tig, wenn diese endlich auch 
umgesetzt werden würden. 
„Wir haben auf unserer Bun-
desvertreterversammlung ei-
nen Beschluss gefasst, der den 
Maßnahmenkatalog der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion unter-
stützt. Es ist nun an der Bundes-
regierung zu handeln und ent-
sprechende Gesetze auf den 
Weg zu bringen“, unterstrich der 
KPV-Bundesvorsitzende. 

Struktureller Aufbruch  
für Bauen und Wohnen

Für einen strukturellen Auf-
bruch plädiert die Bundes-KPV 
beim Thema Stadtentwicklung, 
Bauen und Wohnen. Hier heißt 
es unter anderem: „Bauen geht 
nicht ohne Bauland. Eine stei-
gende Bevölkerung und explo-
dierende Grundstückspreise 
beweisen, dass das Angebot zu 
niedrig ist. Das Aus für den § 13b 
BauGB verschärft die Situation 
insbesondere für kleinere Kom-
munen in ländlichen Räumen 
zusätzlich. Der Verweis auf In-
nenverdichtung, oder angeblich 
ungenutzte Brach- oder Konver-
sionspotenziale kann nicht die 
einzige Antwort auf Flächenbe-
darfe sein. Wir stehen für einen 
sorgsamen Umgang mit dem 
kostbaren Gut ‚Fläche‘, müssen 
aber mit klugen Mechanismen 
wieder Wettbewerb und Flexibi-
lität in den Baulandmarkt brin-
gen. Zudem müssen wir künftig 
ehrliche Statistiken führen, die 
mit dem Kampfbegriff des so-
genannten Flächenverbrauchs 
brechen, der auch Ausgleichs-
flächen, also ökologische Auf-
wertung, als sachwidrig als ‚Ver-
brauch‘ erfasst. Ziel muss sein, 
stattdessen die wirkliche Flä-
cheninanspruchnahme und Ver-
siegelung auszuweisen.“

Revitalisierungen von Grund-
stücken seien oft mit einer Nut-
zungsänderung verbunden. Die-
se müssten steuerlich erleichtert 
werden. Wenn die wirtschaftli-
che Grundlage für die Versteu-
erung von Entnahmegewinnen 
nicht mehr gegeben ist, weil es 
sich ausschließlich um Buchge-
winne handelt, müsse bei der 
Umwidmung in Wohnungen dar- 
auf verzichtet werden.

Sofortprogramm  
für Krankenhäuser

Angesichts der aktuellen La-
ge und der von der Bundesre-
gierung vorgelegten Eckpunk-
te für eine Krankenhausreform 
verlangt die KPV u.a. ein Sofort-
programm zur Sicherung der Li-
quidität der kommunalen Kran-
kenhäuser, um kurzfristig In-
solvenzen zu verhindern und 
die kommunalen Haushalte zu 
schützen sowie eine verlässli-
che Basisfinanzierung für die ge-
sundheitliche Daseinsvorsorge. 
Vorhaltepauschalen seien ein 
erster Schritt und müssten zu-
sätzliche finanzielle Mittel für 
die Krankenhäuser bringen.

Darüber hinaus sei das Grund- 
angebot von Krankenhäusern 
besonders in den ländlichen Ge-
bieten aufrecht zu erhalten so-
wie ambulante und stationäre 
fachärztliche Versorgung besser 
zu vernetzen. Erforderlich sei zu-
dem eine flächendeckende Not-
fallversorgung sowie ein Inves-
titionsfonds für die Weiterent-
wicklung bestehender Kranken-
häuser, die Entwicklung neuer 
Versorgungsformen und die Re-
aktivierung ehemaliger erfolg- 

reicher Modelle (z.B. Poliklinik).
Die Finanzlage der Kommu-

nen verschlechtert sich drama-
tisch. Das kommunale Finanzie-
rungsdefizit betrug bereits im 
ersten Halbjahr in den Flächen-
ländern rund 7,3 Milliarden Eu-
ro. Für das kommende Jahr wird 
das Defizit auf rund 10 Milliar-
den Euro prognostiziert. Um 
die Defizite ansatzweise zu be-
grenzen, werden absehbar vie-
le Investitionsprojekte vorerst 
gestoppt werden müssen. Real 
werden die kommunalen Inves-
titionen sinken.

Deutschlandpakt für 
Kommunalfinanzen

Vor diesem Hintergrund plä-
diert die Bundes-KPV für einen 
echten Deutschlandpakt unter 
Einbeziehung der Kommunen. 
„Wenn der Bund den Kommu-
nen durch seine Gesetzgebung 
Einnahmen entzieht, muss er für 
die Kompensation sorgen. Wir 
fordern die Länder auf, für ei-
nen vollumfänglichen Ausgleich 
des negativen Finanzierungs-
saldos zu sorgen und ggf. beim 
Bund die nötigen Mittel für die 
Kommunen einzufordern.“

Wer soziale Leistungen aus-
weitet oder unbegrenzt Migra-
tion zulässt, müsse die Folge-
kosten tragen. Die vollständige 
Übernahme der flüchtlingsbe-
dingten Kosten, auch im Kin-
der- und Jugendhilfebereich, sei 
ebenso notwendig wie die voll-
ständige Übernahme der Kos-
ten der Unterkunft im SGB II. 
Kleinteilige Förderprogramme 
des Bundes widersprächen dem 
Prinzip kommunaler Selbstver-
waltung, weshalb die KPV auch 
für die Bündelung, Vereinfa-
chung und die vollständige Digi-
talisierung der Förderprogram-
me eintritt.

Die Gewerbesteuer mit einem 
Aufkommen von über 60 Milli-

(Fortsetzung von Seite 1)
diese Steigerung bis mindes-
tens 2030 abzusichern. Außer-
dem müsse es zusätzliche Mit-
tel für Investitionen in den ÖP-
NV geben. Jung: „Die Städte ste-
hen für den Ausbau von Bus und 
Bahn in den Startlöchern und 
haben ihren Teil geliefert. Jetzt 
sind Bund und Länder dran.“

Bund und Länder in der Pflicht

Auch beim Deutschlandti-
cket seien Bund und Länder in 
der Pflicht. „Wenn das Ticket als 
ein wichtiger Baustein der Mo-
bilitätswende dauerhaft ein Er-
folg sein soll, dann muss es auch 
langfristig und verlässlich finan-
ziert sein“, erklärte der Städte-
tags-Vizepräsident. Stattdes-
sen sei die Finanzierung wei-
ter in der Schwebe: Bund und 
Länder konnten sich nicht dar-
auf verständigen, die tatsäch-
lichen Mindereinnahmen der 
Verkehrsunternehmen durch 
das Deutschlandticket auch im 
kommenden Jahr komplett aus-
zugleichen. Nach Jungs Wor-
ten müssen sich Bund und Län-
der jetzt schnell verständigen, 
wie es mit der Finanzierung 
des Deutschlandtickets weiter-
geht, und diese Finanzierung 
dann auch langfristig absichern. 
Denn für die Zeit nach 2024 ha-
ben wir aktuell noch gar keine 
Zusagen für die Finanzierung. So 
ist die nächste Hängepartie zur 
Zukunft des Deutschlandtickets 
vorprogrammiert.“

Luftqualität im Blick

Mit Blick auf die geplante 
EU-Luftqualitätsrichtlinie for-
dert der Deutsche Städtetag, 
dass dort strengere Grenzwer-
te für saubere Luft gleichzeitig 
auch an verschärfte Vorgaben 

Grundsätzlich kommunal ... arden Euro (2022) sei eine wich-
tige, inzwischen auch stabile-
re Einnahmequelle für Kommu-
nen. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, auch international 
dafür Sorge zu tragen, dass sie 
nicht gefährdet oder ausgehöhlt 
wird. Auch soll sie die „Veran-
lassungskonnexität“ wieder zur 
Grundlage des bundespoliti-
schen Handelns machen: „Wenn 
der Bund neue Aufgaben defi-
niert, die über die Länder an die 
Kommunen delegiert werden 
können/sollen, oder bei beste-
henden kommunalen Aufgaben 
Standards ändert oder durch 
bundespolitische Entscheidung 
darauf hinwirkt, dass kommuna-
le Einnahmen sinken, ist ein ent-
sprechender finanzieller Aus-
gleich im selben Gesetzentwurf 
so vorzunehmen, dass die Mittel 
tatsächlich bei den Kommunen 
ankommen.“ Die Länder seien 
für die Kommunalfinanzen ver-
antwortlich und müssten die-
ser Verantwortung gerecht wer-
den, wo das nicht ausreichend 
geschieht.

Klares Bekenntnis zu starken 
kommunalen Strukturen

In den prominent besetzten 
Foren „Bauen und Wohnen“ 
(Moderation: Landrat Chris-
toph Göbel, stellv. bayerischer 
KPV-Landesvorsitzender), „Digi-
talisierung“, „Energie, Nachhal-
tigkeit und Klimaschutz“, „Mobi-
lität“, „Soziales“ und „Kommu-
nalfinanzen“ (Teilnehmer: Bay-
erns KPV-Vorsitzender Landrat 
Stefan Rößle) gaben namhaf-
te Verbandsvertreter abschlie-
ßend ein klares Bekenntnis zu 
starken kommunalen Struktu-
ren ab. Gemeinden, Städte und 
Landkreise müssten auch künf-
tig leistungsfähig und krisensi-
cher bleiben und Menschen in 
kommunaler Selbstverwaltung 
das Land am Laufen halten.�  DK

zu reduzierten Emissionen ge-
koppelt werden, „denn Schad-
stoffe müssen an der Quelle be-
kämpft werden“. Dafür müssten 
sich Bund und Länder bei der 
EU stark machen. Der Verband 
warnt davor, die Verantwortung 
für saubere Luft einseitig den 
Städten zuzuschieben und lehnt 
ein Sammelklagerecht und indi-
viduelle Schadenersatzansprü-
che gegen die Städte ab.

„Wenn die EU nun plant, die 
Luftqualität weiter zu verbes-
sern, sind alle gefordert, die tat-
sächlich Emissionen produzie-
ren – und das sind nicht in erster 
Linie die Städte selbst. Vor allem 
die Industrie, Automobilher-
steller, Energiewirtschaft und 
Landwirtschaft tragen erheblich 
zur Luftverschmutzung bei. Sie 
müssen ihre Emissionen dras-
tisch reduzieren, denn Schad-
stoffe lassen sich am besten an 
der Quelle vermeiden“, beton-
te Markus Lewe, Verbandsprä-
sident und Münsteraner Ober-
bürgermeister. Allein an den 
Grenzwerten in den Städten zu 
schrauben, ohne die Emissions-
grenzwerte für die unterschied-
lichen Verursacher zu verschär-
fen, ergebe keinen Sinn. Deshalb 
müsse bei der Industrieemissi-
ons-Richtlinie ebenso nachge-
schärft werden wie bei den EU-
RO-Normen für neue Fahrzeuge 
und für die Landwirtschaft. Da-
für müssten sich Bund und Län-
der bei der EU stark machen.

In Kürze beginnt das sog. Tri-
log-Verfahren zur Richtlinie zwi-
schen Europäischem Rat, Europä-
ischer Kommission und Europä-
ischem Parlament. Die EU-Kom-
mission will die Grenzwerte für 
Stickstoffdioxid und Feinstaub 
in der Luft bis 2030 noch einmal 
halbieren. Das EU-Parlament for-
dert sogar, die noch niedrigeren 
Grenzwerte der WHO bis 2035 
verpflichtend zu machen.  

Angst vor Sammelklagen

Als besonders problematisch 
erachtet der Städtetag die Ein-
führung eines Sammelklage-
rechts für Schadenersatzansprü-
che. „Wir haben die große Sor-
ge, dass die Städte erneut mit 
Klagen und Verfahren überzo-
gen werden, ohne selbst vor Ort 
Einfluss auf den Schadstoffaus-
stoß von Industrie, Fahrzeugen 
oder Landwirtschaft nehmen zu 
können“, so Lewe. Die Luftqua-
lität hänge von vielen örtlichen 
und überörtlichen Begebenhei-
ten und geographischen Fakto-
ren ab. Liege eine Stadt etwa an 
einem Fluss mit viel Schiffsver-
kehr, werde es allein mit örtli-
chen Maßnahmen niemals ge-
lingen, Grenzwerte einzuhalten.

Die ohnehin vorhandene Hin-
tergrundbelastung allein rei-
che aus, dass in vielen Städten 
die vom EU-Parlament für 2030 
und 2035 geplanten Grenzwer-
te überschritten werden – ohne 
dass auch nur ein Autoauspuff 
oder Hausschornstein in der 
Stadt dazu beitragen. „Wenn 
Grenzwerte absehbar nicht zu 
halten sind, müssen gemeinsam 
mit den Ländern und dem Bund 
Maßnahmen entwickelt werden 
– und das mit ausreichend zeitli-
chem Vorlauf“, machte der Prä-
sident deutlich.

Das Städtetags-Präsidium be-
kräftigte außerdem seine Er-
wartung, dass die neue Kinder-
grundsicherung durch ein ein-
faches und verständliches An-
tragsverfahren den Zugang zu 
familienpolitischen Leistungen 
deutlich verbessert und gleich-
zeitig unnötige Bürokratie in der 
Verwaltung vermeidet. Der vor-
liegende Referentenentwurf der 
Bundesregierung wird dieser Er-
wartung aus Sicht des Kommu-
nalverbands nicht gerecht. Ins-
besondere auch der Wechsel 
von Zuständigkeiten bei Per-
sonen mit schwankendem Ein-
kommen müsse auf ein Mini-
mum reduziert werden. � DK

Gleiche Rechte ...
(Fortsetzung von Seite 3)
64 Prozent der Befragten dafür 
aus, dass alle Helfenden im Ka-
tastrophenschutz die gleichen 
Rechte bekommen sollten und 
niemand Nachteile im Arbeits-
verhältnis und bei Sozialleistun-
gen haben sollte.

Die Verantwortlichkeit für die 
Förderung des ehrenamtlichen 
Engagements sehen knapp zwei 
Drittel (64 Prozent) der Befrag-
ten in der Verantwortung von 
Bund, Ländern und Kommunen.

Absicherung im Einsatzfall

Wie könnten mehr Bürgerin-
nen und Bürger für die Mitwir-
kung im Katastrophenschutz 
gewonnen werden? Auch hier 
nennen die Befragten zuerst 
Aspekte der Absicherung im Ein-
satzfall: 47 Prozent sagen, dass 
ein gleicher Versicherungsschutz 
(z.B. Invalidität, Rente etc.) für 
alle ehrenamtlichen Helfer ge-
währleistet werden sollte, und 
46 Prozent sprechen sich für ei-
ne Lohnfortzahlung aus, wenn 
Ehrenamtliche von öffentlichen 
Stellen angefordert werden. 41 
Prozent sind der Meinung, dass 
Ehrenamtlichen eine Aufwands-
entschädigung gezahlt werden 
sollte, 39 Prozent sprechen sich 
für zusätzliche Mittel für Fort- 
und Weiterbildungen und die Er-
stattungen von Aufwendungen 
aus und 38 Prozent der Befrag-
ten sind der Meinung, dass eh-
renamtlichen durch steuerliche 
Anreize oder zusätzliche Renten-
punkte motiviert werden sollen.

*Mehr Informationen zum ak-
tuellen Ehrenamtsmonitor un-
ter: https://www.malteser.de/
ehrenamtsmonitor.html . � r

Plädoyer für Modernisierungs...

Lebenshilfe Bayern begrüßt  
Entscheidung des Bundestages
Trautner: Politik muss Freiwilligendienste auch in Zukunft stärken 

Freiwilligendienste stärken – unter diesem Motto hat sich die Le-
benshilfe Bayern gemeinsam mit anderen Verbänden für die bis-
herigen Bundesmittel bei FSJ und BFD eingesetzt. Nun hat der 
Bundestag entschieden, die Mittel für 2024 nicht wie geplant zu 
kürzen. „Wir begrüßen das sehr! Es ist ein toller Erfolg für die Frei-
willigen, für die Einrichtungen und vor allem für all die Menschen, 
die Hilfe brauchen! Deshalb müssen die Freiwilligendienste auch 
in Zukunft ausreichend finanziert und gestärkt werden!“, so die 
Landesvorsitzende der Lebenshilfe Bayern Carolina Trautner.

Die Freiwilligendienste sind 
vor allem für junge Leute ei-
ne tolle Chance, sich nach der 
Schulzeit persönlich und beruf-
lich zu orientieren und sich da-
bei gleichzeitig für Menschen 
mit Behinderungen einzusetzen. 

Freiwilligendienste  
seit 45 Jahren

Dabei sind die Dienste oft der 
Einstieg in soziale Berufe. „Dies 
ist in Zeiten des Fachkräfte- und 
Personalmangels auch für uns 
wichtig, um engagierte Nach-
wuchskräfte für die Behinderten-
hilfe zu gewinnen“, so Trautner.

Die Lebenshilfen in Bayern 
bieten seit 45 Jahren das Frei-
willige Soziale Jahr (FSJ) und seit 
über 10 Jahren den Bundes-Frei-
willigen-Dienst (BFD) an. Es gibt 
Einsatzstellen in ganz Bayern. 
Viele Lebenshilfen haben meh-
rere Plätze in verschiedenen 
Einrichtungen: Freiwillige kön-
nen den Kleinsten in Krippen 
helfen, Kinder und Jugendliche 
in Kitas fördern, Erwachsene 
beim Wohnen und Arbeiten un-
terstützen oder sich in Kultur- 
und Freizeittreffs engagieren. 

Der Lebenshilfe-Landesver-
band begleitet die beiden Diens-
te pädagogisch und veranstaltet 

Seminarwochen mit insgesamt 
bis zu 25 Bildungstagen. Wer 
sich für einen Freiwilligendienst 
interessiert, kann sich jederzeit 
bei seiner Lebenshilfe vor Ort 
oder beim Lebenshilfe-Landes-
verband melden. Die Kontakt-
daten, ein Anfrage-Formular 
und viele weitere Infos gibt es 
im Internet unter https://freiwil-
ligeinheld.de/.

Unter dem Motto „Miteinan-
der – Wir gestalten Teilhabe“ 
setzt sich der Lebenshilfe-Lan-
desverband seit 1962 als Dachor-
ganisation der bayerischen Le-
benshilfen insbesondere für 
Menschen mit geistiger Behinde-
rung und ihre Familien ein. 

160 Mitgliedsorganisationen

Heute hat der Verband mit 
Sitz in Erlangen gut 160 Mit-
gliedsorganisationen. Diese un-
terstützen, fördern und beglei-
ten über 50.000 Menschen mit 
Behinderungen und deren Fami-
lien. Die Lebenshilfe Bayern hat 
ein umfassendes Netz kompe-
tenter Hilfe aufgebaut – mit et-
wa 900 Einrichtungen, Diens-
ten und Beratungsstellen: Inter-
disziplinäre Frühförderstellen 
und Kindertageseinrichtungen, 
Förderschulen und Heilpäda-
gogische Tagesstätten, Eltern-
beratung, Wohnangebote und 
Werkstätten, Offene Hilfen und 
Familienentlastende Dienste, 
Kultur- und Freizeittreffs sowie 
Tagesstruktur für ältere Men-
schen mit Behinderungen.

Landesvorsitzende der Lebens- 
hilfe Bayern ist Staatsministerin 
a. D. Carolina Trautner, MdL. Die 
Lebenshilfe ist bundesweit aktiv 
als Elternverband und Selbsthil-
feVereinigung, als Fachverband 
und Trägerin von Einrichtungen 
der Behindertenhilfe.� r

Karmasin zum geplanten Asylkurs der CSU: 

Asylrecht anwenden!
„Wir begrüßen den von der CSU-Landtagsfraktion geforderten 

Asylkurs mit einer starken Betonung von Steuerung und Begrenzung 
„mit allen zulässigen staatlichen Mitteln“. In den Reihen der 71 bay-
erischen Landrätinnen und Landräte gibt es kaum noch jemanden, 
der nicht Hallen oder Zelte in Betrieb hat. Solange es noch ein paar 
Grünstreifen oder Parkplätze gibt, sieht man in weiten Teilen der 
Regierungskoalition in Berlin jedenfalls keinen eiligen Handlungsbe-
darf“, so der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Landrat Tho-
mas Karmasin, in der Sitzung der CSU-Landtagsfraktion.

„Das Asylrecht muss nicht geändert, sondern endlich angewandt 
werden. Rd. 50 Prozent der Menschen, die zu uns kommen, suchen 
nicht Schutz, sondern kommen aus anderen Gründen... Die jüngste 
Erleichterung des Aufenthaltsrechts durch die Bundesregierung ist 
eine Einladung... „Wir haben keine Möglichkeit, die Menschen zu 
integrieren. Mit keinem Geld der Welt lassen sich Kitas, Schulplät-
ze etc. in absehbarer Zeit errichten. Entsprechend muss endlich 
der Zugang gedrosselt werden. Die EU-Außengrenzen müssen ef-
fektiv geschützt werden.  � r

https://www.malteser.de/ehrenamtsmonitor.html
https://www.malteser.de/ehrenamtsmonitor.html
https://freiwilligeinheld.de/
https://freiwilligeinheld.de/
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Bayerische Wassertage in Augsburg:

Wasserversorgung in Zeiten  
des Klimawandels

Lösungen, wie die Wasserversorgung bei fortschreitendem Klima-
wandel sichergestellt werden kann, zeigten die diesjährigen Bay-
erischen Wassertage in Augsburg auf. Veranstaltet wurde die Ta-
gung vom Förderverein KUMAS e. V. in Zusammenarbeit mit den 
Partnern Bayerisches Landesamt für Umwelt, der Grünbeck Was-
seraufbereitung GmbH, HPC AG, MVV-Industriepark Gersthofen 
GmbH, IHK Schwaben und den Stadtwerken Augsburg.

Die Bayerischen Wassertage 
präsentierten sich auch im Jahr 
2023 als wichtiger Treffpunkt 
und Austauschplattform für Be-
treiber genehmigungspflichtiger 
Anlagen, kommunale Träger der 
Wasserver- und Abwasserent-
sorgung, Behörden, Planungs- 
und Gutachterbüros und dienten 
wie immer dem Update zu was-
serrechtlichen und wasserwirt-
schaftlichen Fragestellungen.

Prof. Dr. Harald Kunstmann, 
Leiter des Zentrums für Klima-
resilienz der Universität Augs-
burg, berichtete eingangs an-
hand der Beobachtungen in der 
Erdsystemmodellierung darü-
ber, dass sich die negativen Aus-
wirkungen des Klimawandels auf 
den künftigen Wasserhaushalt 
noch drastisch verschärfen wer-
den. Es ergebe sich weiter drin-
gender Handlungsbedarf in der 
Reduzierung von Treibhausga-
sen. Daraus folge die gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, sich sehr 
schnell auch mit den Klimafol-
gen auseinanderzusetzen Dabei 
könne es nicht nur darum gehen, 
den Folgen von Starkregenereig-
nissen und Sturzfluten zu begeg-
nen, sondern auch die Wasser-
bewirtschaftung neu zu denken.

Wasserzukunft Bayern 2050

Aufgrund der negativen Prog-
nosen und in dem Bewusstsein, 
dass eine sichere Wasserver-
sorgung die wichtigste Daseins-
vorsorge ist, hat das Bayeri-
sche Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz ei-
ne Strategie zur „Wasserzukunft 
Bayern 2050“ und daraus das 
Programm „Wassersicherheit 
2050“ entwickelt. Dieses um-
fasst laut Ministerialrat Roland 
Kriegsch im Wesentlichen die 
Aspekte Trockenheit und Dürre, 
nimmt dabei aber auch auf die 
Herausforderungen durch Stark- 
regen, Sturzfluten und Hoch-
wasser Bezug.

Insbesondere solle gemein-
sam mit allen Akteuren und Be-
troffenen aus Staat, Kommu-
nen, und Verbänden Maßnah-
men initiiert und evaluiert wer-
den, um etwa die grundlegende 
Daseinsvorsorge, zu der eine si-
chere Versorgung mit Trinkwas-
ser gehört, zu verbessern, sowie 

technische Wasserinfrastruktu-
ren zu überprüfen und anzupas-
sen (z. B. öffentliche ortsnahe 
Wasserversorgung, Fernwasser-
versorgung, Abwasseranlagen, 
Speicher und Überleitungen). 
Darüber hinaus gelte es, den 
Landschaftswasserhaushalt zu 
stärken und, wo notwendig, die 
Bewässerung nachhaltig und 
umweltverträglich zu gestalten, 
die Entwicklung urbaner Räume 
nach dem „Schwammstadtprin-
zip“ voranzubringen sowie was-
ser- und wasserabhängige Um-
weltqualität auch unter Stress-
faktoren zu sichern. „Man will 
und muss nun die Weichen stel-
len, um auch den Anforderun-
gen und Zielen der neuen Bay-
erischen Staatsregierung Rech-
nung hinsichtlich der Bewäl-
tigung des Klimawandels zu 
tragen“, betonte Kriegsch.

Weltweit kostbares Gut

Detailliert gingen die Betreiber 
von Trinkwasserversorgungsan-
lagen auf die technischen und 
organisatorischen Herausforde-
rungen einer gesicherten Trink-
wasserversorgung ein. Vor allem 
die Situation in Franken hält be-
sondere Herausforderungen be-
reit, da dort die Grundwasser-
neubildungsraten – wie auch 
insgesamt in Bayern – seit Jah-
ren rückläufig seien, erläuter-
te Dr. Hermann Löhner von der 
Fernwasserversorgung Franken. 
Langfristig werde Franken auf 
Verbundlösungen angewiesen 
sein, um die Nachfrage nach qua-
litativ hochwertigem Trinkwas-
ser befriedigen zu können.

Trinkwasser ist weltweit ein 
kostbares Gut, das es sinnvoll 
zu nutzen gilt. Die Wasserauf-
bereitung werde deshalb immer 
wichtiger, verdeutlichte Christi-
an Zehetgruber (Grünbeck Was-
seraufbereitung GmbH, Höch-
städt). Er zeigte u.a. auf, wie ei-
ne komplette Kühlturm-Wasser-
aufbereitung mit Umkehrosmose 
aussehen kann und welch enor-
mes Einsparpotenzial sich in der 
Schwimmbadtechnik verbirgt. 
Gerade laufende Betriebskos-
ten ließen sich durch die Auf-
bereitung von Spülwasser und 
Wärmerückgewinnung langfris-
tig reduzieren. Durch eine ent-

sprechende nachhaltige Anlagen-
schaltung könnten bis zu 80 Pro-
zent Wasser und 70 Prozent Heiz- 
energie gespart werden.

Auch unkonventionelle Kon-
zepte können in Erwägung gezo-
gen werden, wie etwa die Was-
sergewinnung aus Abwasser 
in Dubai – ein Projekt des KU-
MAS-Mitglieds Abwa-tec aus 
Oberndorf, das Geschäftsführer 
Harald Braun vorstellte. Damit 
sei es möglich, Bedarfe für Be-
wässerungssysteme, z. B. für den 
Gemüseanbau, sicherzustellen.

Ein weiterer Programmteil be-
fasste sich mit dem Umgang mit 
per- und polyfluorierten Alkyl-
substanzen, kurz „PFAS“, die bis 
zu 10.000 Einzelsubstanzen um-
fasst und in unterschiedlichsten 
Bereichen zum Einsatz kommt. 
Aufgrund der Persistenz der Sub-
stanzen seien PFAS inzwischen 
global verbreitet und führten 
zu Akkumulationen in der Nah-
rungskette, informierte Dr. Mi-
chael Gierig vom Bayerischen 
Landesamt für Umwelt. Neben 
punktuell hohen Belastungen 
von Boden und Gewässern durch 
Schadensfälle oder den arglosen 
Umgang mit Löschschaum wür-
den auch Belastungen in unbe-
rührten Naturlandschaften fest-
gestellt, wie am Beispiel des Na-
tionalparks Berchtesgaden dar-
gestellt wurde.

Niederschlagsmanagement

Stichwort Niederschlagsma-
nagement: Aus Sicht von Ralph 
Prediger und Vita Karoblyte- 
Smara (Arnold Consult AG, Mün-
chen) müssen Wassergefahren 
bereits in den Grundzügen der 
Planung (Parzellierung, Stra-
ßentrassierung, Geländemodel-
lierung) frühzeitig und ausrei-
chend berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus sollten die Fest-
setzungs- und Hinweismöglich-
keiten in den Baubauungsplä-
nen konsequent genutzt wer-
den, um zukünftige Schäden 
und die Risiken für Leib und Le-
ben zu minimieren.

Flächenvorsorge in Bezug auf 
Starkregengefahren habe somit 
ein großes Potenzial bei der Mi-
nimierung von Risiken. Die Kom-
munen könnten hierzu über die 
Bauleitplanung steuernd ein-
greifen und durch Freihaltung 
von Flächen oder durch Vorga-
ben für die detaillierte Planung 
und Gestaltung von Nutzungen 
und Bauwerken in Gefahrenbe-
reichen Risiken mindern.

Anhand des Entwicklungspro-
jekts Alfred-Delp-Quartier in 
Donauwörth wurde aufgezeigt, 
wie die Planungsschritte bei 
der Aufstellung des Bebauungs-
plans durch hydraulische Unter-
suchungen begleitet und so die 
Voraussetzungen für risikomini-

mierende Festsetzungen im Be-
bauungsplan geschaffen wur-
den. Für alle planerischen As-
pekte sollten neben den Hoch-
wassergefahrenkarten künftig 
auch die in den Starkregenge-
fahrenkarten identifizierten 
Überflutungsbereiche berück-
sichtigt werden.

Gerade in Zeiten des Klima-
wandels, in denen wir mit Proble-
men wie Bodendürre und sinken-
den Grundwasserständen kon-
frontiert sind, ist es nach Auffas-
sung von Dr. Annika Beckmann 
(HPC AG) von großer Bedeutung, 
den lokalen Wasserkreislauf zu 
unterstützen. Eine wassersensib-
le Planung der Grundstücksent-
wässerung könne dabei helfen, 
das Kleinklima positiv zu beein-
flussen. Zum Beispiel sei es mög-
lich, durch eine Anregung der 
Verdunstung über das Grün im 
Garten oder der Dächer bei Hit-
zesommern eine natürliche Küh-
lung zu fördern.  Generell seien 
die Möglichkeiten der schadlo-
sen Ableitung von Starkregener-
eignissen in Baugebieten so viel-
fältig wie die geplante Bebauung 
eines Grundstücks, unterstrich 
Beckmann. � DK

Mit seiner Zustimmung hat der Bundesrat 
den Weg für die neue Verordnung über Ein-
zugsgebiete von Entnahmestellen für die 
Trinkwassergewinnung (kurz Trinkwasser-
einzugsgebieteverordnung – TrinkwEGV) frei 
gemacht. Die TrinkwEGV ist der letzte ent-
scheidende Baustein für die Umsetzung der 
EU-Trinkwasserrichtlinie in deutsches Recht. 
Sie schafft in den Trinkwassereinzugsgebie-
ten die Rechtsgrundlage für das neu einge-
führte umfassende Risikomanagement für 
die Trinkwasserversorgung – von dem für die 
Wassergewinnung genutzten Einzugsgebiet 
über das Versorgungssystem bis zum Zapf-
hahn der Verbraucherinnen und Verbraucher.

Betroffen von der neuen Verordnung sind 
mehr als 4.300 Wasserversorgungsunterneh-
men mit rund 16.000 Einzugsgebieten und 
rund 400 zuständigen Wasserbehörden. Dazu 
erklärt Dr. Wolf Merkel, Vorstand des DVGW: 
„Für sie schafft diese neue Rechtsvorschrift 
zusammen mit der in diesem Jahr in Kraft ge-
tretenen novellierten Trinkwasserverordnung 
Klarheit über die anstehenden Aufgaben und 
einzuhaltenden Fristen. Allerdings ist der ge-
steckte Zeitrahmen zur erstmaligen Einfüh-
rung für die Unternehmen und Behörden äu-
ßerst knapp, so dass sie von beiden Seiten ein 
hohes Maß an Pragmatismus verlangt.“ 

Bis zum 12. November 2025 müssen Wasser-
versorgungsunternehmen eine Risikobewer-
tung der Einzugsgebiete ihrer Entnahmestel-
len durchführen und ein auf die identifizierten 
Risiken zugeschnittenes Untersuchungspro-
gramm des Grundwassers, des Oberflächen-

wassers oder des Rohwassers festlegen. Wolf 
Merkel betont: „Die Durchführung der Risiko-
bewertung binnen zwei Jahren ist eine enor-
me Herausforderung für die betroffenen Was-
serversorgungsunternehmen. Der erhebliche 
Zusatzaufwand für Wasserversorger und Was-
serbehörden ist nur dann gerechtfertigt, wenn 
er im Ergebnis auch zu verursacherbezoge-
nen Maßnahmen führt, die einen wirksamen 
Schutz der Trinkwasserressourcen vor Verun-
reinigungen bewirken.“  

Die zuständigen Behörden haben bis zum 
12. Mai 2027 Zeit, die ihnen vorgelegten Un-
terlagen zu prüfen und geeignete Risikoma-
nagementmaßnahmen zur Verhinderung oder 
Beherrschung der identifizierten Risiken fest-
zulegen.

Der DVGW wird sein Regelwerk kurzfristig 
an die nun vorhandenen rechtlichen Anfor-
derungen anpassen und eine Arbeitshilfe für 
Wasserversorger zur Durchführung der Risiko-
bewertung bereitstellen. 

Bereits vor 15 Jahren hatte der DVGW mit 
seinem Regelwerk zum Risiko- und Krisenma-
nagement für die öffentliche Wasserversor-
gung, das auch Eingang in die nationale und 
europäische Normung gefunden hat, die fach-
lichen Grundlagen für diese rechtlichen An-
forderungen geschaffen. Seit der Veröffent-
lichung eines ersten Referentenentwurfs im 
April 2023 bis zur Zustimmung des Bundesrats 
hat der DVGW intensiv und erfolgreich an der 
Entwicklung einer vollzugstauglichen Grund-
lage für ein fachgerechtes Risikomanagement 
der Trinkwassereinzugsgebiete mitgewirkt.� r

Verordnung über Trinkwassereinzugsge-
biete tritt 2024 in Kraft

DVGW begrüßt Zustimmung des Bundesrats und appelliert an Verhältnismäßigkeit von 
Aufwand und Nutzen für Wasserversorgungsunternehmen 

Hauptrolle für die Hygiene
Ob im Gesundheitswesen, in Unternehmen und Einrichtungen im 
öffentlichen Raum oder auch in der Gastronomie: Wasserspen-
der werden gerne angenommen. Sie sollten jedoch nachhaltig 
sein und Keimen keine Chance lassen. Dieser Forderung werden 
leitungsgebundene Systeme am Besten gerecht. 

Spezialist für Trinkwasserauf-
bereitung ist seit vielen Jahren 
die Firma Brita. Deren Konzept 
stellt Hygiene nahtlos von der 
Produktion der Spender bis hin 
zum laufenden Betrieb sicher. 
Schon im kompletten Produk-
tions- und Vertriebsprozess wird 
konsequent auf Hygiene geach-
tet. Desinfektionsroutinen und 
regelmäßige Stichprobenunter-
suchungen sind selbstverständ-
lich. Auch bei der Inbetriebnah-
me der Wasserspender am Ein-
satzort und den folgenden War-
tungs- und Serviceeinsätzen, 
zum Beispiel beim Filterwech-
sel, bleibt der Fokus auf hygieni-
sche Sicherheit gewahrt.

Das Brita-HygienePlusSystem 
bietet einen hohen Standard. 
„Nicht umsonst sind wir seit 
über 20 Jahren in hygienesen-
siblen Einrichtungen wie etwa 
im Gesundheitsbereich in zahl-

reichen Krankenhäusern, Arzt-
praxen oder Reha- und anderen 
Therapieeinrichtungen mit unse-
ren Wasserspendern vertreten“, 
macht Stephan Liebler, Head of 
Sales der Firma, deutlich.

Das System garantiert höchs-
te Hygienesicherheit. In der ers-
ten Stufe entfernt ein Hochleis-
tungs-Eingangsfilter Sedimente, 
Trübungen und Partikel aus dem 
Wasser. Ein Aktivkohlefilter eli-
miniert störende Geschmacks- 
und Geruchsstoffe Ein zusätzli-
cher Doppelmembran-Filter di-
rekt vor dem Wasserauslass hält 
99,99999 Prozent aller Bakteri-
en zuverlässig zurück.

Als dritte Komponente er-
hitzt die thermische Keimsper-
re „ThermalGate™“ den Zapf-
hahn alle 90 Minuten automa-
tisch auf über 120 Grad und des-
infiziert ihn. Das verhindert eine 
Verkeimung. � r

https://www.tvbayernlive.de/
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Bayerischer Heilbädertag in Bad Wörishofen:

Chancen für den Gesundheitstourismus
Der 77. Bayerische Heilbädertag hat sich in Bad Wörishofen für 
die Folgen des weltweiten Klimawandels gewappnet, der auch die 
bayerischen Heilbäder und Kurorte trifft. Vor rund 120 Vertreterin-
nen und Vertretern aus 47 Heilbädern und Kurorten verwies der 
Vorsitzende des Bayerischen Heilbäder-Verbandes, Landrat Peter 
Berek darauf, „dass der Klimawandel bei unserer Weiterentwick-
lung eine zentrale Rolle spielt. Wir müssen uns darauf einstellen.“

Berek zufolge „haben unse-
re Heilbäder und Kurorte be-
reits jetzt verschiedene Ge-
sundheits- und Präventionspro-
gramme für Herz-Kreislauf-Be-
schwerden und individuelle 
Angebote auch für die ältere 
Generation. Diese Programme 
gilt es zu verfeinern.“ Auf den 
Prüfstand müsse auch die In-
frastruktur in den Heilbädern 
und Kurorten. „Ein Kurpark al-
lein reicht längst nicht mehr. 
Wir müssen Aspekte wie mehr 
Verschattungen oder Trinkwas-
serspender, aber auch unsere 
gesamte Kommunikation über-
arbeiten. An Mut und Engage-
ment fehlt es uns dabei nicht.“

Chancenreiche Zukunft

Wie Tourismusministerin Mi-
chaela Kaniber in ihrer Festre-
de darlegte, stünden die bayeri-
schen Heilbäder und Kurorte vor 
einer chancenreichen Zukunft. 
Das Gesundheitsbewusstsein der 
Menschen habe zugenommen, 
ebenso die Bereitschaft, in die ei-
gene Gesundheit zu investieren. 
Die Altersstruktur in der Gesell-
schaft und das Entstehen neuer 
Krankheitsbilder führten zu einer 
steigenden Nachfrage nach Ge-
sundheitsdienstleistungen.

Noch unter der alten Bun-
desregierung sei aufgrund ge-
setzlicher Änderungen die am-
bulante Badekur wieder zu ei-
ner kassenfinanzierten Pflicht-
leistung geworden. Dafür habe 
sich der Freistaat Bayern lange 
eingesetzt. Auch davon könn-

ten die Kurorte und Heilbäder 
profitieren. Auch geht Kaniber 
davon aus, dass mit fortschrei-
tendem Klimawandel für vie-
le Gäste klimatisch gemäßigte 
Destinationen an Attraktivität 
gewinnen. Ein Automatismus 
für wirtschaftliches Wachstum 
wohne diesen insgesamt güns-
tigen Rahmenbedingungen frei-
lich nicht inne, so die Ministerin: 
„Die Orte müssen sich kontinu-
ierlich weiterentwickeln, in ihre 
Infrastruktur investieren, neue 
Produkte und Angebote schaf-
fen und mit einem zeitgemä-
ßen digitalen Marketing sowohl 
Stammgäste wie auch neue Ziel-
gruppen begeistern.“

Strukturen professionalisieren

In dasselbe Horn stieß der 
neue Geschäftsführer des Ver-
bandes und der neu gegründe-
ten „Gesundes Bayern Tourismus 
Marketing GmbH”, Frank Oet-
te. Sein Ziel ist es, die Strukturen 
im Verband weiter zu professio-
nalisieren und die Marke ‚Gesun-
des Bayern‘ zu stärken. Zentrales 
Thema sei dabei die Entwicklung 
neuer innovativer gesundheits- 
touristischer Angebote.

Zunahme von Hitzetagen

Mit Blick auf den weltweiten 
Klimawandel stellte Dr. Micha-
el Bischof vom Institut für Öko-
medizin der Paracelsus Medizi-
nischen Privatuniversität Salz-
burg fest: „Je nach zugrunde-
liegendem Klimaszenario kann 

es eine Zunahme zwischen 11 
und 36 Hitzetagen pro Jahr bis 
zum Jahr 2085 geben. Dies ist 
eine enorme Belastung für das 
Herz-Kreislaufsystem der Men-
schen, egal ob bei Einheimi-
schen oder Gästen.“ Insbeson-
dere für Menschen über 60 Jah-
re sei damit ein großes gesund-
heitliches Risiko verbunden.

Als mögliche Anpassungs-
maßnahmen empfahl Bischof 
den Heilbädern und Kurorten 
u.a. Hitzeschutzpläne, Verschat-
tungen und Trinkwasserspen-
der im öffentlichen Raum sowie 
geänderte Öffnungszeiten bzw. 
Outdoor-Angebote zu Tages-
randzeiten. Außerdem sollten 
Heilbäder und Kurorte mit eige-
nen Klimastrategien und durch 
zielgruppenspezifische Angebo-
te die Themen Gesundheit und 
Klimawandel mutig angehen.

V.l.: Karl Ketterl, Bürgerbeauftragter Wolf-
gang Fackler, MdL, und Andreas Jäckel, 
MdL, beim Ortstermin am Hanreibach in 
Augsburg. � Bild: Johannes Saumweber

Unterstützung für Gewässerreinhaltung
Bürgerbeauftragter Wolfgang Fackler, MdL setzt sich für Projekt zum Gewässerschutz ein 

Der erste Fall des neuen Bürgerbeauftragen der Bayerischen 
Staatsregierung, Wolfgang Fackler, MdL führte ihn nach Augs-
burg. Der Augsburger Wasserkraftwerk-Betreiber Karl Ketterl hat-
te sich im August noch an Facklers Vorgänger gewandt. Im Rah-
men eines Ortstermins griff nun der neue Bürgerbeauftragte 
Ketterls Anliegen persönlich auf. 

Seit über fünf Jahren kämpft 
der Wasserkraftwerk-Betreiber 
Karl Ketterl für einen verbes-
serten Gewässerschutz im Sin-
ne des Klimas und des Umwelt-
schutzes. Er will dafür sorgen, 
dass Plastik und sonstige nicht 
natürliche Stoffe bei Wasser-
kraftwerken an Fließgewässern 
entnommen werden. 

Denn immer noch landet zu 
viel Zivilisationsmüll in Bächen 
und Flüssen, der herausgefiltert 
werden sollte. Für dieses Tätig-
werden sei aber die Rechtsla-
ge nicht eindeutig, auch eine 
Prämie oder ein anderer Anreiz 
wird seitens des Umweltminis-
teriums nicht geboten. 

Politisch begleitet wird Ket-

termin mit Fackler und Jäckel. 
Dabei erinnerte Ketterl auch an 
die fünfte Umweltversammlung 
der Vereinten Nationen (UN) im 
März 2022 in Nairobi (Kenia), 
die eine Resolution zur welt-
weiten Plastikkrise verabschie-
det hat. „In den vergangenen 
fünf Jahren konnten wir einiges 
anstoßen, dennoch ist der gro-
ße landespolitische Wurf bis-
her ausgeblieben. Daher freue 
ich mich umso mehr über die 
Unterstützung unseres neuen 
Bürgerbeauftragten Wolfgang 
Fackler“, so Andreas Jäckel. Der 
Abgeordnete erinnerte in die-
sem Zusammenhang auch dar-
an, dass er in der vergangenen 
Legislaturperiode ein Pilotpro-
jekt zur technischen Automa-
tisierung der Entnahme von Zi-
vilisationsmüll aus Fließgewäs-
sern starten wollte, aber keine 
Finanzierungszusage durch den 
Freistaat Bayern erhielt. 

Politischen Ansatz entwickeln

Bürgerbeauftragter Fackler 
möchte nun diesen Impuls auf-
nehmen und beim Umweltmi-
nisterium die genaue Rechtslage 
eruieren, um einen politischen 
Ansatz entwickeln zu können. 
Denn genau darin sieht MdL 
Fackler auch einen seiner Aufga-
benschwerpunkte als Bürgerbe-
auftragter. „Viele dieser Bürger- 
anliegen sind nachvollziehbar, 
stoßen aber an bürokratische 
Hürden. Die Bürger sollen des-
halb durch den Bürgerbeauftra-
gen auch zu Ideengebern für die 
Staatsregierung werden. Denn 
Klima- und Umweltschutz sind 
wichtige Ziele, deren Erreichen 
für uns alle wesentlich ist. Dar-
um werde ich mich für das An-
liegen von Herrn Ketterl einset-
zen, um Verbesserungen beim 
Gewässerschutz zu erreichen“, 
so Fackler.  � r

terl dabei vom Augs-
burger Landtagsab-
geordneten Andreas 
Jäckel, der nun zur 
Unterstützung des 
Anliegens den neu-
en Bürgerbeauftrag-
ten Fackler darauf 
aufmerksam mach-
te. Ketterl und Jä-
ckel möchten im Sin-
ne des Umweltschut-
zes erreichen, dass 
entweder das Baye-
rische Wasserhaus-
haltsgesetz präzisiert 
wird oder wenigs-
tens ein entsprechen-
der Anreiz geggeben 
wird, um den wirt-
schaftlichen Aufwand 
der Gewässserrein-
haltung zu kompen-
sieren. „Wenn sich 
an der gegenwärti-
gen Praxis nichts än-
dert, werden die Fol-
gen für die Gewässer 
und das Klima gravie-
rend sein. Auch Stu-
dien belegen das und 
mahnen zu einem 
verbesserten Gewäs-
serschutz“, erklärte 
Wasserkraftwerk-Be-
treiber Ketterl beim 
gemeinsamen Orts- 

Verbandsjubiläum

Für den Bayerischen Heilbä-
derverband war der diesjähri-
ge Heilbädertag mit einem Ju-
biläum verbunden: Vor 75 Jah-
ren, am 1. März 1948, wurde 
der größte Landesverband des 
deutschen Kur- und Bäderwe-
sens gegründet. Gut ein Vier-
tel aller jährlichen Gästeüber-
nachtungen in Bayern entfal-
len auf Heilbäder und Kuror-
te. Diese Orte sind nicht nur 
wichtige Kompetenzzentren 
für Gesundheitsversorgung, 
sondern auch wichtiger Be-
standteil des bayerischen Ge-
sundheitssystems. Mit rund 
100.000 Arbeitsplätzen und 
einer jährlichen Bruttowert-
schöpfung von mehr als 4,5 
Milliarden Euro stellen die Kur- 
orte und Heilbäder in ihren 
Heimatregionen im ländlichen 
Raum darüber hinaus einen 
bedeutenden Wirtschaftsfak-
tor dar. � DK

Starkregen-Ereignisse: 

Besseres  
Risikomanagement mit IoT 

Frühzeitige Warnung für Einsatzkräfte und Bevölkerung 
Präzise Niederschlags- und Pegelmessung in Echtzeit 

Zuverlässige Vernetzung mit NB-IoT und LTE-M

Der Klimawandel erhöht die Gefahr von Starkregen. Spekter, 
Software-Spezialist aus Herzogenaurach, und die Deutsche Tele-
kom bieten ein Frühalarmsystem für Städte und Gemeinden an. 
IoT-Sensoren messen dafür vor Ort Niederschläge, Wasserpegel 
und das Abflussverhalten in Flüssen und Kanälen.  

Über die Maschinen- und Sen-
sorennetze NarrowBand IoT 
(NB-IoT) und LTE-M der Tele-
kom übertragen sie die Daten 
zur Analyse in die Cloud. Errei-
chen die Wassermengen kriti-
sche Grenzwerte, warnt das Sys-
tem rechtzeitig die Bevölkerung 
und alarmiert Einsatzkräfte. Ers-
te Eindrücke des Frühalarmsys-

tems zeigte die Telekom im Sep-
tember auf der Digital X 2023 in 
Köln. 

Hydrologische Daten  
in Echtzeit im Blick

Der Klimawandel konfrontiert 
Städte und Gemeinden mit ei-
nem zunehmenden hydrologi-
schen Ungleichgewicht. So sor- 
gen langanhaltende regiona-
le Trockenperioden für Wasser-
knappheit. Starkregen-Ereignis-
se rufen Sturzfluten und Über-
schwemmungen hervor. Ein 
kommunales Starkregen-Mana- 
gement und Maßnahmen zur 
Überflutungsvorsorge sind not-
wendige Anpassungen an die  
Klimaveränderungen. Das Stark- 
regen-Frühalarmsystem von 
Spekter in Zusammenarbeit mit 
der Telekom sorgt dafür, dass 
Gefahrenlagen erkannt werden. 
Es warnt Bevölkerung und Ein-
satzkräfte rechtzeitig, so dass 
sie Schutzmaßnahmen treffen 
können. Dafür wurden speziel-
le IoT-Sensoren entwickelt. Sie 
messen die Niederschlagsmen-
gen und die Wasserpegel in Flüs-
sen und Kanälen. Die autarken 
Einheiten für die Datenübertra-
gung senden kontinuierlich die-
se hydrologischen Informatio-
nen zur Überwachung und Ana-
lyse in die Cloud. Überschreiten 
die Messwerte zuvor definierte 
kritische Schwellen, warnt das 
System über eine eigens entwi-
ckelte App. 

Kommunikation  
von Gerät zu Gerät

Die Sensoren übertragen die 
lokalen Wetter- und Nieder-
schlagsdaten über LTE-M. Der 
Begriff steht für Long Term Evo-
lution for Machines, eine Mo-
bilfunktechnologie für die Kom-
munikation von Gerät zu Ge-
rät. Für eine autarke, ener-
gieeffiziente und zuverlässige 
Funkvernetzung der Pegelmes-
ser und der Kanaldeckelwäch-
ter von Spekter sorgt das Ma-
schinen- und Sensorennetz Nar-
rowBand IoT der Telekom. Dafür 
sind die Datenübertragungsein-
heiten mit einer robusten In-
dustrie-SIM-Karte ausgestat-
tet. Dank der breiten Netzab-
deckung der Telekom sowie der 
tiefen Durchdringung von NB-
IoT funktioniert die Übertragung 
jederzeit zuverlässig – selbst aus 

unterirdischen Kanälen oder be-
sonders überflutungsgefährde-
ten Unterführungen. Umfang-
reiche Fallback-Lösungen auf 
alle verfügbaren Netztechno-
logien der Telekom sowie nati-
onales Roaming sichern die un-
terbrechungsfreie Kommunika-
tion zusätzlich ab. 

Künstliche Intelligenz analy-
siert die hydrologischen Infor-
mationen in Echtzeit. So erhal-
ten kommunale und regionale 
Einsatzkräfte und Verantwort-
liche einen genauen Überblick 
über die Wetterentwicklung 
und die Gefährdungslage bei 
den Starkregenereignissen. Und 
gewinnen wertvolle Zeit zum 
Schutz von Bevölkerung und In-
frastruktur. 

Mit Frühalarmsystem  
„vor die Lage kommen“

„Länder und Kommunen ha-
ben erkannt, wie groß der 
Handlungsbedarf beim Risi-
komanagement für Starkre-
gen-Ereignisse ist. Mit unse-
rem Frühalarmsystem ver-
schaffen wir Einsatzkräften vor 
einer Überflutung einen wert-
vollen Zeitgewinn von bis zu ei-
ner halben Stunde“, sagt Rein-
hard Brodrecht, Geschäftsfüh-
rer der Spekter GmbH. „Dafür 
nutzen wir Netztechnologie der 
Telekom. Der hohe Abdeckungs-
grad und die präzisen Netzab-
deckungsberechnungen der Te-
lekom sind für uns und unse-
re Kunden entscheidend für die 
Zuverlässigkeit der Lösung.“ Hin-
zu kommt: „Wir wachsen und 
gewinnen ständig neue Kun-
den – national und inzwischen 
auch international. Mit der Te-
lekom als Technologie- und Um-
setzungspartner sind wir dafür 
optimal aufgestellt. Dank der in-
ternationalen Verfügbarkeit von 
LTE-M und NB-IoT ist es pro- 
blemlos möglich unsere Lösung 
flexibel bereitzustellen.“ � r

Wasserpakt Oberpfalz:

Gemeinsam stark  
für unsere Gewässer

Regierung der Oberpfalz als verlässlicher Partner  
im kooperativen Gewässerschutz

Regensburg. Wasser ist das wichtigste Lebensmittel und Wasser 
ist Basis unserer Ökosysteme. Um sicherzustellen, dass wir Was-
ser effizient nutzen und schützen, ist es heute wichtiger denn je, 
Maßnahmen zu ergreifen und aufeinander abzustimmen. Darum 
trafen sich, auf Einladung der Regierung der Oberpfalz, die Ober-
pfälzer Partner des Wasserpakts in Pfakofen im Landkreis Regens-
burg, um Erfahrungen auszutauschen und sich zukünftig noch 
besser untereinander zu vernetzen. Themen wie die Reduzie-
rung von Schadstoffen im Wasser, Verbesserung der Bodenquali-
tät und Anpassung an den Klimawandel standen auf der Agenda.

Regierungspräsident Walter 
Jonas bedankte sich in seiner 
Rede bei den Paktpartnern für 

ihr Engagement und für die gut 
funktionierende Zusammenar-
beit: „Mit Ihrem Wissen und Ih-
rer Fachkompetenz leisten Sie 
einen enormen Beitrag dazu, 
die getroffenen Vereinbarungen 
zum Gewässerschutz mit Leben 
zu füllen. Wir sind alle in unserer 
Zuständigkeit gefordert um das 
gesellschaftliche Bewusstsein für 
den Gewässerschutz zu schärfen 
und in den Fokus zu rücken.“

Exkursion zum erfolgreichen 
Vorzeigeprojekt

Zudem schauten sich die 
Partner das Projekt boden:-
ständig in Rogging/Pfakofen 
an. Hier konnten sie sehen, wie 
Zwischenfruchtanbau, Gewäs-
serrandstreifen und Rückhal-
tebecken einen Beitrag zu sau-
berem Wasser leisten können. 
Die Beteiligten waren sich ei-
nig, das Thema Wasser wird 
auch weiterhin die Zukunft be-
stimmen. Im nächsten Jahr wol-
len sich die Oberpfälzer Was-
serpakt-Partner wieder treffen, 
um zu berichten, was erreicht 
wurde und um über neue Vor-
haben zu informieren. Die Re-
gierung der Oberpfalz wird die 
Paktpartner bei ihren Bemü-
hungen begleiten und den Aus-
tausch weiterhin tatkräftig un-
terstützen.

17 Paktpartner  
für gemeinsames Handeln

Der Wasserpakt ist ein Zusam-
menschluss von 17 Partnern, dar- 
unter Verbände wie der Baye-
rische Bauernverband, Wasser-
versorger und Institutionen, um 
unsere Gewässer und Böden zu 
schützen. Das Ziel des Wasser-
pakts ist es, gemeinsam freiwil-
lige Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Qualität unserer Gewäs-
ser zu verbessern und zwar über 
das hinaus, was Gesetze vor-
schreiben. Diese Maßnahmen 
umfassen Unterstützung, Bil-
dung, Beratung und Forschung. 
Gemeinsames Ziel ist ein guter 
Zustand unserer Gewässer und 
des Grundwassers.� r

Klimaschutz gemeinsam  
voranbringen

Glauber: Erstmals 100-prozentige Förderung für Moorschutz
Projekte zur Wiederherstellung von Mooren können in Bayern 
künftig mit bis zu 100 Prozent gefördert werden. Das betonte Bay-
erns Umweltminister Thorsten Glauber.

„Klimaschutz durch Moor-
schutz ist ein zentrales Ziel der 
Staatsregierung. Wir setzen 
beim Naturschutz auf Koopera-
tion. Durch die neue Förderung 
wird das Tempo bei der Um-
setzung nochmals deutlich ge-
steigert. Moore sind ökologi-
sche Multi-Talente. Als Kohlen-
stoff-Tresore sind Moore für den 
Klimaschutz unverzichtbar. Moore 
halten das Wasser in der Land-
schaft zurück und sind ein groß-
artiger Hotspot der Artenviel-
falt.“ Im entwässerten Zustand 
setzen Moore jedoch schädliches 
Kohlendioxid in die Atmosphäre 
frei. Mit der jetzt in Kraft getre-
tenen Änderung der Fördermög-
lichkeiten in den Landschafts-
pflege- und Naturpark-Richtlini-
en wirkt das Umweltministerium 
dieser Entwicklung entgegen. 
Ziel ist, bis zum Jahr 2040 insge-

samt 55.000 Hektar Moorböden 
in Bayern zu sanieren und wie-
derzuvernässen. 

Daneben werden in der ge-
änderten Richtlinie ab 2024 
auch Landschaftspflegeverbän-
de und Naturparke als wesent-
liche Partner des Naturschutzes 
noch besser gefördert. So unter-
stützt das Umweltministerium 
die knapp 60 Naturpark-Range-
rinnen und -Ranger mit zukünf-
tig 70.000 statt bisher 65.000 
Euro pro Jahr. „Naturschutz vor 
Ort lebt von guter Kommunika-
tion. Wir wollen den Besuchern 
ein bestmögliches Naturerlebnis 
bieten. Direkte Ansprechpartner 
vor Ort sind dafür ein wesentli-
cher Schlüssel. Unsere Rangerin-
nen und Ranger leisten unver-
zichtbare Informationsarbeit für 
den Naturschutz in Bayern“, so 
Glauber.� r
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GZGZ Gelegenheit

Welche Stadt – Gemeinde in 
Niederbayern hätte Interesse 
ein Museum zu errichten, Expo-
nate können als Dauerleihgabe 
zu Verfügung gestellt werden. 

Antwort an Chiffre 12345

V.l. Dr. Andreas von Lindeiner (LBV), Dr. Stephanie Gillhuber (BIV), Dr. Bernhard Kling (Geschäftsführer 
BIV), Ulrike Lorenz (Naturschutzfonds), Dr. Norbert Schäffer (Vorsitzender LBV), Georg Fetzer (Präsident 
BIV), Manfred Hoffmann (ABBM).	 Bild: StMUV

Eröffnung der Ausstellung „Natur auf Zeit“ 
im Bayerischen Umweltministerium 

Einzigartige Kooperation zwischen Naturschutz und Industrie:  
LBV und BIV stellen gemeinsame Wanderausstellung vor

Die neue Wanderausstellung wurde zum mittlerweile preisgekrön-
ten Projekt „Natur auf Zeit“ von der Vorständin des Bayerischen Na-
turschutzfonds, Ulrike Lorenz, im Foyer des Umweltministeriums 
eröffnet. Bis einschließlich 4. Dezember war die Ausstellung im Bay-
erischen Umweltministerium zu sehen. Jetzt wird sie an verschiede-
ne Orte in Bayern wandern. Eine der weiteren Stationen ist die Lan-
desgartenschau 2024 in Kirchheim bei München. 

Der bayerische Naturschutz-
verband LBV (Landesbund für 
Vogel- und Naturschutz) und die 
Rohstoffgewinnungsunterneh-
men des Bayerischen Industrie-
verbandes Baustoffe, Steine und 
Erden e.V. (BIV) stimmen darin 
überein, dass die nachhaltige Ge-
winnung von mineralischen Roh-
stoffen einen hohen Wert für den 
Natur- und Artenschutz bietet.

Abbaustätten gehören zu den 
wichtigsten Ersatzlebensräumen 
vieler Amphibienarten, deren na-
türliche Lebensräume, beispiels-
weise naturnahe Wildflussauen, 
zu großen Teilen verschwunden 
sind. Durch die sich ständig verän-
dernden Bedingungen während 
der Rohstoffgewinnung entste-
hen auf den Gewinnungsflächen 
in ihrer Funktion vergleichbare 
Ökosysteme für Kreuz- und Wech-

selkröte, Gelbbauchunke, Laub-
frosch und Co. Auch viele seltene 
Pflanzen, Vogel-, Reptilien- und 
Insektenarten finden in Gruben 
und Steinbrüchen ein Zuhause.

Um die Öffentlichkeit über 
diese „Überlebensräume“, aber 
auch zu den Inhalten des vom 
Bayerischen Naturschutzfonds 
geförderten Projekts „Natur auf 
Zeit“ zu informieren, haben der 
LBV und der BIV zusammen eine 
Ausstellung zu dieser einzigarti-
gen Kooperation zwischen Na-
turschutz und Industrie entwi-
ckelt. Die Ausstellung führt mit 
drei plakativen großen Infostelen 
und einem mit Sitzgelegenheiten 
gestalteten „Lebensraum“ drum-
herum durch das Projekt mit sei-
nen Bewohnern und den dazuge-
hörigen Habitaten. 

Seit 2017 führt der LBV zusam-

men mit dem Bayerischen Indus- 
trieverbands Baustoffe, Steine und 
Erden e.V. (BIV) und der Arbeitsge-
meinschaft Bayerischer Bergbau- 
und Mineralgewinnungsbetriebe 
e.V. (ABBM) das Projekt durch.

Zum Projekt

Ziel ist die Sicherung und Opti-
mierung von Lebensräumen für 
europaweit bedrohte Amphibien-
arten in aktiven Gewinnungsbe-
trieben. Die Initiatoren und Um-
setzer sind der bayerische Na-
turschutzverband LBV (Landes-
bund für Vogel- und Naturschutz 
in Bayern), der Bayerische Indust-
rieverband Baustoffe, Steine und 
Erden e.V. (BIV), die Arbeitsge-
meinschaft Bayerischer Bergbau- 
und Mineralgewinnungsbetrie-
be e.V. (ABBM). Das Projekt wird 
vom Bayerischen Umweltministe-
rium naturschutzrechtlich unter-
stützt und vom Bayerischen Na-
turschutzfonds mit einem Förder-
satz von 85 Prozent gefördert. Das 
entspricht rund 319.000 Euro. Das 
Projekt läuft noch bis zum 31. De-
zember 2024.  � r

8. Bodentag 2023 der IG gesunder Boden e.V.

Gesunder Boden – 
Mehr als nur Ernte

Beim diesjährigen 8. Bodentag Mitte November in Neunburg vorm 
Wald mit dem Themenschwerpunkt „Gesunder Boden – Mehr als 
nur Ernte, Symbiosen und Artenvielfalt fördern“ lud die Interessen-
gemeinschaft gesunder Boden e.V. (IG gesunder Boden) als Veran-
stalter hochkarätige Referentinnen und Referenten ein. Es sprachen 
die Wissenschaftler Prof. Dr. Martin Grassberger, Prof. Dr. Maria R. 
Finckh und Dr. Martin Nuss, sowie viele Praktiker, die ihr umfangrei-
ches Wissen zu gesunden Böden und Pflanzen an die Teilnehmer des 
Bodentags weitergaben. Die Veranstaltung bot eine Gelegenheit für 
einen überregionalen Austausch von Wissen und Praxisbeispielen 
um gesunde, lebendige und humusreiche Böden aufzubauen.

Auch in diesem Jahr fand die 
mit rund 500 Teilnehmern etab-
lierte, größte Tagesveranstaltung 
der IG gesunder Boden wieder als 
hybride Veranstaltung statt. Da-
von waren rund 300 Bodeninte-
ressierte, Gäste und Referenten/
innen vor Ort und haben gemein-
sam mit den online zugeschalte-
ten Teilnehmern den Bodentag 
mitverfolgen und mitdiskutieren 
können. Erstmalig waren auch 
Schüler und Lehrkräfte live zu-

geschaltet, wie zum Beispiel die 
Neunburger Berufsschule mit ih-
ren Auszubildenden für Land- 
und Forstwirtschaft.

Gesundheit  
durch lebendigen Boden

Das Motto des 8. Bodentages 
lautete: Gesunder Boden, mehr 
als nur Ernte – Symbiosen und 
Artenvielfalt fördern. Hier ging es 
um wichtige, neue wissenschaft-

liche Forschungsgebiete und ak-
tuelle Erkenntnisse aus der Pra-
xis im Boden-, Wasser- und Hu-
musmanagement in Bezug auf 
Bodenleben und symbiontischer 
Prozesse. Franz Rösl, Vorstands-
vorsitzender der IG gesunder Bo-
den eröffnete den Bodentag mit 
einem Impulsvortrag mit dem 
Thema: Gesundheit durch le-
bendigen Boden. „Wir sind auch 
heuer wieder stolz, dass wir die 
Schwarzachtalhalle bis zum letz-
ten Platz mit unserem Programm- 
angebot füllen können. Ich bin 
fest davon überzeugt, dass das 
diesjährige Bodentag-Thema vie-
le unserer Mitglieder und Gäs-
te anspricht und interessant ge-
nug ist, einen Umdenk-Prozess 
gemeinsam mit uns anzustoßen 
und zu begleiten, um letztendlich 
wieder die Bodengesundheit zu 
verbessern“, so Rösl.

Neu war am Vortag des Bo-
dentages der Praxis- und Vernet-
zungstag. Hier wurden besonders 
geeignete Möglichkeiten angebo-
ten, sich intensiv auszutauschen, 
kennenzulernen und zu vernet-
zen. Man konnte die Chance nut-
zen, mit Referenten, Fachexper-
ten und Praktikern ins Gespräch 
zu kommen. „Mit der Gestaltung 
dieses Tages sind wir gerne dem 
Wunsch zahlreicher Teilnehmer 
und Gäste nachgekommen, zu-
sätzliche Möglichkeiten der nach-
haltigen Vernetzung rund um ge-
sunden Boden zu schaffen. Denn 
schließlich können wir mit ge-
sundem Boden nur gemeinsam  
die künftigen Herausforderungen 
besser meistern“, betonte Rösl 
mit Blick auf die Veranstaltung 
und die Teilnehmer.

Pressekonferenz zum Bodentag 2023, v.l.: Pressesprecher Josef 
Schönhammer, Prof. Dr. Grassmann, Prof. Dr. Maria Finckh, Franz Rösl, 
Dr. Josef Smarda.	 Bild: Nimmrichter

Neunburgs Erster Bürgermeister 
Martin Birner. 	 Bild: Nimmrichter

Nachhaltigkeitskonzept  
wird wieder umgesetzt

Der diesjährige Bodentag zeig-
te auch wieder allen Teilnehmern 
und Gästen vor Ort, wie Boden-
gesundheit gelebt und auch um-
gesetzt werden kann. Alle Teil-
nehmer wurden mit regional, sai-
sonal und aus biologischem An-
bau produzierten Lebensmitteln 
verköstigt, die auf gesunden Bö-
den von Mitgliedern der IG ge-
sunder Boden wachsen. Alle an 
diesem Tag angebotenen Feld-
früchte, auch Milch und Gebäck, 
erzeugten ausschließlich Land-
wirte und Betriebe aus der Regi-
on.

Und: Um die Umwelt so gering 
wie möglich zu belasten, wurde 
eine spezielle ökologische Aus-
gleichsmaßnahme als Kompensa-
tion zur An- und Abreise der Ta-
gungsteilnehmer wieder umge-
setzt. Der verursachte Kohlendi-
oxid-Ausstoß in die Umwelt wird 
durch eine Obstbaum-Pflanzak-
tion im Frühjahr 2024 gemein-
sam mit der Stadt Neunburg v. 
Wald wieder ausgeglichen. Inzwi-
schen wurden in den letzten Jah-
ren in Regensburg und Neunburg 
v. Wald über 100 Obstbäume, 
zum Teil auch alte Obstbaums-
orten, gepflanzt. Für mehr Infor-
mationen: www.ig-gesunder-bo-
den.de/Veranstaltungen/Boden-
tag-2023 � r

bvse-Mineraliktag in Stuttgart:

Qualitätssicherung  
und Zertifizierung im Visier

Ersatzbaustoffverordnung: Top oder Flop? Im Rahmen seiner 
Fachtagung in Stuttgart stellte der bvse-Fachverband Mineralik – 
Recycling und Verwertung den neuen Rechtsrahmen mit Experten 
aus Bund, Ländern, Industrie und Wissenschaft auf den Prüfstand.

Obwohl sich zahlreiche Bau- 
stoffrecycler bereits mit der seit 
dem 1. August 2023 geltenden 
Regelung vertraut und mit der 
QUBA-Zertifizierung (QUBA-Gü-
tesiegel) dafür fit gemacht ha-
ben, sei der Großteil der Bran-
che immer noch nicht auf die 
neuen Regelungen der Ersatz-
baustoffverordnung (EBV) vor-
bereitet, wie der kommissari-
sche Fachverbandsvorsitzende 
Michael von Malottky berich-
tete: „Wir vermuten, dass rund 
zwei Drittel der Branche die 
EBV haben kommen lassen, oh-
ne sich im Vorfeld damit zu be-
schäftigen.“ Dies betreffe so-
wohl die Aufbereiter als auch 
die Bauherren, Architektur- und 
Ingenieurbüros, die nicht wis-
sen, dass man heute rechtssi-
cher und ohne Probleme Ersatz-
baustoffe einbauen kann, und 
am Ende auch die Verwender 
und Bauunternehmer, die sich 
noch nicht damit auseinander-
gesetzt haben, was die EBV im 
Alltag für sie bedeutet.

Umdenken und einarbeiten

Aus Sicht von bvse-Geschäfts-
führer Stefan Schmidmeyer sind 
eingetretene Pfade erfahrungs-
gemäß das größte Hindernis da-
für, sich mit der EBV zu beschäf-
tigen. Da beispielsweise die Gü-
teüberwachung bis zum 1. Au-
gust auch in Bayern freiwillig war, 
sei diese in vielen Unternehmen 
vielfach gar nicht gemacht und 
auch von Seiten des Vollzugs nur 
lückenhaft kontrolliert worden. 
Nun sei es für alle an der Zeit, um-
zudenken und sich schnellstmög-
lich einzuarbeiten.

Umstellung  
nur geringe Probleme

Dabei ist laut Schmidmeyer 
ein Großteil der Anforderungen, 
die durch die EBV gestellt wer-
den, im Grunde schon seit Jah-
ren geübte Praxis und bringt für 
diejenigen, die sich in den ver-
gangenen Monaten und Jah-
ren mit der Qualitätssicherung 
beschäftigt haben, in der Pra-
xis nur sehr geringe Probleme 
bei der Umstellung mit sich. Die 
Aufbereitungstechnik habe sich 
schließlich nicht geändert. Ähn-
lich verhalte es sich mit den Vor-
gehensweisen zur Güteüberwa-
chung.

Qualitätssicherung  
und Zertifizierung

„Ohne Vorkenntnisse muss 
man sich einarbeiten. Dies 
braucht natürlich Zeit. An Qua-
litätssicherung und einer Zerti-
fizierung führt dabei kein Weg 
vorbei. Das hat der bvse schon 
sehr früh erkannt“, unterstrich 
Hauptgeschäftsführer Eric Reh-
bock. In Erwartung der EBV, für 
die der Verband lange Jahre ge-
worben habe, sei vor rund drei-
einhalb Jahren gemeinsam mit 
dem DA-Deutscher Abbruchver-
band und dem ZDB-Zentralver-
band Deutsches Baugewerbe 
die QUBA Sekundärbauststoffe 
GmbH gegründet worden.

Umweltanalytik und  
technische Einsetzbarkeit

„Der Produktstatus“, so Reh-
bock, „war von Anfang an Ziel 
dieser bundesweiten Gütesiche-
rung, in der es nicht nur um die 
Umweltanalytik, sondern um 
die technische Einsetzbarkeit 
geht. Bemüht um maximale Ef-
fektivität war es uns dabei stets 
wichtig, die ganze Kette der Ak-

teure, vom Abbruch über Auf-
bereitung und Recycling bis hin 
zum Bau, einzubinden.“

Besonders stolz sei der Ver-
band auf die Anerkennung von 
Umweltminister Thorsten Glau-
ber, der in Bayern als erstem 
Bundesland für alle QUBA-zer-
tifizierten Ersatzbaustoffe in al-
len Materialklassen den Pro-
duktstatus erteilt hat. „Wir hof-
fen, dass dieses Beispiel Bay-
erns schon bald Blaupause 
auch für andere Bundesländer 
ist. Sich frühzeitig mit den Zei-
chennutzern auf den Weg in die 
EBV zu machen, hat sich bereits 
ausgezahlt“, bestätigte auch 
QUBA-Geschäftsführer Thomas 
Fischer. Bislang hat die QUBA 
GmbH bereits über 400 Betrie-
be inklusive Baustellen zertifi-
ziert. Seit Oktober 2020 seien so 
mehr als 11,3 Millionen Tonnen 
und seit August 2023 ca. 1 Milli-
on Tonnen nach EBV güteüber-
wachter Sekundärbaustoffe in 
Verkehr gebracht worden.

Materialklasse  
bestimmt Einbauweise

„Wir sprechen mittlerwei-
le auch nicht mehr über gute 
oder schlechte Qualitäten für 
einen Produktstatus“, erläuter-
ten Schmidmeyer und Fischer. 
Eine Materialklasse bestimme 
die entsprechende Einbauwei-
se. Für alle mineralischen Ersatz-
baustoffe, die gemäß EBV her-
gestellt sind, gebe es eine ent-
sprechende Anwendung. Auch 
ein Ersatzbaustoff, wie etwa die 
Hausmüllverbrennungsasche, 
habe hier seine Berechtigung. 
Wenn es laut EBV einen Anwen-
dungsbereich gibt, könne dieser 
auch güteüberwacht und zertifi-
ziert werden.

Wissensvermittlung  
zu Sekundärbaustoffen

Um die Akzeptanz von güte-
gesichertem Recyclingmateri-
al weiter voranzubringen, sei-
en der ständige Austausch und 
die Wissensvermittlung zu der 
Bedeutung von Sekundärbau- 
stoffen an den entsprechenden 
Behördenstellen und deren Be-
ratern, Architekten und Inge-
nieuren unerlässlich. Denn Se-
kundärbaustoffe überzeugten 
nicht nur durch Qualität, son-
dern trügen in erheblichem Maß 
zur Rohstoffsicherung, Ressour-
censchonung und dem Errei-
chen der Klimaziele bei. „Wenn 
wir Produkte verkaufen, müs-
sen auch wir als Recycler die In-
formationspflicht nach dem Pro-
duktrecht wahrnehmen“, mach-
te Schmidmeyer deutlich.

EBV vollzugstauglicher  
machen

„Die EBV ist umsetzbar! Wir 
müssen gemeinsam daran ar-
beiten und mit dem Gesetzge-
ber reden, um das Regelwerk 
noch vollzugstauglicher zu ma-
chen. Ganz oben auf unserer Lis-
te steht hier die Streichung des 
ausführlichen Säulenversuchs. 
Zu teuer, in der Durchführung 
viel zu langwierig, bringt er kei-
nen Erkenntnisgewinn, keinen 
Mehrwert für die Qualität von 
Ersatzbaustoffen und wird ab 
1. Dezember 2023 für den Eig-
nungsnachweis auf der Baustel-
le zum Problem. Aus Kosten- 
und Zeitgründen werden vie-
le Bauherren von der Aufberei-
tung auf der eigenen Baustelle 
Abstand nehmen und potenziell 
als Ersatzbaustoff verwertbares 
Material in der Verfüllung oder 

auf der Deponie entsorgen. Da-
her appellieren wir nach wie vor 
an den Gesetzgeber, den Säu-
lenkurztest und den Schüttel-
versuch für den Eignungsnach-
weis sofort zuzulassen“, laute-
te die Forderung der Experten. 
Darüber hinaus seien große Her- 
ausforderungen in Bezug auf 
Schadstoffproblematiken, wie 
PFAS und Asbest, zu lösen.

Den Umgang damit sowie 
Aufbereitungsmöglichkeiten 
und Entsorgungswege beleuch-
tete in der Folge Falk Fabian 
vom Baden-Württembergischen 
Umweltministerium. Thomas 
Schlösser (Schlösser Grund- und 
Tiefbau GmbH Berg) beschäftig-
te sich mit Möglichkeiten der Er-
kundung und Separierung von 
Beton mit asbesthaltigen Ab-
standshaltern.

PFAS und andere Themen

Ob PFAS-belastete Böden 
besser wiederverwendet, recy-
celt oder beseitigt werden soll-
ten, wurde von Sascha Mirkovic 
(Geiger Entsorgung GmbH & Co. 
KG) hinterfragt. M. Sc. Anna-Le-
na Liesch informierte über die 
Entsulfatisierung von Bauschutt 
mit dem vom Fraunhofer-Insti-
tut für Bauphysik (IBP) generier-
ten „ENSUBA-Verfahren“. Der 
nass-chemische Prozess, der die 
selektive Entfachung von Sul-
fat aus heterogenen Gemengen 
und die anschließende Rückge-
winnung von reinem Gips er-
möglicht, soll Synergien zwi-
schen Aufbereitern und Gipsin-
dustrie schaffen. � DK
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Wettbewerb „Gemeinsam aktiv. Mobil in ländlichen Räumen“:

Bayerisches Siegertrio
BMWSB und BBSR zeichneten kommunale Mobilitätsprojekte aus

Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe-
sen (BMWSB) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) haben bei der Abschlussveranstaltung des Wettbe-
werbs „Gemeinsam aktiv. Mobil in ländlichen Räumen“ in Bonn 20 
Kommunen für Projekte ausgezeichnet, die das Radfahren und Zu-
fußgehen vor Ort einfacher, sicherer und attraktiver machen. Unter 
den Gewinnern befinden sich auch die drei bayerischen Vertreter 
Markt Roßtal, Landkreis Bamberg und die Stadt Freising.

Die Lage Roßtals ist durch die 
hügelige Struktur für viele Bür-
gerinnen und Bürger unattrak-
tiv, so dass diese direkt das Au-
to benutzen. Um die aktive Mo-
bilität zu steigern und die Bürger 
dazu zu bewegen, für Einkäufe 
etc. öfter das Rad zu nutzen und 
das Auto stehen zu lassen, schaff-
te der Markt Roßtal 2020 und 
2021 jeweils ein Bürgerlastenrad 

mit komfortablen Elektroantrieb 
an. 2023 folgte aufgrund der ho-
hen Nachfrage das dritte Lasten-
rad. Dieses ist mit einer wetter-
geschützten Kabine für zwei Kin-
der ausgestattet. Die drei Lasten-
räder können von jedem Bürger 
kostenlos ausgeliehen werden, 
um umweltbewusst unterwegs 
zu sein.

Insgesamt strebt Roßtal durch 

den Verleih von kostenlosen 
E-Bürgerlastenrädern an, eine 
fahrradfreundliche, lebenswer-
te und nachhaltige Gemeinde 
zu schaffen. Die Förderung des 
Radverkehrs und die Bereitstel-
lung umweltfreundlicher Trans-
portmöglichkeiten sind Teil ei-
nes ganzheitlichen Ansatzes zur 
Gestaltung einer zukunftsfähigen 
Mobilität in der Gemeinde.

Bürgerinitiative  
„Roßtal bewegt sich“

Die Anschaffung von E-Bürger-
lastenrädern in Roßtal war ein 
Projekt, das aus der offenen Bür-
gerinitiative „Roßtal bewegt sich“ 
entstand. Diese verfügt aber 

über keine eigenen Mittel und 
stellte den Kauf der Lastenräder 
in der Steuerungsgruppe Radver-
kehr der Kommune vor. „Roßtal 
bewegt sich“ hat sich ehrenamt-
lich um die Anschaffung der Las-
tenräder gekümmert.

Mobil im Bamberger Land

Gemeinsam mit den 36 Ge-
meinden und Städten realisiert 
der Landkreis Bamberg Mobilsta-
tionen. Dabei können durch den 
modularen Ansatz unterschied-
liche lokale Bedarfe berücksich-
tigt werden. Da der Landkreis 
Bamberg im Rahmen seines In-
termodalen Mobilitätskonzepts 
auch intensiv an einer erhebli-
chen qualitativen und quantitati-
ven Steigerung seines ÖPNV-An-
gebots arbeitet, sollte die gesam-
te Mobilität eine neue und abge-
stimmte Erscheinung erhalten. 
Alle Angebote der neuen Mobili-
tät sollen unter der Marke „Mo-
bil im Bamberger Land“ gut er-
kennbar zusammengeführt wer-
den. Dazu sollen die Mobilstati-
onen beitragen. Diese bieten der 
Bevölkerung eine räumliche Bün-
delung von Mobilitätsangeboten 
an netzrelevanten Verknüpfungs-
punkten. Die genaue Ausprägung 
ist in Abhängigkeit ihrer räumli-
chen Lage, dem Ortsbild, der Be-
deutung im ÖPNV-Netz und der 
zu kombinierenden Verkehrsmit-
tel modular gestaltbar.

Am jeweiligen Standort wer-
den alle vorhandenen und künf-
tigen Angebote und Dienstleis-
tungen rund um die Mobilität 
gebündelt. Hierzu zählen z. B. si-
chere Radabstellanlagen, Rad-
service-Stationen, Pkw-Parken, 
Pendlerparken, Carsharing-Sta-
tion, Taxistände, Ladepunkte für 
E-Autos, E-Bikes und Pedelecs 
und viele weitere Serviceange-
bote und Dienstleistungen wie 
z. B. Schließfächer, W-LAN-Hots-
pots, Ladebuchsen für Handys, 
Briefkasten, Packstation, öffentli-
che Toiletten. Damit werden Um-
stiege erleichtert, Wege verkürzt 
und zudem ein wertvoller Beitrag 
zum kommunalen Zusammenle-
ben geleistet.

Um die Einheitlichkeit der Mo-
bilstationen in Erscheinung und 
Benutzung zu gewährleisten so-
wie den Gemeinden die prakti-
sche Umsetzung möglichst ein-
fach zu machen, wurde ein kreis-
weit anzuwendendes modulares 
Rahmenkonzept mit Gestaltungs-
leitfaden erarbeitet. Dieses fin-
det unter Begleitung des Land-
kreises seit 2020 Anwendung und 
so sind inzwischen vier Mobilsta-
tionen in Baunach, Gundelsheim, 
Ebing und Zapfendorf realisiert 
worden. Viele weitere befinden 
sich im Bau (Litzendorf) bzw. in 
Planung (z.B. Burgebrach, Ebrach, 
Hallstadt, Oberhaid, Reckendorf, 
Scheßlitz) (Stand: Juli 2023).

Der Landkreis unterstützte sei-
ne Gemeinden konzeptionell und 
wirtschaftlich bei den Realisie-
rungen der Mobilstationen.

„Entsiegeln, wiederverwerten, 
aufwerten“

Die Innenstadt der Stadt Frei-
sing befindet sich aktuell im Um-

bau und wird verkehrsberuhigt 
ausgestaltet. Entsprechend sollte 
ein Einfahren des Kfz-Verkehrs in 
die Innenstadt nicht mehr mög-
lich sein, wodurch Fahrspuren für 
den Kfz-Verkehr an der sog. Karl-
wirtkreuzung entfallen und statt-
dessen Radverkehrsanlagen an-
geordnet werden konnten. Der 
nahegelegene Platz wurde unter 
den Aspekten „entsiegeln“, „wie-
derverwerten“ und „bepflanzen“ 
attraktiver gestaltet.

Das Projekt ermöglicht eine si-
chere Führung für den Radver-
kehr und trägt dazu bei, dass Kon-
flikte zwischen Fuß- und Radver-
kehr auf den engen Gehwegen 
minimiert werden. Vor allem im 
Sommer lässt sich erkennen, dass 
der neugestaltete Platz hohe Ak-
zeptanz durch die Freisinger er-
fährt. Neben den erreichten Zie-
len (Sicherheit, Attraktivität) ent-
stand auch ein wirtschaftlicher 
Nutzen für die anliegende Eisdie-
le am Platz sowie die Geschäfts-
treibenden der Innenstadt.

Die Umgestaltung des Platz-
bereichs wurde im Rahmen des 
Förderprogramms „REACT-EU“ 
gefördert. Für eine bessere Zu-
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gänglichkeit zum Weihenstepha-
ner Berg wurden drei Stellplät-
ze zu Gunsten von entsiegelten 
Aufenthaltsflächen entfernt. Der 
Parkplatz für Menschen mit Ein-
schränkungen wurde im nahege-
legenen Bereich vor dem Eiskel-
ler neu gebaut. Die dort beste-
henden Stellplätze für E-Fahrzeu-
ge, Motorräder und Fahrräder 
wurden ertüchtigt. Die Stellplät-
ze wurden dabei teilentsiegelt, 
um die Versickerung vor Ort zu 
gewährleisten.

Durch die Verlagerung und das 
teilweise Entfallen der Parkplät-
ze konnte aus dem Verkehrsraum 
ein angenehmer urbaner, den-
noch begrünter Platz mit einigen 
neuen Highlights wie einer gro-
ßen Plakatwand mit Informatio-
nen zur Historie der Karlwirtkreu-
zung und des Lindenkellers, ei-
nem großformatigen Grafitti und 
Spielsteinen geschaffen werden. 
In den Abendstunden sorgt eine 
neue dezente Beleuchtung der 
historischen Mauer für eine an-
genehme Aufenthaltsqualität auf 
dem Platz, was insbesondere Be-
suchern von Veranstaltungen zu-
gutekommt. � DK

Aktuelle LBO-Mitgliederumfrage zeigt:

Personalmangel deutlich größer 
als bisher angenommen

MÜNCHEN. Der Landesverband Bayerischer Omnibusunter-
nehmen e.V. (LBO) schlägt Alarm: Eine aktuelle Umfrage unter 
den privaten bayerischen Omnibusunternehmen, an der sich 
rund ein Drittel der in Bayern tätigen knapp 1.000 mittelständi-
schen Unternehmen beteiligt hat, zeichnet ein düsteres Bild. Es 
werden deutlich mehr Busfahrerinnen und Busfahrer gesucht 
als bisher angenommen. Ebenso droht die Altersstruktur in den 
Belegschaften den Mangel in den kommenden Jahren noch er-
heblich zu verschärfen.

In den rund 1.000 meist familiengeführten mittelständischen 
Omnibusunternehmen in Bayern fehlen sehr viel mehr Busfah-
rerinnen und Busfahrer als bisher angenommen. War das Er-
gebnis einer verbandsinternen Umfrage aus 2022 noch, dass im 
Freistaat rund 2.500 Fahrer fehlen, hat sich diese Zahl bis heu-
te dramatisch erhöht. So lässt die Ende November durchgeführ-
te Umfrage, an der sich mit rund 300 Unternehmen fast ein Drit-
tel aller privaten Omnibusunternehmen in Bayern beteiligt ha-
ben, den Rückschluss zu, dass hierzulande ca. 4.000 Stellen als 
Busfahrer zu besetzen sind. Dass es nicht noch deutlich mehr of-
fene Stellen gibt – das zeigt die Umfrage ebenso eindrücklich – 
hängt an den knapp 4.000 Rentnerinnen und Rentnern, die in 
Voll- oder Teilzeit Busse lenken.

„Wir hatten schon länger die Vermutung, dass sich der Perso-
nalmangel in den letzten beiden Jahren nochmals deutlich ver-
schärft hat, aber diesen hohen Anstieg hatten wir nicht erwar-
tet“, kommentiert LBO-Geschäftsführer Stephan Rabl die Um-
frage. „Man muss es so sagen: die vielen Rentnerinnen und 
Rentner halten den Laden am Laufen! Ohne ihre Unterstützung 
drohten flächendeckend weit mehr Ausfälle als aktuell.“

Der Personalmangel hat aber nicht nur negative Auswirkun-
gen auf die Millionen Fahrgäste, die täglich den Bus nutzen und 
auf ihn angewiesen sind, sondern auch auf die Betriebe selbst. 
80 Prozent der Unternehmen geben an, aufgrund des fehlen-
den Personals Umsatzeinbußen zu verzeichnen. Das gilt im öf-
fentlichen Nahverkehr ebenso wie im Reise- und Gelegenheits-
verkehr.

Eine Besserung der Situation ist aktuell nicht in Sicht, im Ge-
genteil. 45 Prozent der Beschäftigten (ohne Rentner) sind, so 
zeigt die Umfrage, 55 Jahre oder älter, scheiden also innerhalb 
der nächsten zehn Jahre aus.

„Das Berufsbild muss wieder attraktiver werden, junge Men-
schen und vor allem auch Frauen müssen sich für den Beruf be-
geistern, und nicht zuletzt auf politischer Ebene müssen Berufs-
zugangshürden abgebaut und die Ausbildung endlich reformiert 
werden. Dann werden auch die politisch gesteckten Ziele einer 
Verdoppelung der Fahrgastzahlen im ÖPNV bis 2030 sowie at-
traktive Nahverkehrsangebote überall in Bayern erreicht,“ zeigt 
sich Rabl überzeugt. � r

Potenziale für mehr Radverkehr: 

17. Fahrradkommunalkonferenz 
in Regensburg

Das Mobilitätsforum Bund im Bundesamt für Logistik und Mobili-
tät (BALM) hat in diesem Jahr gemeinsam mit der Stadt Regensburg 
die 17. Fahrradkommunalkonferenz ausgerichtet. Die Veranstaltung 
fand im November unter dem Leitthema „Das Rad vernetzt – Poten-
ziale für mehr Radverkehr“ statt. Hauptförderer ist das Bundesmi-
nisterium für Digitales und Verkehr.

Die Fahrradkommunalkonfe-
renz 2023 thematisierte in Foren, 
Fachvorträgen, Exkursionen und 
Netzwerktreffen u.a. den Zusam-
menhang des Radverkehrs mit 
den Themenbereichen Digitali-
sierung, Klimaschutz und kom-
munaler Infrastruktur.

Am ersten Tag der Konfe-
renz stand der Vernetzungsas-
pekt auf verschiedenen Ebe-
nen im Fokus. Am zweiten Tag 
der Konferenz wurde die Praxis-
nähe der Vernetzung durch ver-
schiedene Sessions und Fachfo-
ren geschaffen. Themen waren 
hierbei u.a. Change Manage-
ment in der Verwaltung und 

Stadt-Land-Umland-Beziehungen.
Rund 320 Radverkehrsverant-

wortliche insbesondere aus den 
Kommunen, sowie Expertinnen 
und Experten aus Wissenschaft 
und zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen nahmen an der Konfe-
renz teil. Auch der Freistaat Bay-
ern unterstützte die Konferenz 
fachlich, organisatorisch und fi-
nanziell. Bayerns Verkehrsminis-
ter Christian Bernreiter konn-
te zwar nicht selbst teilnehmen, 
wünschte allen Beteiligten aber 
viel Erfolg: „Radverkehrsförde-
rung ist nur erfolgreich, wenn 
Bund, Länder und Kommunen ge-
meinsam handeln. Ziel der baye-

rischen Staatsregierung ist es, 
den Radverkehrsanteil in Stadt 
und Land weiter zu steigern. 
Am 1. August ist das Bayerische 
Radgesetz in Kraft getreten. Bis 
2030 wollen wir gemeinsam mit 
den Kommunen 1.500 Kilometer 
neue Radwege in Bayern bauen. 
Denn mit seinen vielen Vorteilen 
– es ist schnell, flexibel und um-
weltfreundlich – ist das Rad eines 
der wichtigsten Fortbewegungs-
mittel und gewinnt immer mehr 
an Bedeutung.“

Green Note Siegel

Die Fahrradkommunalkonfe-
renz, die im marinaforum in Re-
gensburg stattfand, wurde als be-
sonders nachhaltige Veranstal-
tung mit dem Green Note Siegel 
ausgezeichnet. Oberbürgermeis-
terin Gertrud Maltz-Schwarzfi-
scher zeigte sich im Anschluss zu-
frieden: „Es war uns eine Ehre, 
die 17. Fahrradkommunalkonfe-
renz in Regensburg ausrichten zu 
dürfen. Ich bedanke mich für die 
vielen Impulse und den spannen-
den Austausch mit allen Beteilig-
ten sowie die tolle Unterstützung 
durch das Staatsministerium für 
Bauen, Wohnen und Verkehr. Wir 
konnten viel voneinander lernen 
und nun hoffe ich, dass wir in der 
Radverkehrsförderung alle einen 
weiteren großen Schritt nach vor-
ne machen können.“

Die Fahrradkommunalkonfe- 
renz ist eine der wichtigsten 
Veranstaltungen der Radver-
kehrsbranche in Deutschland. 
Ziele der Konferenz sind der Wis-
senstransfer, der kollegiale und 
fachliche Austausch sowie die 
Netzwerkbildung, um Potenziale 
für mehr Radverkehr in Deutsch-
land zu heben.

Die Veranstaltung endete mit 
der offiziellen Staffelstabüberga-
be an die ausrichtende Kommu-
ne der Fahrradkommunalkonfe-
renz für das Jahr 2024, der Stadt 
Hannover. � r

Erhöhung der LKW Maut:
CO2-Preis Verdoppelung kommt zur Unzeit
Brossardt: „Kosten tragen Verbraucher – Reallohnverluste 

statt Lenkungswirkung“
Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. lehnt 
die zum 01.12.2023 eingeführte LKW-Mauterhöhung auf 200 
Euro pro Tonne CO2 entschieden ab. „Wir beobachten aktuell 
einen leichten Rückgang der Rekordinflation der letzten Mo-
nate. Die Mauterhöhung wird sich aber mangels Alternativen 
nahezu eins zu eins bei den Verbrauchern wiederfinden, denn 
der breite Serien-Hochlauf von Null-Emissionsfahrzeugen wird 
frühestens ab 2024 Fahrt aufnehmen. Bis dahin gibt es kei-
ne Ausweichmöglichkeiten für die Logistiker. Die Mauterhö-
hung verkommt so zum Inflationstreiber und Reallohnverlust-
bringer für die Verbraucher. Die erwartete Lenkungswirkung 
kann sie zum jetzigen Zeitpunkt nicht erbringen“, erklärt vbw 
Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt.

„Neben den fehlenden Fahrzeugen gibt es auch noch gewal-
tige Lücken in der Ladeinfrastruktur. Diese müssen zunächst 
behoben werden, bevor der massive Umstieg auf Null-Emissi-
onsfahrzeuge politisch forciert werden kann. Auch ist völlig un-
verständlich, warum die Einführung mitten im Wirtschaftsjahr 
stattfindet, in dem vielfach keine Änderung der Transportpreise 
mehr möglich ist. Ein Beginn zum Kalenderjahr hätte viele admi-
nistrative und bürokratische Kosten vermieden. Das ist schlicht-
weg nicht nachzuvollziehen“, so Brossardt. � r
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365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt­
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

Die Swingo mit Sinkkastenreiniger wird der Gemeinde Unterföhring 
vorgeführt. Der Kommunaltechnik-Profi Henne Nutzfahrzeuge präsen-
tiert den Bauhof-Kollegen eine leistungsstarke Lösung.	 Bild: Henne Unimog

All-in-One-Lösung zur 
Sinkkastenreinigung

Eine Person, ein Arbeitstag und bis zu 500 gereinigte Sinkkästen
Mit dem Sinkkastenreiniger von Allroundmaster kann ein Bediener 
allein das Entleeren von Straßenabläufen übernehmen. Das Anbau-
gerät ermöglicht es einer Arbeitskraft an einem Tag bis zu 500 Sink-
kästen zu leeren, dabei kann mühelos zwischen Kehrmaschine und 
Sinkkastenreiniger gewechselt werden. 

Ohne körperliche Anstrengung 
und ohne der Witterung ausge-
setzt zu sein, findet die Bedie-
nung via Joystick von der Fahrer-
kabine aus statt. Das stufenlose 
Fahren der Swingo erleichtert das 
Anfahren der Sinkkästen. Mit ei-
nem Magnet wird das Hubgerüst 
angehoben, sodass das Saug- 
Teleskop in den Sinkkasten ein-
tauchen und dieser gereinigt 
werden kann. Das Spülwasser 
wird nach dem Ausspülen gerei-
nigt und kann erneut verwendet 
werden. Der Vorteil: Der Wasser-
tank muss auch bei langen Einsät-
zen nicht nachgefüllt werden.

Henne hat als Basis die selbst-
fahrende Kehrmaschine Swingo 

200+ von Aebi Schmidt ausge-
wählt. Sie ist mit drei Besen aus-
gestattet und überzeugt durch 
ihre Reinigungsleistung und Effi-
zienz. Die Kompaktkehrmaschi-
ne hat ein zulässiges Gesamtge-
wicht von 5 Tonnen und verfügt 
über einen 2 m3 großen korros-
ionsbeständigen Kehrgutbehäl-
ter. 

Durch das Koanda-Umluftsys-
tem und dem Druckumlaufwas-
sersystem ist der Feinstaubaus-
stoß gering. Per Knopfdruck lässt 
sich das Fahrwerk absenken und 
mit dem zuschaltbaren Allradan-
trieb wird das Befahren von en-
gen Durchfahrten und Kurven er-
möglicht. � r

Vorbildliche Waldbewirtschaftung 2023:

Staatspreis für  
Memmingen und Iphofen

Neben weiteren zwölf kommunalen und privaten Waldbesitzern 
sind die Städte Memmingen und Iphofen mit dem Staatspreis für 
vorbildliche Waldbewirtschaftung ausgezeichnet worden. Forstmi-
nisterin Michaela Kaniber überreichte im Rahmen eines Festakts in 
München die Staatsmedaillen. Der mit einem Preisgeld von je 1.000 
Euro dotierte Staatspreis wird seit 1997 alle zwei Jahre vergeben.

„Der Staatspreis für vorbildli-
che Waldbewirtschaftung für die 
Stadt Memmingen ist eine tolle 
Bestätigung des großartigen En-
gagements unserer Forstverwal-
tung. Die städtischen Wälder und 
die Stiftungswälder werden seit 
vielen Jahren nachhaltig zuguns-
ten der zukünftigen Generatio-
nen bewirtschaftet und gehen ei-
nen vorbildlichen Weg“, betonte 

Oberbürgermeister Jan Rothen-
bacher, der den Staatspreis mit 
Stefan Honold, Leiter der städti-
schen Forstverwaltung, und Re-
feratsleiter Thomas Schuhmaier 
entgegennahm.

Memmingen ist mit 1240 Hek-
tar Waldfläche der zweitgröß-
te kommunale Waldbesitzer 
in Schwaben. Bei der Bewirt-
schaftung der städtischen Wäl-

der steht heute der Umbau ein-
schichtiger Altersklassenwälder 
in gemischte Dauerwälder im 
Vordergrund. Dadurch sollen die 
Auswirkungen des Klimawandels 
in Zukunft abgemildert werden.

Bewusstsein für den Wald

Rathauschef Rothenbacher, 
der selbst seit seiner Kindheit 
gern in den Wald geht, ist es 
wichtig, bei den Bürgerinnen 
und Bürgern Bewusstsein für den 
Wald und dessen Funktionen zu 
wecken: „Ich binde den Stadtrat 
bei allen Planungen im Stadtwald 
ein. Das bringt einen zusätzlichen 
Multiplikatoreneffekt in der Be-
völkerung.“

Auf der einen Seite steht die 
Nutzung des Waldes. Die Ver-
marktung von jährlich rund 
12.000 Festmeter nachhaltig er-
zeugten Holzes ist ein nicht zu 
unterschätzender Faktor im Etat 
des städtischen Forstamts. Auf 
der anderen Seite stehen die viel-
fältigen Funktionen des Waldes 
für die Bevölkerung und den Na-
turschutz. Aktuell plant die Stadt 
ein Waldinformations- und -er-
lebniszentrum, das diese Funkti-
onen thematisieren soll. Außer-
dem soll in dem Zentrum ein wei-
terer Waldkindergarten unterge-
bracht werden.

Seit jeher dienen die städti-
schen Wälder der Erholung der 
Bürger, was der Forstbetrieb  
mit entsprechender Infrastruktur 
wie zum Beispiel einem Nordic- 
Walking-Trail unterstützt. Dar- 
über hinaus engagiert sich die 
Stadt Memmingen bei verschie-
denen Klima- und Artenschutzini- 
tiativen wie dem „Runden Tisch 
der Artenvielfalt“ und belässt ge-
zielt Biotopbäume und Totholz im 
Stadtwald.

Im Rahmen des Bundesför-
derprogramms „Klimaangepass-
tes Waldmanagement“ wird die 
Stadt künftig fünf Prozent ihrer 
Waldfläche aus der Nutzung neh-
men, wie Forstamtsleiter Ho-
nold berichtete. OB Rothenba-
cher sieht all dies als gute Inves-
tition in die Zukunft seiner Stadt, 
auch wenn die genannten Erho-
lungsfunktionen monetär nicht 
abzubilden sind. „Wir pflegen 
den Wald für die Bürgerschaft 
und deren Nachkommen“, so das 
Stadtoberhaupt.

Mit mehr als 2.300 Hektar 
Waldfläche zählt die Stadt Ipho-
fen zu den großen waldbesitzen-
den Kommunen Bayerns. „Der 
Verpflichtung, die sich aus die-
sem Waldbesitz ergibt, sind sich 
die Stadtväter seit Generationen 
bewusst. Mit ihrem vielfältigen 
Engagement unterstützen die 
Verantwortlichen in Iphofen die 
Waldbelange weit über die Stadt-
grenzen hinaus in der gesamten 
Region“, würdigt das Bayerische 
Forstministerium. Wie schon sein 
Vorgänger Josef Mend ist Bürger-
meister Dieter Lenzer beim Baye- 
rischen Waldbesitzerverband so- 
wie als Vorsitzender des Forst- 
ausschusses im Bayerischen 
Städtetag aktiv.

Vorbildlich sei die Art und Wei-
se, wie die Stadt bei der Waldbe-
wirtschaftung die verschiedenen 

Aspekte unter einen Hut bringt, 
heißt es weiter. Dabei stünden 
der Erhalt der traditionellen Mit-
telwaldwirtschaft und moderne 
Holzernteverfahren gleichrangig 
nebeneinander.

Auch der sogenannte Hoch-
wald wird in Iphofen naturnah 
und nachhaltig bewirtschaf-
tet. Neben dem verwertbaren 
Stammholz nutzt die Stadt heu-
te auch das in der Vergangenheit 
oft unverkäufliche Kronenholz als 
Hackschnitzel für die Fernwärme-
versorgung der Altstadt. Derzeit 
ist sogar ein zweites Heizwerk ge-
plant.

Ebenfalls optimal erfüllt wer-
den die Anliegen des Waldnatur-
schutzes: Die städtischen Wälder 
sind als sogenannte FFH-Gebiete 
(Fauna-Flora-Habitat) im Rahmen 
des europäischen Schutzgebiets-
netzwerks Natura 2000 ausge-
wiesen. Außerdem nimmt Ipho-
fen am LIFE-Programm der Euro-
päischen Union teil.

Laut Staatsministerin Kaniber 
sind die Staatspreisträger wah-
re Vorbilder für alle Waldbesitze-
rinnen und Waldbesitzer. „So wie 
Sie klimatolerante Bäume pflan-
zen, sich für waldverträgliche 
Wildbestände einsetzten, den 
heimischen Öko-Rohstoffes Holz 
vermarkten, leisten Sie einen un-
verzichtbaren Beitrag zum Klima-
schutz. Mit Ihrem Engagement 
bewahren Sie unsere wunder-
schöne Heimat für unsere Kinder 
und Enkel.“

Mit einem Fördervolumen von 
rund 95 Millionen Euro allein im 
vergangenen letzten Jahr inves-
tiert der Freistaat so viel Geld in 
die Zukunft der Wälder, wie kein 
anderes Bundesland. � DK

V.l. Georg Hatzesberger, Erster Bürgermeister in Aicha vorm Wald, und 
Julian Haider von Beutlhauser Safe Work freuen sich über die unkom-
plizierte Zusammenarbeit.	 Bild: Beutlhauser

Professioneller Prüfservice
Eine ganze Gemeinde unter dem „Sicherheitsschirm“ von  

Beutlhauser Safe Work

Passau/Aicha vorm Wald. Im Rathaus, in der Schule und im  
Kindergarten, im Bauhof, in den Feuerwehrhäusern und in der 
Kläranlage: Elektrische Betriebsgeräte sind in all diesen Einrich-
tungen zahlreich zu finden. Doch überall dort, wo elektrischer 
Strom eingesetzt wird, lauern auch Gefahren: Stromschläge 
durch defekte Kabel können Menschen gefährlich verletzen und 
marode Leitungen Großbrände auslösen. Aus diesem Grund 
sind regelmäßige Überprüfungen essenziell – und gesetzlich vor-
geschrieben. Die Gemeinde Aicha vorm Wald im niederbayeri-
schen Landkreis Passau setzt bei der Umsetzung auf den Techni-
schen Prüfdienst von Beutlhauser Safe Work. 

Konkret geht es um die DGUV 
Vorschrift 3, wonach Betrie-
be und Einrichtungen regelmä-
ßig überprüfen müssen, dass ih-
re elektrischen Betriebsmittel 
in technisch einwandfreiem Zu-
stand sind. Eine Pflicht, die Bür-
germeister Georg Hatzesber-
ger jedoch nicht nur als solche 
betrachtet. „Schließlich geht es 
um den Schutz unserer Mitar-
beiter und aller Personen, die in 
die Einrichtungen kommen. Die 
Sicherheit muss bestmöglich ge-
währleistet sein. Als Gemeinde 
nehmen wir hier auch eine Vor-
bildfunktion ein“, sagt Hatzes-
berger. 

Wirtschaftlich,  
verlässlich, rechtssicher

Die Überprüfungen müssen 
von Fachpersonal ausgeführt 
werden. „Dafür haben wir einen 
Partner gesucht. Beutlhauser Sa-
fe Work bietet uns die wirtschaft-
lichste Lösung. Zudem achten wir 
darauf, wenn möglich mit Unter-
nehmen aus der Region zusam-
menzuarbeiten“, führt der Bür-
germeister aus. Seit Start der Ko-
operation im Jahr 2020 kommt 
einmal jährlich Julian Haider von 

Beutlhauser Safe Work nach 
Aicha vorm Wald, um die insge-
samt rund 1.000 elektrischen 
Geräte in sämtlichen gemeindli-
chen Einrichtungen durchzuche-
cken.

„Dabei spielt es keine Rol-
le, ob es sich um ortsveränder-
liche oder ortsfeste Geräte han-
delt – alle müssen geprüft wer-
den“, sagt Haider. Allerdings hat 
er nicht nur die Elektrogeräte im 
Blick. Einmal vor Ort begutachtet 
er auch die weiteren Betriebs-
mittel im Bauhof und in der Klär-
anlage, wie Ketten und Seile, Wa-
genheber oder Unterstellböcke, 
die ebenfalls wiederkehrend zu 
überprüfen sind. 

Diese vollumfängliche Betreu-
ung ist im gemeindlichen Be-
reich eher selten, wird von bei-
den Seiten aber sehr geschätzt. 
Bürgermeister Georg Hatzesber-
ger betont insbesondere die Ver-
lässlichkeit: „Julian kommt und 
tut eigenständig seine Arbeit – 
da brauchen wir uns um nichts 
mehr kümmern.“ Zudem profi-
tiert die Gemeinde von der über-
sichtlichen Dokumentation samt 
Bildmaterial, mit der sich die re-
gelmäßige Überprüfung rechtssi-
cher nachweisen lässt. � r

Alle Preisträger mit Waldkönigin Antonia Hegele und Ministerin Michaela Kaniber (m.).	 Bild: Hauke Seyfarth/StMELF
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Neufahrn ist eine junge, in 
den letzten Jahrzehnten durch 
die Nähe zu München und einer 
sehr guten Verkehrsanbindung 
schnell gewachsene Kommune 
mit etwa 21.000 Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit 2014 Erster Bür-
germeister und hauptamtlich 
tätig.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

forderungen beschäftigen uns 
auch heute. Hinzu kommen die 
Sicherung und der Ausbau un-
serer Kinderbetreuungs- und 
Bildungsangebote, aber auch 
die Gewinnung und Entwick-
lung von Personal sowie die  
Digitalisierung unserer Verwal-
tung. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ich halte die kommunalpoliti-
sche Interessensvertretung für 
zunehmend wichtig. Bund und 
Freistaat betonen regelmäßig 
die Bedeutung der Kommunen 
und stellen gerne ihre Geldzu-

Franz Heilmeier
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Neufahrn b.Freising

Ich habe Katholische Theologie studiert, war 
als Pastoralreferent in der Gemeinde-, Jugend- 
und Hochschulseelsorge tätig und bin bis heute 
ehrenamtlicher Leiter von Wortgottesdiensten.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich bin seit meiner Zeit in der Jugendverbands-
arbeit politisch interessiert. Nach meinem Stu- 
dium bin ich berufsbedingt nach Neufahrn gezo-
gen und habe die Gemeinde mit ihrer Mischung 
aus ländlichen Wurzeln und städtischer Entwick-
lung sehr schätzen gelernt. Als damaliger Spre-
cher des Ortsverbands unserer Partei habe ich 
einige Entscheidungen, aber auch die Polarisie-
rung, sehr bedauert und kritisch gesehen und 
mich interessiert, für die Gestaltung unserer Ge-
meinde Verantwortung zu übernehmen.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich war zuvor nicht im Gemeinderat, habe aber 
das Gemeindegeschehen schon immer verfolgt 
und kannte viele Menschen innerhalb wie außer-
halb des Gemeinderates schon durch meinen Be-
ruf sehr gut. Aus vielen Gesprächen heraus hat-
te ich einige Ideen, Anliegen und Ziele, was ich in 
der Gemeinde bewegen und verbessern möchte. 
Es war aber dennoch ein Sprung ins kalte Was-
ser. Ich weiß allerdings von vielen Kolleginnen 
und Kollegen, dass dies wohl fast alle am Anfang 
so erleben.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen?

Die Gemeinde war kommunalpolitisch polari-
siert, hatte trotz ihrer guten Lage das Image ei-
nes Logistikstandorts mit relativ schwachen Ge-
werbesteuereinnahmen und war kaum vorberei-
tet auf Aufgaben in der Mobilitäts- und Energie- 
wende. Daher spielten von Anfang an die Kom-
munikationskultur, die Verbesserung der Stand-
ortqualität, der Aufbau vielfältiger Mobilitäts-
möglichkeiten und der Umstieg in regenerati-
ve Energieträger in möglichst kommunaler bzw.  
regionaler Hand eine wichtige Rolle.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die vorhin genannten anfänglichen Heraus-

wendungen an uns in den Fokus. Ich bin im Vor-
stand des Bayerischen Städtetags und im Kreis-
vorstand des Gemeindetags und sehe, dass die 
frühzeitige Einbindung unserer Spitzenverbän-
de in Gesetzgebungsprozesse deutlich schlechter 
geworden ist und dass die vorgegebenen, gewal-
tigen Ausgabensteigerungen vielfach verharm-
lost werden. Dem müssen wir uns dringend ent-
gegenstellen. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Ja, gleich mehrere: Behaltet trotz mancher 
Verärgerungen die Wertschätzung für die Men-
schen in Eurer Gemeinde, haltet die Einsam-
keit in Leitungsverantwortung aus, denkt über 
die Gemeindegrenzen hinaus, schätzt die par-
teiübergreifende Kollegialität, nützt die praxis-
nahe Fachkompetenz in den Geschäftsstellen der 
Kommunalen Spitzenverbände und pflegt private 
Freundschaften, vor allem auch zu denen, die 
Euch widersprechen.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Wichtig ist ein Mix aus klarer und verlässlicher 
Regelkommunikation einerseits und eine Zeitpla-
nung andererseits, die noch Luft lässt für kurz-
fristiges Reagieren und Handeln. Das gilt für die 
Gespräche und Einbeziehung von Bürger/innen 
ebenso wie für ein gutes Miteinander mit den 
Gemeinderät/innen und für eine produktive und 
fördernde Arbeitskultur im Rathaus und den an-
deren Stellen der Gemeindeverwaltung.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sie hat schon heute einen großen Einfluss, der 
noch wachsen wird. Wichtig ist dabei, dass die 
Digitalisierung im Dienst der Aufgaben steht und 
nicht umgekehrt.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Eigentlich nicht, eher Grundhaltungen wie 
Achtung und Respekt gerade auch in Konflikt- 
situationen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als ein Bürgermeister, der die Gemeinde zu-
sammen gehalten und sie für gegenwärtige und 
künftige Aufgaben vorbereitet und fit gemacht 
hat und der fair mit den Menschen umgegangen 
und in diesem Sinn auch in der Gemeindepolitik 
ein guter „Seelsorger“ gewesen ist. � r

Türkische Gemeinde in Bayern e.V.:

Verleihung der tgb-Verdienstplakette
Auszeichnung für Gudrun Brendel-Fischer, Harald Güller und Hep Monatzeder

Laudatio von Charlotte Knobloch
Bereits zum fünften Mal ehrte die Türkische Gemeinde in Bayern e.V. 
engagierte Akteure im Bereich der Integration und nutzte die Veran-
staltung gleichzeitig für einen Austausch zu relevanten gesellschaft-
lichen Themen. Gudrun Brendel-Fischer, Harald Güller und Hep Mo-
natzeder seien Persönlichkeiten, „die sich während ihrer langjährigen 
politischen Karrieren besonders für den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt eingesetzt haben“, heißt es auf der Internetseite des Vereins.

Vorstandssprecher Prof. Dr. Vu-
ral Ünlü betonte den Einsatz der 
Geehrten für das gesellschaftli-
che Zusammenwachsen im Frei-
staat. Besonders stolz zeigte sich 
der Verein, dass Dr. Charlotte 
Knobloch, Präsidentin der Israe-
litischen Kultusgemeinde Mün-
chen und Oberbayern K.d.ö.R., 
die Laudatio übernahm: „Es war 
eine große Ehre“.

Gudrun Brendel-Fischer

In ihrer Zeit als Integrations-
beauftragte der Bayerischen 
Staatsregierung, setzte die CSU 
Politikerin aus Bayreuth wichti-
ge Akzente, insbesondere im Be-
reich Bildung und Frauenrech-
te, und kann auf eine beeindru-
ckende Leistungsbilanz verwei-
sen.

Harald Güller

Ein parlamentarisches Urge-
stein mit einem Vierteljahrhun-
dert parlamentarischem Engage-
ment, zeichnete sich als Prototyp 
eines Politikers aus, der auch ei-
nen engen Kontakt zur Migran-
ten-Community pflegt, insbeson-
dere im benachteiligten Stadt-
teil Augsburg-Oberhausen. Als 
haushaltspolitischer Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion setz-
te er sich nachhaltig für die Fi-
nanzierung von Integrationsmaß-
nahmen, Beratungsstellen und 
Sprachförderung ein.

Hep Monatzeder

Mit 18 Jahren kommunalpo-
litischer Erfahrung als Bürger-
meister von München und für 

fünf Jahre Mitglied des Bayeri-
schen Landtags, gehört er zu den 
profiliertesten bayerischen Grü-
nen-Politikern. Als Mitglied des 
tgb-Beirates hatte er stets ein of-
fenes Ohr für die Anliegen des 
Vereins. Die tgb dankt ihm für 
sein Engagement innerhalb des 
Verbandes.

Dr. Charlotte Knobloch führte 
aus: „Meiner Überzeugung nach 
leben wir in Bayern bereits heu-
te sehr gut miteinander – das ist 
meine feste Überzeugung. Aller-
dings wird sich unser Miteinan-
der verändern, und wir können 
nicht allein unseren Abgeordne-
ten die Verantwortung für die 
Gestaltung dieses Zusammenle-
bens auferlegen. Jeder, der hier 
lebt und unsere Werte teilt, der 
offen seine Meinung äußert und 
keinen Hass verbreitet, der sei-
nen eigenen Weg geht, ohne den 
seiner Mitmenschen zu schmä-
lern – dieser Mensch muss hier 
Heimat finden können. Ganz 
egal, wann und wo er betet und 
ob seine Großeltern aus Mün-
chen stammen, aus Konya oder 
aus Nowosibirsk.“ � r

Sitzend v.l.: Gudrun Brendel-Fischer, MdL a.D. / ehem. Integrationsbeauftragte der Bayerischen Staatsre-
gierung, Dr. Charlotte Knobloch, Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern. 
Stehend v.l.: Orhan Tinengin, Doyen der Türkischen Presse in München, Dr. Christoph Kern, Präsident des 
Bayerischen Fußball-Verbandes, Prof. Dr. Ursula Münch, Direktorin der Akademie für Politische Bildung, 
Stefan Düll, Präsident des Deutschen Lehrerverbandes, Harald Güller, MdL a.D., Prof. Dr. Vural Ünlü, Vor-
standssprecher der Türkischen Gemeinde in Bayern e.V., Hep Monatzeder, MdL a.D. / Bürgermeister a.D. 
der Landeshauptstadt München, Prof. Dr. Dr. Fuat Oduncu, Krebsforscher und Präsident der Erich-Frank 
Gesellschaft e.V., Dr. Hanna Sammüller-Gradl, Chefin des Kreisverwaltungsreferats der Landeshauptstadt 
München, Yehoshua Chmiel, Vize-Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern 
und Dr. Roman Deininger, SZ-Chefreporter.� Bild: Türkische Gemeinde in Bayern e.V.

Dr. Olaf Heinrich weiter an der Spitze
Neuwahlen beim Trägerverein der Europaregion Donau-Moldau

Rita Röhrl nach vielen Jahren verabschiedet

Gäbe es den Trägerverein der Europaregion Donau-Moldau (EDM) 
nicht, hätten viele Projekte auch in Niederbayern nicht reali-
siert werden können und viele Fördergelder aus Europa wären 
nicht in die Region geflossen. Beständig soll weiter an der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit gearbeitet werden, so der 
Wunsch von Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich. Er ist bei ei-
ner Sitzung im Landratsamt Kelheim einstimmig als Vorsitzender 
des Trägervereins wiedergewählt worden. Mit herzlichen Wor-
ten verabschiedete er Regens scheidende Landrätin Rita Röhrl, 
die lange Zeit Beisitzerin im Gremium war.

Als der Trägerverein tagte, 
stimmte auch die Kulisse: Die Do-
nau, die die EDM ja im Namen 
trägt, floss direkt am Sitzungssaal 
des gastgebenden Landratsam-
tes Kelheim idyllisch vorbei. Dass 
sich das Gebäude auf einem ehe-
maligen Gelände der Chemiein-
dustrie befindet, zeigte Kelheims 
Landrat Martin Neumeyer auf. 
Bei der Sitzung waren als Mitglie-
der auch die Landräte Niederbay-
erns oder ihre Stellvertreter so-
wie Regierungspräsident Rainer 
Haselbeck zu Gast.

Rita Röhrl verabschiedet

Sie alle wählten einstimmig 
Dr. Olaf Heinrich für weitere 
vier Jahre zum Vorsitzenden des 
Trägervereins. Sein Stellvertre-
ter bleibt Passaus Landrat Rai-
mund Kneidinger. Beisitzer sind 
weiterhin Straubings Oberbür-
germeister Markus Pannermayr 
und Freyung-Grafenaus Land-
rat Sebastian Gruber. Auch Rita 
Röhrl war bislang Beisitzerin und 
übergab den Staffelstab an ihren 
Nachfolger im Regener Landrats- 
amt, Dr. Ronny Raith. Er wurde 

einstimmig gewählt. Schriftfüh-
rer bleibt Deggendorfs Oberbür-
germeister Dr. Christian Moser, 
als Kassenprüfer fungieren wie-
derum Straubing-Bogens Land-
rat Josef Laumer und der Landrat 
von Rottal-Inn Michal Fahmüller.

Wie Dr. Olaf Heinrich aus-
führte, endete für die Projek-
te „EU-Förderberatung“ und das 
„Netzwerkmanagement“ der bis-
herige Förderzeitraum am 28. Fe-
bruar, beim Projekt „Grenzüber-
schreitender Verkehr,“ am 31. 
Oktober. Es wurden neue För-
deranträge im Rahmen der Richt-
linie zur Förderung für Projek-
te im bayerisch-tschechischen 
Grenzraum beim Staatsministe-
rium der Finanzen und für Hei-
mat eingereicht und diese posi-
tiv verabschiedet. Beim Projekt 
„Förderung der Hochschul- und 
Forschungskooperationen“, auch 
bezeichnet als „Koordinierungs-
stelle Niederbayern“, endet der 
Förderzeitraum im kommenden 
Jahr am 30. November. Auch hier 
bemühe man sich um einen An-
schluss.

Die Erfolge der Projekte sind 
vielfältig, zeigte der Trägerver-

einsvorsitzende auf. So konn-
ten zum Beispiel rund 60 Hoch-
schulen und Forschungseinrich-
tungen vernetzt und 20 Millio-
nen für grenzüberschreitende 
Hochschulkooperationen einge-
worben werden, berichtete auch 
die Projektverantwortliche Ven-
dula Maihorn. Durch die spezifi-
sche Förderberatung des Träger-
vereins wurden laut Verena Pfef-
fer bisher 29 internationale Ko-
operationsprojekte angestoßen, 
die die Europäische Union mit 
6,2 Millionen Euro unterstützte. 
4,7 Millionen Euro weitere För-
dermittel wurden im Rahmen 
von zwölf Projekten in den ers-
ten Calls in den Donauraum- und 
Mitteleuropa-Projekten in der 
neuen EU-Förderperiode bean-
tragt.

Aus förderrechtlichen Gründen 
wurde die EU-Förderberatung 
zum 1. März um das Kulturma-
nagement Bayern-Böhmen erwei-
tert. Ziel des Kulturmanagements 
ist es, den bayerisch-tschechi-
schen Verflechtungsraum im Be-
reich Kultur in Niederbayern und 
Südböhmen zu stärken und wei-
ter auszubauen. Ihre Ideen stell-
te Kulturmanagerin Anett Bro-
warzik vor. Im Netzwerkmanage-
ment für Unternehmenskoope-
rationen geht es dagegen in 
erster Linie darum, branchenspe-
zifische betriebliche Zusammen-
arbeit grenzübergreifend vor-
anzubringen und Betriebe ihren 
diesbezüglichen Bemühungen zu 
unterstützen. Netzwerkmana-
gerin Jaroslava Pongratz organi-

Regens scheidende Landrätin Rita Röhrl (m.) ist als Beisitzerin vom wiedergewählten EDM-Trägerver-
einsvorsitzenden Dr. Olaf Heinrich (links daneben) und den Trägervereinsmitgliedern verabschiedet wor-
den.	 Bild: Bezirk Niederbayern

siert für den Austausch diesseits 
und jenseits der Grenze auch gro-
ße Veranstaltungen wie den bay-
erisch-tschechischen Unterneh-
mertag.

Dr. Jan Gregors Projekt hat zum 
Ziel, das bestehende grenzüber-
greifende öffentliche Verkehrs- 
angebot zu optimieren, nach 
Möglichkeit neue Verbindungen 
aufzubauen und das ÖPNV-Infor-
mationsangebot so umfassend 

wie möglich zu verbessern. 
Dass der Trägerverein der EDM 

in Niederbayern besonders en-
gagiert und effizient arbeitet, 
betonte Euregio-Geschäftsfüh-
rer Kaspar Sammer. „Nicht über-
all in der EDM werden so erfolg-
reich Projekte umgesetzt“, gab er 
Einblick. Dr. Olaf Heinrich berich-
tete den Mitgliedern des Träger-
vereins, dass nicht überall so vie-
le Ressourcen aufgewendet wird 

für die EDM wie in Niederbayern. 
Es müsse daher hinterfragt wer-
den, wie die EDM zukünftig räum-
lich definiert werden solle und ob 
der EDM-Raum, der sieben Regi-
onen in Bayern, Österreich und 
Tschechien umfasst, nicht zu groß 
und unübersichtlich sei. Dennoch 
sei die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit wichtiger denn je 
und dürfe auf keinen Fall ausge-
bremst werden. � – eb –
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Überall fehlen Wohnungen. 
Bei uns, in der eher kleinen, aber 
prosperierenden und lebens-
werten Stadt, im Umland von 
attraktiven Großstädten und in 
den Metropolen sowieso.

Die Gründe aufzuzählen ist 
ein langwieriges Unterfangen, 
da verschiedene Faktoren zu-
sammenkommen. Bei uns ist 
es die Anziehungskraft der 
örtlichen Wirtschaft, in Mün-
chen das attraktive Umfeld, insbesondere der 
beiden Spitzenuniversitäten, die alle namhaf-
ten Zukunftsunternehmen veranlassen, sich an 
der Isar anzusiedeln. Andernorts ist es die ruhi-
ge Lage, verbunden mit einer guten Verkehrs- 
anbindung, die eingeschworene Homeoffice- 
Arbeiter anzieht und überall der scheinbar nicht 
zu bremsende Zuzug aus aller Herren Länder, 
den die Bundesregierung einfach nicht in den 
Griff bekommt. Denn man kann sich noch so il-
legal in Deutschland aufhalten und dreimal aus-
reisepflichtig sein – irgendwo muss man ja un-
terkommen.

Bei so viel potenzieller Nachfrage drängt sich 
der Gedanke auf, warum nicht mehr gebaut 
wird. Antwort: Bauen ist teuer, aufgrund viel-
fältiger Vorschriften aufwändig und unflexibel 
sowie einfach nicht rentabel. Stichwort Mieter-
schutz. Ob bei der Festsetzung der Miethöhe, bei 
Mieterhöhungen, baulichen Veränderungen, bei 
Kündigungsrechten und Untermietansprüchen 
– in Deutschland herrscht keine Waffengleich-
heit zwischen Mieter und Vermieter, sondern der 
Vermieter kämpft mit auf dem Rücken gefessel-
ten Händen, während der Mieter ein Hufeisen im 
Boxhandschuh hat.

Da der Markt durch staatliche Eingriffe ohne-
hin gestört ist, hat sich die Ampel für eine Plan-
vorgabe entschieden: 400.000 Wohnungen pro 
Jahr. Basta.

Aber staatliche Planungen funktionieren halt, 
so lehrt es die Geschichte, erst recht nicht. Der-
zeit gehen Optimisten von zwischen 150.000 
und 200.000 neuen Wohnungen pro Jahr aus. 

Besser als nix, aber auch bei 
weitem nicht ausreichend.

Damit kommt ein Vorschlag 
des Kanzlers ins Spiel, mit dem 
auf einen Schlag alle Proble-
me – naja, vielleicht eher ei-
nige – gelöst werden sollen: 
Baut wieder Trabantenstäd-
te wie in der 60er und 70er Jah-
ren. Neuperlach, das Märkische 
Viertel in Berlin, Langwasser – 
über Jahre hinweg als geschei-

terter städtebaulicher Irrweg bezeichnet, sollen 
nach dem Willen des Kanzlers einförmige Beton- 
klötze auf zu engem Raum wieder wie in der 
Nachkriegszeit die Lösung sein.

Nun wohnt Scholz ja in Potsdam und die Plat-
tensiedlung als natürliches Habitat des sozialisti-
schen Menschen ist dort live zu besichtigen, wie 
auch in den Außenbezirken von Minsk, Bukarest 
oder jeder beliebigen anderen Stadt im ehemali-
gen Ostblock. Wer‘s mag ...

Richtig ist, dass sich die genannten Trabanten-
städte in Deutschland durch viel Mühe und En-
gagement der Kommunalpolitik, der Kirchen, 
der Ehrenamtlichen und vieler Bewohner gu-
ten Willens zu lebenswerten Nachbarschaften 
mit eigenem Flair entwickelt haben. Aber ein 
Blick etwa nach Frankreich zeigt, dass das Expe-
riment Trabantenstadt, dort Banlieue genannt, 
auch schiefgehen kann. Gerade wenn die Be-
wohnerschaft monostrukturiert aus Zugewan-
derten besteht. Gut, Scholz interessiert sich nicht 
für Frankreich und stößt unseren engsten Ver-
bündeten mit hanseatischer Arroganz immer 
wieder vor den Kopf, aber soziologische Studien 
aus dem Nachbarland, das sich von uns ja gar 
nicht so arg unterscheidet, müsste er schon le-
sen können.

Aber vielleicht geht es ihm ja nur darum, we-
nigstens auf einem Feld Handlungsfähigkeit 
oder das Vorhandensein einer Gestaltungsidee 
zu demonstrieren, ungeachtet der möglichen 
negativen Folgen. Um die zu vermeiden, müss-
ten solche neuen Großsiedlungen sehr lange 
und äußerst gründlich geplant werden. Keine Ad 
hoc-Lösung für die gegenwärtigen Probleme.

Aber schon Johann Gottfried Herder wusste: 
„Wie Menschen denken und leben, so bauen und 
wohnen sie“.

� Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Keine Ad-hoc-Lösungen 
für aktuelle Probleme

Schwäbischer Integrationspreis 
für sieben Leuchtturmprojekte

Gemeinsam mit Regierungspräsidentin Barbara Schretter verlieh 
Bayerns Innen- und Integrationsstaatssekretär Sandro Kirchner den 
diesjährigen Integrationspreis der Regierung von Schwaben an sie-
ben herausragende Integrationsprojekte. Das Preisgeld in Höhe von 
6.000 Euro stellte das Bayerische Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration zur Verfügung.

Das „Deutsch-Café“ in der 
Stadt Augsburg ist ein offenes 
und kostenloses Lern-Angebot 
von Freiwilligen der Tür an Tür-In-
tegrationsprojekte gGmbH für 
Geflüchtete und Zuwanderer ab 
16 Jahren. Dort engagieren sich 
Jung und Alt, Studenten ebenso 
wie Arbeitssuchende, Alteinge-
sessene oder Menschen mit ei-
gener Migrationsgeschichte. In 
1:1-Tandems oder Mini-Gruppen 
wird das Erlernen der deutschen 
Sprache unterstützt – in Ergän-
zung zu klassischen Deutschkur-
sen und individuell angepasst an 
die Bedürfnisse der Lernenden.

Aktuell bietet das Deutsch-Ca-
fé für ca. 35 Freiwillige und 100 
Lernende einen festen und zu-
gleich flexiblen Rahmen, zwei 
Stunden pro Woche an einem 
festen Ort, an einem festen Tag, 
zu einer festen Zeit, jedoch oh-
ne Verpflichtung zu regelmäßiger 
Teilnahme für beide Seiten. Im 
Sommer 2015 starteten die bei-
den Deutsch-Cafés im Zentrum 
für interkulturelle Beratung, spä-
ter kamen jene im „Römerhof“ 
und im „morizpunkt“ hinzu – je-
weils in Kooperation mit unter-
schiedlichen Partnern. Ende des 

Jahres wird ein fünftes Café im 
Bildungshaus Kresslesmühle er-
öffnen.

Dolmetscherpool

Menschen mit noch geringen 
Deutschkenntnissen werden seit 
2020 vom Dolmetscherpool in 
Kempten bei der gesellschaftli-
chen Teilhabe. Die Diakonie All-
gäu schult Ehrenamtliche, die als 
Sprachmittler Sprache und Kultur 
vermitteln, um ein kultursensib-
les Miteinander zu schaffen. Kos-
tenfrei werden Klienten zu Termi-
nen bei Behörden, Arztterminen, 
Beratungsstellen usw. begleitet. 
Der Dolmetscherpool bildet en-
gagierte Menschen mit Migrati-
onshintergrund zu ehrenamtli-
chen Dolmetschern aus. Diesen 
qualifizierteren Sprach- und Kul-
turmittlern werden Termine von 
anfragenden Institutionen und 
Privatpersonen vermittelt. Der 
Dolmetscherpool ist damit auch 
eine sehr gefragte Vermittlungs-
zentrale, in der bis Mitte des Jah-
res bereits über 730 Anfragen be-
arbeitet wurden. Jedes Jahr wer-
den zwei Kulturdolmetscherkur-
se sowie ein bis zwei Sprach- und 
Kulturmittlerkurse organisiert.

Unterstützung  
für Waisenkinder

Im Jahr 2020 wurde der Ver-
ein „Take my hand e.V.“ in Mün-
chen gegründet. Zweck des Ver-
eins ist es, Kinder in postsowje-
tischen Kinderheimen und nach 
der Heimentlassung zu unterstüt-
zen. Aktuell liegt das Augenmerk 
vor allem auf den Waisenkindern 
in der Ukraine und Russland. Eine 
wichtige Aktivität hat der Verein 
in Ursberg gestartet: Dort wer-
den seit 2022 geflüchtete Wai-

senkinder aus einem evakuier-
ten ukrainischen Kinderheim auf 
ganz persönliche Weise begleitet. 
In dem Kinderheim lebten mehr 
als 80 Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen, die einer beson-
deren Unterstützung bedürfen.

Der Verein bildet ehrenamtli-
che Mentoren aus, die den Wai-
senkindern individuelle Zuwen-
dung schenken und sie bei der In-
tegration in Deutschland unter-
stützen. Das hilft den Kindern, 
ihre erlebten Traumata besser 
zu verarbeiten und ihre sozia-
len Kompetenzen zu stärken. Die 
Mentoren besuchen ihre Men-
tees wöchentlich im Kinderheim 
in Ursberg und verbringen mit 
ihnen Zeit – mit Spielen, Vorle-
sen, Malen oder mit Ausflügen. 
Zudem erfolgt eine kontinuier-
liche psychosoziale Begleitung 
der Tandems. Aktuell sind zehn 
aktiv, weitere befinden sich im 
Aufbau. Das Projekt wird in en-
ger Absprache mit dem Kinder-
heim und dessen Träger, dem Do-
minikus-Ringeisen-Werk, durch-
geführt.

Das Ehepaar Waldbrunn, seit 
2017 ehrenamtlich im Bereich 
Asyl und Integration tätig, mach-
te es sich zur Aufgabe, den Men-
schen im 2022 eingerichteten 
Übergangswohnheim der Regie-
rung von Schwaben in Dillingen 
bei der Integration in ihrer neu-
en Heimat zu unterstützen. Dabei 
hat sich das Paar stets u.a. an fol-
genden Leitsätzen und Zielen der 
Dorferneuerung Binswangen ori-
entiert: „Wir wollen die Integrati-
on von Neubürgern in die Dorfge-
meinschaft fördern. wir wollen, 
dass keiner ausgeschlossen wird, 
und wir einander helfen. Wir för-
dern Schulbildung, Gesundheit 
und soziale Kompetenzen.“ Da-
her war es für die Waldbrunns 
selbstverständlich, die Geflüch-
teten in den ersten Tagen nach 
der Ankunft zu besuchen und 
in den Austausch zu treten. Zu-
nächst wurden gemeinsam erste 
behördliche Angelegenheiten er-
ledigt, was durch die gute Zusam-

menarbeit mit dem Helferkreis 
Wertingen, der Unterkunftslei-
tung, der Flüchtlings- und Inte-

grationsberatung sowie ehren-
amtlich tätigen Dolmetschern 
aus dem Landkreis zügig voran-
ging.

Insgesamt engagieren sich zwi-
schenzeitlich viele weitere Perso-
nen haupt- und ehrenamtlich, et-
wa mit der Gartenplanung für die 
Selbstversorgung mit Obst, Ge-
müse, Kräutern und Blumen, der 
Durchführung eines privaten Fe-
rienprogramms oder der Förde-
rung individueller und begleiten-
der Zukunftsplanung für Schule 
und Beruf. Alle Migranten neh-
men am Deutschunterricht teil. 
Hobbies und kulturelle Teilhabe 
werden durch Kontakte zu diver-
sen Vereinen unterstützt. Näh-
maschinen wurden angeschafft, 
Fahrräder, Inline-Skates, Sport-
geräte, Spielzeug, Kinderwagen 
u.v.m. wurden an die Bewohner 
des Übergangswohnheims ver-
schenkt. Für Frauen wird es in ei-
nem Therapie- und Trainingszen-
trum in Wertingen einen Gesund-
heitspräventionskurs geben.

Als fester Bestandteil der In-
tegrationslandschaft im Ostall-
gäu hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren der „teapoint Buch-
loe“, ein regelmäßiger offener 
Treff im evangelischen Gemein-
dehaus für alle Flüchtlinge, eh-
renamtlichen Helfer und Inter-
essierte, etabliert. Ehrenamtli-
che kümmern sich um verschie-
denste Anliegen der Flüchtlinge. 
Man kommt bei Kaffee, Tee und 
Kuchen ins Gespräch, organisiert 
Hilfen und Unterstützung, sei es 
beim Ausfüllen von Formularen, 
Bewerbungen, bei der Nachhilfe 
für Schüler oder der Wohnungs-
suche. Darüber hinaus werden 
auch Weihnachtsfeiern und Aus-
flüge organisiert. Den „teapoint“ 
besuchen derzeit regelmäßig 
Menschen mit etwa zehn ver-
schiedenen Nationalitäten. Vie-
le der ehemaligen Migranten, die 
schon viele Jahre in Buchloe le-

ben, helfen mittlerweile auch ak-
tiv im Helferkreis mit. Finanziert 
wird der offene Treff ausschließ-
lich durch Spenden.

Deutschkurse als  
nachbarschaftliches Projekt

Mit ihrer Initiative „Hilfe von 
Flüchtlingen für Flüchtlinge“ bie-
tet die Türkin Seval Yürük in der 
Flüchtlingsunterkunft in Weiler 
ehrenamtlich Deutschkurse an. 
Diese finden täglich zwei Stunden 
statt und werden sehr gut ange-
nommen. Aus dieser Deutsch- 
initiative hat sich auch ein gutes 
nachbarschaftliches Hilfsprojekt 
entwickelt. Fahrdienste und an-
dere Hilfeleistungen werden von 
der Gruppe um Seval Yürük er-
ledigt. Darüber hinaus gestaltet 
und organisiert sie auch mit den 
Bewohnern Feste, wie beispiels-
weise das Zuckerfest zum Ende 
des Ramadans. Überdies hat sie 
gemeinsam mit den Bewohnern 
kleine Pflanzen- und Gemüse- 
beete vor den Wohnungen der 
jeweiligen Familien angelegt. Das 
soziale Miteinander und ein gu-
ter Umgang in der Nachbarschaft 
stehen im Mittelpunkt.

Seit zehn Jahren in der ehren-
amtlichen Flüchtlingsbetreuung 
tätig ist Margot Müller aus Schei-
degg-Scheffau. Dort ist die Situ-
ation sehr speziell, denn die Un-
terkunft mit ihren 40 Bewohnern 
liegt weit entfernt von der nächs-
ten größeren Ortschaft und ist 
kaum mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln erreichbar. Frau Müller 
wohnt direkt neben der Unter-
kunft und ist Tag und Nacht als 
Ansprechpartnerin für die dort 
untergebrachten Flüchtlinge da 
und im Einsatz. Sie unterstützt 
die Menschen mit allen notwen-
digen Hilfen, von Fahrdiensten 
bis Behördengängen, und wird 
deshalb als „Herbergsmutter“ ti-
tuliert. � DK

Kaniber und Schöffel:

Finanzieller Startschuss für neues 
Behördenzentrum in Marktredwitz

Haushaltsausschuss im Landtag erteilt Projektfreigabe 
Verlagerung von 85 sicheren und zukunftsfähigen Arbeitsplätzen im Rahmen der Heimatstrategie

„Den weiteren Planungen für das Behördenzentrum in Marktredwitz 
steht nun nichts mehr im Weg: der Haushaltsausschuss im Landtag 
hat seine Projektfreigabe erteilt. So werden künftig 60 Beschäftig-
te der Staatlichen Führungsakademie für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und 25 Beschäftigte des Landesamtes für Digitalisie-
rung, Breitband und Vermessung in einem modernen Neubau unter-
gebracht. Die Maßnahme ist Teil der erfolgreichen Heimatstrategie 
und eine Stärkung für die Stadt Marktredwitz und die gesamte Regi-
on Fichtelgebirge “, freut sich Finanz- und Heimatstaatssekretär Mar-
tin Schöffel anlässlich des Beschlusses des Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen des Bayerischen Landtags zur Errichtung 
eines dauerhaften gemeinsamen Dienstgebäudes für das „Kompe-
tenzzentrum Förderprogramme“ der Staatlichen Führungsakademie 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie für das „Service-
zentrum eGovernment BayernServer“ des Landesamtes für Digitali-
sierung, Breitband und Vermessung in Marktredwitz.

Landwirtschaftsministerin Mi-
chaela Kaniber: „Wir bieten den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Staatlichen Führungs-
akademie für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten mit dem 
neuen Ämtergebäude in Markt- 
redwitz im schönen Fichtelge-
birge eine wunderbare Arbeits- 
umgebung mit hervorragender  
Infrastruktur. 

Effizientes, bürgerfreundliches 
Verwaltungszentrum

Dieser Neubau zusammen mit 
dem Servicezentrum Bayernser-
ver schafft ein effizientes, bür-
gerfreundliches Verwaltungs-
zentrum, von dem beide Institu-
tionen profitieren. Alles in allem 
stärken wir damit den ländlichen 
Raum und rücken mit der so er-

weiterten FÜAK die Landwirt-
schaft noch mehr in die Mitte 
der Gesellschaft. Das freut mich 
als Landwirtschaftsministerin 
sehr.“

Neubau als Passivhaus in 
Holz-Hybrid-Bauweise

Im Rahmen der Heimatstrate-
gie des Freistaats Bayern zur Be-
hördenverlagerung entsteht in 
Marktredwitz im neuen Stadt-
teil „Benker-Areal“ in der Innen-
stadt ein gemeinsam genutz-
tes Dienstgebäude für 60 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des 
„Kompetenzzentrums Förder-
programme“ der Staatlichen Füh-
rungsakademie für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und 
25 Beschäftigte des „Servicezen-
trums eGovernment BayernSer-

ver“ des Landesamtes für Digita-
lisierung, Breitband und Vermes-
sung. Nach der Projektfreigabe 
durch den Haushaltsausschuss 
können die weiteren Planungen 
zur Errichtung des Neubaus als 
Passivhaus in Holz-Hybrid-Bau-
weise nun erfolgen.

Konzeption, Entwicklung und 
Durchführung von IT-Verfahren

Das „Servicezentrum eGovern-
ment BayernServer“ des Landes-
amtes für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung berät 
staatliche Behörden bei der Kon-
zeption, Entwicklung und Durch-
führung von IT-Verfahren im eGo-
vernment-Bereich. Das „Kompe-
tenzzentrum Förderprogramme“ 
der Staatlichen Führungsaka-
demie für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten wickelt bayeri-
sche Förderprogramme aus dem 
Bereich der Landwirtschaft, etwa 
zur Strukturförderung, Markt-
struktur und Produktbeihilfe so-
wie die Bienenförderung und die 
Förderung von Erzeugerorganisa-
tionen Obst und Gemüse zentral 
ab. Zielgruppen sind in erster Li-
nie Unternehmen der Land- und 
Ernährungswirtschaft, Selbsthil-
feeinrichtungen und berufsstän-
dische Organisationen.

Derzeit sind die beiden Dienst-
stellen vorübergehend noch im 
Ost-West-Kompetenzzentrum in 
Marktredwitz untergebracht. �r

mailto:info%40gemeindezeitung.de?subject=
https://www.gemeindezeitung.de
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24/2023, die am 21. Dezember 2023 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
•	 Arbeitsplatz Kommune
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Kommunaler Bau
•	 Schulen l Kindergärten l Horte l Spielplätze

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der GZ-Jahreswandkalender 2024 bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de Eine komplette  

Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2023

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH
www.sew-kempen.de

P Betriebskosteneinsparung
	 durch hohe Effizienz und

Betriebssicherheit 

P Maximale Hygiene -
keim- und schadstoff-
übertragungsfrei

P 	Redundant, betriebssicher, hocheffizient

P 	Reduzierung der vorzuhaltenden Heiz-,
Kühl- und Elektroleistungen

P 	Wegfall von Rückkühlwerken möglich

P Nachrüstung / Sanierung im Bestand

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg undWürzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt.
Flugsicherung,KlinikumGroßhadern,Muffathalle, TheCharles
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Ihre eigene Gas- und 
Strompreisbremse

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Landkreis München:
Maßnahmen bei einem Stromausfall

Ein unerwarteter, langanhaltender Stromausfall mit überregiona-
len Auswirkungen, stellt eines der möglichen Katastrophenszena-
rien in Deutschland dar. Der Landkreis München hat beschlossen, 
in Zusammenarbeit mit den Städten und Gemeinden eine umfas-
sende Katastrophenschutzplanung für einen länger andauernden 
Blackout durch die KomRe AG erstellen zu lassen. Diese Planung soll 
helfen, handlungsfähig zu bleiben und die Schäden gering zu halten.

Das Hauptziel des Projekts 
ist die Entwicklung eines auf 
den Landkreis zugeschnitte-
nen Sonderschutzplans für ei-
nen Blackout sowie von Notfall-
plänen für die einzelnen Kommu-
nen, damit die Entscheidungsträ-
ger wissen, was auf sie zukommt, 
welche Aufgaben zu beachten 
sind und welche Handlungen 
empfohlen werden. Ein wichti-

ger Bestandteil dieser Notfall-
pläne ist die individuelle Erfas-
sung relevanter Einrichtungen 
und Organisationen vor Ort. 
Deshalb werden Online-Befra-
gungen durchgeführt. Das soll 
die Ableitung eines realistischen 
Lagebildes im Landkreis Mün-
chen und damit eine maßge-
schneiderte Notfallplanung für 
den Krisenfall ermöglichen. � r

Festakt in Lichtenfels:

30 Jahre SDF Klosterlangheim
Auf eine nunmehr 30 Jahre andauernde erfolgreiche Entwick-
lung kann die Schule für Dorf- und Flurentwicklung (SDF) Kloster-
langheim verweisen. Das runde Jubiläum wurde mit einem Fest-
akt im Stadtschloss Lichtenfels gefeiert. Lothar Winkler, Leiter des 
Amts für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberfranken und SDF-Vor-
standsmitglied konnte hierzu rund 100 Gäste begrüßen. Winkler 
vertrat die bisherige Vorsitzende der SDF, Heidrun Piwernetz, die 
mittlerweile an die Spitze des Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofes in München gewechselt ist.

Die SDF Klosterlangheim ist die 
fränkische der drei bayerischen 
Schulen. Dabei ist sie keine Schu-
le im eigentlichen Sinn, sondern 
vielmehr eine Bildungsstätte, in 

der die Teilnehmer in Workshops 
und Seminaren zur aktiven Mitar-
beit in der Dorferneuerung, der 
Flurneuordnung und der Integ-
rierten Ländlichen Entwicklung 

(ILE) motiviert werden. Die SDF 
unterstützt seit drei Jahrzehnten 
mit ihrem Angebot erfolgreich 
bürgerschaftliches Engagement 
und Eigenverantwortung.

Impulsgeber

Die Schule sei hoch anerkannt 
und als Impulsgeber für die Ent-
wicklungen im Ländlichen Raum 
nicht mehr wegzudenken, beton-
te Winkler. Der von 1993 bis 1997 
aufwändig restaurierte ehemali-
ge Konventbau biete beste Mög-
lichkeiten für einen Seminarbe-
trieb. Einen großen Anteil an dem 
Erfolg maß der Amtsleiter unter 
anderem dem ehemaligen Präsi-
denten der Direktion für ländliche 
Entwicklung Oberfranken, Bruno 
Rahn, dem damaligen Regierungs-
präsidenten Dr. Erich Haniel, dem 
früheren Bezirkstagspräsidenten 
Edgar Sitzmann, dem ehemaligen 

Lichtenfelser Bürgermeister Win-
fried Bogdahn sowie Prof. Dr. Hol-
ger Magel, einem der geistigen 
Väter der bayerischen Dorferneu-
erung, zu.

Zu drei Jahrzehnten Engage-
ment und Leidenschaft für die 
Themen und insbesondere die 
Menschen des ländlichen Raums 
gratulierte Roland Spiller, Refe-
ratsleiter Integrierte Ländliche 
Entwicklung und Flurneuordnung 
beim Bayerischen Staatsministeri-
um für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. Hinter dieser Erfolgs-
geschichte stehe die Fähigkeit, die 
sich wandelnden Bedürfnisse der 
Menschen im ländlichen Raum 
gut im Blick zu haben und das An-
gebot konsequent weiterzuent-
wickeln. Die SDF Klosterlangheim 
habe sich als Ideenschmiede für 
den ländlichen Raum erwiesen. 
Sie habe sich immer wieder neu 
aufgestellt, um ihrer Vision, die 
Menschen, die etwas für ihre Hei-
mat bewegen wollen, zusammen-
zubringen und zum Tun zu befähi-
gen, treu zu bleiben.� DK
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19. Müller-BBM Fachgespräche
www.mbbm-ind.com

17 11. Bayerisches 
BreitbandForum

Themenportal
KOMMUNAL-
POLITIK

www.hss.de
www.hss.de

GRUNDLAGEN KOMMUNALER 
HAUSHALTSFÜHRUNG

Band 3Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

RECHNUNGSPRÜFUNG

Band 4Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

BAURECHT 
IN DER GEMEINDE

Band 2Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

RECHTLICHE GRUNDLAGEN 
KOMMUNALER 
SELBSTVERWALTUNG

Band 1Kommunalpolitischer Leitfaden

Leitfäden, Themen und Seminare – 
alles rund um die Kommunalpolitik

uwww.hss.de/kommunalpolitik

Rundum digital 

360°-Digitalisierung für Ihre Verwaltung
www.akdb.de/loesungen

Verwirrende Zeiten
brauchen klare
Finanzen.
Behalten Sie Ihre finanziellen Ziele im
Blick. Wir unterstützen Sie dabei.

Mehr auf sparkasse.de/mehr-als-geld

Bayernweit –
Gemeinsam für mehr
Geschwindigkeit

Bayernweit –
Gemeinsam für mehr
Geschwindigkeit

Bayernweit –
Gemeinsam für mehr
Geschwindigkeit
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Wir machen das Gasnetz 
fi t für grünen Wassersto� 

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Mit zinsgünstigen Kommunal-  

und speziellen Förderkrediten. 

Mehr Infos unter bayernlabo.de

Fortschritt fördern.
Zukunft gestalten.

blabo_AZ_b-gemeindezeitung_wandkalender_80x80mm_2022-09-28_v03_ks.indd   1blabo_AZ_b-gemeindezeitung_wandkalender_80x80mm_2022-09-28_v03_ks.indd   128.09.2022   09:49:2928.09.2022   09:49:29

Unserer Beratungskompass:

Erfahren Sie mehr auf unserer 

Webseite: www.bayernfm-consult.de

• Sie wollen ESG-konform und 
klimaneutral werden?

• Sie wollen einen rechtssicheren 
und professionellen 
Gebäudebetrieb?

• Sie wollen für Ihr 
Bauprojekt Kosten und 
Terminüberschreitungen sparen?

Grünes Licht 
für Glasfaser.

unseregrueneglasfaser.de

Vernetzen Sie Ihre Kommune mit Glasfaser.

Heute schon an morgen denken:
Mit einem Nahwärmenetz die
kommunale Energiewende gestalten!

ENERPIPE ist Ihr Partner bei der Konzeption eines Nah-oder Fernwärmenetzes.
Außerdem stellen wir alle Komponenten für die Wärmeversorgung bereit:
Rohr-und Verbindungstechnik, Übergabetechnik usw.

Mehr Informationen bei unseren kostenlosen Online-Seminaren!
Jetzt anmelden!

Heute schon an morgen denken:

23 Bayerisches Energie- &
WasserkraftForum

Landesparteitag 
FDP Bayern, Ingolstadt

Landkreisversammlung
Bayerischer Landkreistag 
Wunsiedel im Fichtelgebirge

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag
27./28. Juni Würzburg

Vollversammlung 
Bayerischer Städtetag 
26./27. Juni, Kempten

Bayerischer 
Sparkassentag, 
Straubing

98. Verbands-
versammlung des 
SVB, Straubing

Kommunalforum 
Alpenraum, Kundl, AT

Landesversammlung 
Bayerischer Gemeindetag, 
Veitshöchheim

Kommunalforum

202420242024
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Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Pfingstmontag

Fronleichnam

Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag

Silvester

Allerheiligen

Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt
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Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag
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